KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Ausschuss fur Kinder,
Jugendliche und Familien

An die

Mitglieder des Ausschusses fur Kinder, Jugendliche und Familien
des Kreises Warendorf

nachrichtlich:

allen Ubrigen Kreistagsmitgliedern
und allen stellvertretenden Ausschussmitgliedern

Warendorf, den 17.08.2023

Einladung

zur Sitzung des Ausschusses fur Kinder, Jugendliche und Familien
am Montag, dem 28.08.2023, um 15:00 Uhr

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie ein zur nachsten Sitzung des Ausschusses fur Kinder,
Jugendliche und Familien

am Montag, dem 28.08.2023, um 15:00 Uhr,

im GroRen Ausschusszimmer des Kreishauses Warendorf
(4. OG, Raum C 4.26).

Tagesordnung:

I. Offentlicher Teil

1 Fragestunde fur Einwohnerinnen und Einwohner
2 Bericht der Verwaltung
3 Zuschusse zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten ab  135/2023

dem 01.08.2023



4 Finanzierung von Grof3tagespflegestellen im 136/2023
Zustandigkeitsbereich des Amtes fir Jugend und
Bildung

5 Einsatz als insoweit erfahrene Fachkraft nach § 4 Abs. 2 137/2023

Bundeskinderschutzgesetz (KKG) sowie § 8b SGB VIlI
— Anpassung der Leistungsvereinbarung sowie der
Leistungsbeschreibung

6 Rahmenvereinbarung zur Sicherstellung des 138/2023
Schutzauftrages gemaR 88 8a und 72a SGB VIII

7 Personalentwicklung und Organisationsuntersuchung im 163/2023
Amt fur Jugend und Bildung - Sachstand

8 Sozialpadagogische Foérderung im schulischen Vor- 134/2023
(Ubergangsmanagement IlI) und Nachmittag (OGS-
Forderung) - Sachstandsbericht

9 15 Jahre ,Warendorfer Praxis“ — Sachstandsbericht 140/2023

Il. Nichtoffentlicher Teil

1 Bericht der Verwaltung

Sollten Sie an der Teilnahme der Sitzung verhindert sein, benachrichtigen Sie bitte
Ihren Stellvertreter bzw. Ihre Stellvertreterin.

Mit freundlichen Grif3en beglaubigt:
gez.
Valeska Grap Anke Frolich

Vorsitz Amtsleitung



KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Jugend und Bildung 135/2023
Betreff:

Zuschisse zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten ab dem 01.08.2023

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien 28.08.2023
Berichterstattung: Herr Wiesmann

Finanzielle Auswirkungen: X ja 1 nein

Falls ja:

Im Haushaltsplan vorgesehen: X ja [ nein

Produkt Nr. 060 510 Bez. Kinderin Tageseinrichtungen,
Tagespflege und Spielgruppen

Ergebnisplanposition oder Investition Nr. 02 und 15 Bez. Zuwendungen und allgemeine
Umlagen sowie
Transferaufendungen

Betrag a) fur den Zweck veranschlagt und a) 02 =792.000 € 15 =990.000 EUR

b) nunmehr erforderlich b) 02 =792.000 € 15 =990.000 EUR

1) Investitionsauszahl./einmalige Aufwendungen: 2) Lfd. Aufwendungen (einschl. Abschreibungen) jahrlich:

insgesamt: EUR insgesamt: EUR

Beteiligung Dritter: EUR Beteiligung Dritter: EUR

Belastung Kreis Warendorf: EUR Belastung Kreis Warendorf: EUR

Beschlussvorschlag:
Folgende Angebote werden im Rahmen des 8§ 48 Abs. 1 KiBiz (Flexibilisierung der

Betreuungszeiten) gefordert:

1. Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen, die Uber eine Offnungszeit von
wochentlich 45 Stunden hinausgehen,




2. Forderung geringer SchlielBungstage der Tageseinrichtung. Jeder Tag, der unter 20
Schlielungstage liegt, wird gefordert. Maximal kdnnen 19 Tage gefoérdert werden,

3. erganzende Kindertagespflege gemal3 § 23 Abs. 1 KiBiz

Die in der Anlage zu dieser Vorlage aufgefuihrten Einrichtungen werden entsprechend in
die Jugendhilfeplanung aufgenommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, diesen in die Jugendhilfeplanung aufgenommenen
Kindertageseinrichtungen die entsprechenden Zuschisse nach § 48 KiBiz zu gewahren.
Die Anerkennung gilt fir einen Zeitraum von einem Kita-Jahr; mithin bis zum 31.07.2024.



Erlauterungen:

Seit dem Kindergartenjahr 2020/2021 gewahrt das Land NRW jedem Jugendamt einen
pauschalierten Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten. Die Bezuschussung
dient der finanziellen Forderung von kind- und bedarfsgerechten,
familienunterstitzenden Angeboten in der Kindertagesbetreuung. Fur das Kita-Jahr
2023/2024 steht hierfur landesweit ein Betrag von 80 Mio.€ zur Verfligung.

Nach 8§ 48 Abs. 2 KiBiz bestimmt sich der Anteil des Jugendamtes bis zum
Kindergartenjahr 2024/2025 aus der Anzahl der fur das Kindergartenjahr 2019/2020
beantragten Kindpauschalen fir in Tageseinrichtungen betreute Kinder im Verhaltnis zur
landesweiten Anzahl.

Dem Amt fiur Jugend und Bildung des Kreises Warendorf wird fur diese Zwecke fir das
Kindergartenjahr 2023/2024 ein Betrag von 819.403 € zur Verflgung gestellt.
Voraussetzung fur die Gewéhrung des Zuschusses ist, dass das Jugendamt diesen
Zuschuss mit einer Erhéhung des Betrages um 25 Prozent, mithin um 204.875 €, fur
zeitlich flexible Angebotsformen einsetzt. Unter der Voraussetzung, dass die Mittel in
voller Hohe in Anspruch genommen werden, koénnten 1,024 Mio.€ fur das
Kindergartenjahr 2023/2024 verausgabt werden.

In  einem interkommunalen Erfahrungsaustausch haben die Jugendamter der
Minsterlandkreise und der Stadt Mduinster ihr Interesse an abgestimmten
Fordergrundsatzen bekundet und dies auch fur die Weiterentwicklung nach dem ersten
Forderjahr erneuert. Am 25.05.2020 (Vorlage 078/2020) hat der Ausschuss die
Fordergrundsatze fur das erste Forderjahr 2020/21 beschlossen. Im ersten Forderjahr
sollten die Grundsatze erprobt werden und dann auf dieser Basis fur die dauerhafte
Forderung weiterentwickelt werden.

Durch die Corona-Pandemie und die einhergehenden Einschrankungen in der
Kindertagesbetreuung lagen die notwendigen Rahmenbedingungen fir die Erprobung
zusatzlicher Angebote erneut nicht vor. Die Erfahrungen mit den Férdergrundsatzen sind
daher nur sehr begrenzt aussagekraftig. Die Jugendamter sprechen sich erneut fur eine
Verlangerung der Erprobungsphase aus.

In § 48 Abs. 1 KiBiz (n.F.) werden verschiedene Mdglichkeiten aufgezeigt, fur die eine
Bezuschussung moglich ist. Diese Aufzéhlung ist nicht abschlieend und dient als
Orientierung.

Bisher wurden in Abstimmung mit allen Minsterlandkreisen folgende drei Kriterien als
besonders forderungswuirdig bewertet, da diese der Bedarfssituation der Familien
entsprechen.

a. Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen, die (ber eine Offnungszeit von
wochentlich 45 Stunden hinausgehen,

b. Forderung geringer SchlieBungstage der Tageseinrichtung. Jeder Tag, der unter 20
SchlieBungstage liegt, wird geférdert. Maximal kbnnen 19 Tage gefordert werden,



c. erganzende Kindertagespflege gemal3 § 23 Abs. 1 KiBiz
(Schulkinder, die ergdnzend in Kindertagespflege (Randzeiten) betreut werden, sind
von der Férdermdglichkeit ausgeschlossen).

Die Stadte Ahlen und Oelde haben eigene Férdermodalitaten erarbeitet. Das Jugendamt
der Stadt Beckum prift, inwieweit es sich den hier entwickelten Forderkriterien
anschliel3en kann.

Der Kreis Steinfurt hat im Rahmen eines MalRnahmenpakets gegen den
Fachkraftemangel die bisher bestehenden Fdrderkriterien zum Kindergartenjahr
2023/2024 abgewandelt und teilweise neue Kriterien geschaffen. Das wesentliche Ziel
dabei ist, Anreize fir Trager zu schaffen, damit moéglichst viele Einrichtungen eine flexible
Buchung von 35 Stunden ermdglichen und dadurch die im Kreis Steinfurt hohe Quote der
45-Stunden-Buchungen (52,1 % - Kreis Warendorf 30,36 %) deutlich reduziert werden
kann. Dies wird zunachst fur ein Jahr erprobt. Die Erfahrungen werden in einem
gemeinsamen Austauschtreffen mit allen Minsterlandkreisen sowie der Stadt Minster im
Frihjahr nachsten Jahres erdrtert.

Sowohl in den anderen Minsterlandkreisen als auch in der Stadt Munster gelten
weiterhin die bisher abgestimmten Kriterien, sodass die Verwaltung vorschlagt, fur die
kommende Forderperiode ab dem 01.08.2023 die Férderung analog der Fordersatze des
Vorjahres durchzufiihren.

e fir zusatzliche Offnungszeiten und Betreuungsangebote: 60 € pro Stunde (nach wie
vor nur Anreizférderung, keine Vollkostenfinanzierung angestrebt)

e Forderung der reduzierten Schlietagezahl mit einem Grundbetrag i.H.v. 1.500 € pro
Tag

Die Forderung setzt ein bei weniger als 20 Schliefstagen (entsprechend der
Schlie3tagezahl in § 27 Abs. 3 KiBiz).

Es wird eine abgestufte Forderung in Abhangigkeit der Gruppenanzahl der Kita
vorgenommen. Kitas bis 2 Gruppen erhalten 100% des Grundbetrages, 3 Gruppen
90%, 4 Gruppen 80% und 5 und mehr Gruppen 70%. Dieser Schlissel wurde
aufgrund der besseren Personaleinsatzplanung groferer Kitas gewahlt.

e Sofern die zur Verfliigung stehenden Mittel nicht ganzlich durch die vorgenannten
Fordermdglichkeiten ausgeschopft werden, wird von der Méglichkeit der Forderung
der erganzenden Kindertagespflege Gebrauch gemacht.

Grundsatze:

« Das Fordermodell ist fur das Kindergartenjahr 2023/2024 erneut als
Erprobungsphase geplant in der Erfahrungen gesammelt werden sollen. Alle
Beteiligten sind sich jedoch einig, dass ggfls. eine Anpassung bzw. Konkretisierung
der Kriterien zum Kindergartenjahr 2024/2025 erfolgen musse. Dazu vereinbaren die
Jugendamter einen gemeinsamen Austausch im Herbst dieses Jahres.

* Grundsatzlich ist die Forderung als eine Finanzierungsunterstiitzung zu verstehen
und nicht als kostendeckender Zuschuss.



* Mindeststandard fur den Erhalt der Fordermittel ist die Vorhaltung des
Betreuungsangebotes von 35 Stunden als Blockzeitangebot im Portfolio der
Kindertageseinrichtung. Eine Ausnahme gilt nur fur die Einrichtungen, die aufgrund
der raumlichen Gegebenheiten kein Blockzeitangebot einrichten kdnnen.

* Es muss eine Antragstellung durch den Tréager der Kindertageseinrichtung erfolgen.

« Forderungen von Kindertageseinrichtungen mit Offnungszeiten von wdéchentlich tber
50 Stunden sollen nur fur einzelne Einrichtungen und nach Prufung durch das Amt fur
Jugend und Bildung erfolgen, um ein Uberangebot in einzelnen Kommunen zu
vermeiden.

+ Die maximale Betreuungszeit der Kinder pro Woche liegt bei 45 Stunden. Die
Flexibilisierung zieht im Regelfall keine Ausweitung der individuellen Betreuungszeit
nach sich.

Auf Basis der Antragsstellungen und der Férdermodalitaten knnen 42 Einrichtungen im
Zustandigkeitsbereich des Amtes fir Jugend und Bildung geférdert werden. 18
Einrichtungen koénnen den Zuschuss fir die Verlangerung der wo6chentlichen
Offnungszeit sowie 6 Einrichtungen den Zuschuss fur geringere SchlieRtage erhalten. 18
dieser Einrichtungen kdénnen aufgrund beider Fordertatbestdande Zuschiisse erhalten.

Insgesamt kdnnen den Tageseinrichtungen fir den Zeitraum vom 01.08.2023 -
31.07.2024 damit Zuschisse von rd. 747 T€ zur Verfigung gestellt werden.

Die unter den Buchstaben a.-c. aufgefuhrten Angebote sollen in die Forderung zur
Flexibilisierung der Betreuungszeiten fir das Kita-Jahr 2023/2024 aufgenommen werden.
Die in der Anlage zu dieser Vorlage aufgefuhrten Einrichtungen sollen in die
Jugendhilfeplanung aufgenommen werden.

Der Teilansatz im Haushaltsplan 2023 belauft sich im Aufwand fir die
Kindertageseinrichtungen auf 950 T€ sowie auf rd. 40 T€ fur erganzende
Kindertagespflege (insgesamt 990 T€); an Landesmitteln wurden insgesamt 792 T€
veranschlagt.

Anlagen:
Ubersicht Zuschisse Flexibilisierung der Betreuungszeiten



Forderbetrag Fordersumme
60 Euro pro . SchlieBtage und
o ) Fordersumme . .
Ifd. Nr. Einrichtung Ort Stunde/die Woche SchlieRtage Wocheno6ffnungszeit in
(angelehnt an 1,5 Summe (inkl. JA
Fachkréfte ) mal 52 Aufstockung)
1 Friedrich-Frébel-Kindergarten (Borgkamp 14) Beelen 7.800,00 € 7.800,00 €
2 Alexe-Hegemann-Kindertagesstatte (Sudwiese 13) Beelen 46.800,00 € 17.550,00 € 64.350,00 €
3 Natur-Kinder-Haus (Lessingweg 6) Drensteinfurt 7.800,00 € 7.800,00 €
4 Die Zwergenburg (Weidenbrede 4) Drensteinfurt 7.800,00 € 8.400,00 € 16.200,00 €
5 Villa Kunterbunt (Kleiststr. 13) Drensteinfurt 19.500,00 € 18.000,00 € 37.500,00 €
6 Caritas KiTa im Ludgerushaus (Breslauer Str. 29) Ennigerloh 5.460,00 € 5.460,00 €
7 Kath. Kindergarten St. Franziskus (Buchenweg 25) Ennigerloh 1.560,00 € 14.850,00 € 16.410,00 €
8 Kindergruppe Arche Noah (Weidkamp 4 a) Ennigerloh 15.600,00 € 15.600,00 €
9 Kath. Kindergarten St. Marien (Wiemstr. 9a) Ennigerloh-Enniger 1.560,00 € 13.200,00 € 14.760,00 €
10 Kindergarten Drosselnest (Drosselgrund 5) Ennigerloh-Enniger 6.240,00 € 6.240,00 €
11 Kath. Kindergarten St. Margaretha (Dorfstr. 21) Ennigerloh-Ostenfelde 11.550,00 € 11.550,00 €
12 |Wawuschels (Buchenweg 35) Ennigerloh 11.700,00 € 11.700,00 €
13 Kath.Kindergarten St. Laurentius (Warendorfer Str. 78) Ennigerloh-Westkirchen 1.560,00 € 11.550,00 € 13.110,00 €
14 Kath. Kindergarten St. Vitus (Schorlemer Str. 2 und Bergstrale ) Everswinkel 780,00 € 780,00 €
15  [St. Magnus Kindergarten (Schmaler Kamp 6) Everswinkel 6.240,00 € 6.240,00 €
16 Kindertagesstatte Weidenkorb (Kolpingstr. 32) Everswinkel 23.400,00 € 11.550,00 € 34.950,00 €
17 Outlaw Kita BahnhofstraBe (Bahnhofstr. 49) Ostbevern 7.800,00 € 14.400,00 € 22.200,00 €
18 Outlaw-Kita Grevener Damm (Grevener Damm 53) Ostbevern 7.800,00 € 16.200,00 € 24.000,00 €
19 Outlaw Kita Brock (Schmedehausener Str. 8) Ostbevern 7.800,00 € 16.200,00 € 24.000,00 €
20  [Stadt. Kindertagesstatte Pusteblume (Karl-Wagenfeld-Str. 7) Sassenberg 7.800,00 € 7.800,00 €
21 Stadt. Kindertagesstatte Blauland (Sassenberger Str. 26) Sassenberg-Fuchtorf 7.800,00 € 7.800,00 €
22 Stadt. Kindertagesstatte Wolke 7 (Zum Brokeland 16) Sassenberg 15.600,00 € 14.400,00 € 30.000,00 €
23 Outlaw Kita Kohkamp (Rohrlandweg 29) Sendenhorst-Albersloh 23.400,00 € 12.600,00 € 36.000,00 €
24 Kiku Emspiraten (Furstendiek 13) Telgte 17.550,00 € 17.550,00 €
25 Outlaw Kita FeuerbachstraRe (FeuerbachstraRe 86) Telgte 7.800,00 € 18.900,00 € 26.700,00 €
26 Stadt. Kindertagesstatte Abenteuerland (Max-Planck-Str. 13) Telgte 9.360,00 € 8.400,00 € 17.760,00 €
27 Kath. Kindergarten St. Margareta (Gartenstr. 5) Wadersloh 8.580,00 € 8.580,00 €
28 DRK Kindergarten Villa Kunterbunt (Kantstr. 45) Wadersloh 15.600,00 € 13.500,00 € 29.100,00 €
29 DRK Kita Wunderwelt (Lechtenweg 11) Wadersloh 15.600,00 € 12.000,00 € 27.600,00 €
30 Kath. Kindergarten St. Nikolaus (Lange Str. 6) Wadersloh-Diestedde 4.680,00 € 4.680,00 €
31 DRK- Kindergarten Flohzirkus (Im Klostergarten 3) Wadersloh 15.600,00 € 10.500,00 € 26.100,00 €
32 |DRK Kita ehem. 701 (Benteler Str.) Wadersloh 15.600,00 € 15.600,00 €
33 Kindertagesstatte Kunterbunt (Brinkstr. 5) Warendorf 15.600,00 € 15.600,00 €
34 Laurentius-Kindergarten (Kirchstr. 7) Warendorf 2.340,00 € 8.100,00 € 10.440,00 €
35 Kath. Kindergarten St. Magdalena (Stiftsbleiche 2) Warendorf-Freckenhorst 15.600,00 € 15.600,00 €
36 Kindergarten Wichtelhchle (Warendorfer Str. 29) Warendorf-Freckenhorst 46.800,00 € 46.800,00 €
37 Kindergarten St. Josef (Im Winkel 3) Warendorf-Freckenhorst 7.800,00 € 7.800,00 €
38 Spielstube Warendorf e.V. (Dusternstr. 6) Warendorf 18.000,00 € 18.000,00 €
39  |Springfrosche (Warendorfer Str. 62) Warendorf-Freckenhorst 7.800,00 € 7.800,00 €
40 Kita RosenstraRe (Rosenstr. 11) Warendorf 6.750,00 € 6.750,00 €
41 Eichenwiéldchen Il (Rosenstr. 11) Warendorf 6.750,00 € 6.750,00 €
42 Kiku Luttenland (Georg-Muche-StraRe 13) Telgte 15.600,00 € 15.600,00 €

|Gesamt

430.560,00 €

316.500,00 €

747.060,00 € |




4 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Jugend und Bildung 136/2023
Betreff:

Finanzierung von GroR3tagespflegestellen im Zustandigkeitsbereich des Amtes flr
Jugend und Bildung

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien 28.08.2023
Berichterstattung: Herr Wiesmann

Finanzielle Auswirkungen: X ja 1 nein
Falls ja:
Im Haushaltsplan vorgesehen: X ja ] nein
Produkt Nr. 060510 Bez. Tagesbetreuung fur Kinder
Ergebnisplanposition oder Investition Nr. 15 Bez. Transferaufwendungen
Betrag a) fir den Zweck veranschlagt und a) 3.850.000 EUR Teilansatz Kindertagespflege

b) nunmehr erforderlich b) 3.850.000 EUR Teilansatz Kindertagespflege
1) Investitionsauszahl./einmalige Aufwendungen: 2) Lfd. Aufwendungen (einschl. Abschreibungen) jahrlich:
insgesamt: EUR insgesamt: EUR
Beteiligung Dritter: EUR Beteiligung Dritter: EUR
Belastung Kreis Warendorf: EUR Belastung Kreis Warendorf: EUR

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, mit den Tragern der Grol3tagespflegestellen ein Konzept
zur Zusammenarbeit zu erarbeiten und darauf aufbauend eine angemessene
Finanzierungssystematik fir Grol3tagespflegestellen in Tragerschaft eines freien Tragers
der Jugendhilfe zu entwickeln und in einer der kommenden Sitzungen vorzustellen.



Erlauterungen:

Das Kinderbildungsgesetz (KiBiz) sieht die Mdglichkeit vor, dass sich
Kindertagespflegepersonen (TPP) in einem Verbund zu einer Grofldtagespflegestelle
zusammenschlieRen durfen (8 22 Abs. 3 KiBiz). Dabei konnen hdchstens neun Kinder
gleichzeitig und insgesamt durch hoéchstens drei TPP betreut werden, wobei jede dieser
TPP einer eigenstandigen Erlaubnis zur Kindertagespflege bedarf.

Das Land beteiligt sich an den Kosten fiur Kindertagespflege mit einer Zuwendung von
1.169 € pro zum Kindergartenjahr 2023/2024 gemeldeten Tagespflegeplatz (§ 24 Abs. 1
KiBiz). Fur das kommende Kindergartenjahr stehen rd. 530 T€ als Landeszuwendung fur
den Bereich der Kindertagespflege zur Verfigung.

Im Zustandigkeitsbereich des Amtes fur Jugend und Bildung bestehen derzeit acht
GrolRtagespflegestellen. Fur sechs Grol3tagespflegestellen konnten selbststandige TPP
gewonnen werden, zwei sind in Tragerschaft eines Tragers der freien Jugendhilfe.

Die Finanzierung der GroRtagespflegestellen richtet sich nach den ,Richtlinien zur
Forderung von Kindern in Kindertagespflege im Zustandigkeitsbereich des Amtes fir
Jugend und Bildung des Kreises Warendorf‘. Danach erhalten die TPP eine laufende
Geldleistung (Ziffer 10.1-10.3 der Richtlinien), die den Sachaufwand sowie die
Forderleistung je nach Qualifikation und Stundenbuchung der
Personensorgeberechtigten abdeckt. Sie wird als monatliche Pauschale gewéhrt und
jahrlich um 1,5 % erhoht (Ziffer 10.6 der Richtlinien). Aufgrund der allgemeinen
Kostensteigerungen wurde in der Sitzung des Ausschusses fur Kinder, Jugendliche und
Familien (Vorlage 013/2023) beschlossen, dass die Ifd. Geldleistung zum
Kindergartenjahr 2023/2024 einmalig um 3,46 % (Fortschreibungsrate KiBiz) erh6ht wird.

Neben der Ifd. Geldleistung werden noch nachgewiesene Beitrdge zur Kranken- und
Pflegeversicherung und Alterssicherung tbernommen und ein Zuschuss zur Bildungs-
und Betreuungsarbeit sowie zur Miete gewahrt.

In den Fallen, in denen sich die Grol3tagespflegestelle in Tragerschaft eines freien
Tragers der Jugendhilfe befindet, treten die TPP die Ifd. Geldleistung an den freien
Trager ab.

Im Rahmen der Kindergartenbedarfsplanung fir das Kindergartenjahr 2023/2024
zeichnet sich ein Bedarf fur eine weitere Grol3tagespflegstelle ab Beginn des Jahres
2024 in Rinkerode ab.

Der Trager AWO - Unterbezirk Ruhe-Lippe-Ems kann sich die Tragerschaft der
GrolRtagespflegestelle vorstellen. Allerdings sei das bestehende Finanzierungskonzept
nicht mehr auskémmlich und unter diesen Voraussetzungen eine Akquise von TPP nicht
wahrscheinlich. Auch der Trager der bereits bestehenden beiden Gro3tagespflegestellen
(Kolpingbildungswerk) hat bereits mitgeteilt, dass die bisherige Finanzierung nicht
auskommlich sei.

Fur die GroRtagespflegestelle in Rinkerode hat der Trager AWO eine Kalkulation der
Gesamtkosten vorgelegt. Ausgehend von zwei TPP im Anstellungsverhéltnis mit einem
Betreuungsumfang von je 35 Std. und der Erstattung von Sach- und Gemeinkosten
wurden fur die GroRtagespflege in Rinkerode ca. 130 T€ pro Jahr als Kosten anfallen. Im



Rahmen des bisherigen Finanzierungssystems wurde der Trager rd. 105 T€ erhalten,
mithin eine Differenz von 25 T€.

Die Verwaltung schlagt vor, die Finanzierung der Groldtagespflegestellen in Tragerschaft
eines Tragers der freien Jugendhilfe grundsatzlich umzustellen und eine neue
Finanzierungssystematik im Zusammenspiel mit einer konzeptionellen Entwicklung der
Fachberatung des Tragers zu erarbeiten und in einer der kommenden Sitzungen
vorzustellen.

Das zu entwickelnde Finanzierungskonzept soll auch fir weitere GroRRtagespflegestellen
in Tragerschaft eines freien Tragers der Jugendhilfe gelten, sofern im Rahmen der
kunftigen Kindergartenbedarfsplanung weitere Bedarfe fir Grof3tagespflegestellen
bestehen.

Fir das Haushaltsjahr 2024 werden zunédchst drei Groldtagespflegestellen in
Tragerschaft eines freien Tragers der Jugendhilfe prognostiziert. Die Verwaltung geht
daher von zusatzlichen Aufwendungen in Hohe von rd. 75 T€ aus. Die Mittel werden im
Haushaltsplanentwurf fir das Jahr 2024 eingeplant.



O 5

KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Beschlussvorlage 6ffentlich

Federfihrendes Amt
Amt fir Jugend und Bildung

Nr.
137/2023

Betreff:

Einsatz als insoweit erfahrene Fachkraft nach § 4 Abs. 2 Bundeskinderschutzgesetz
(KKG) sowie 8§ 8b SGB VIII — Anpassung der Leistungsvereinbarung sowie der

Leistungsbeschreibung

Beratungsfolge

Termin

Berichterstattung: Herr Bégge

Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien

28.08.2023

Finanzielle Auswirkungen: O ja X nein
Falls ja:
Im Haushaltsplan vorgesehen: O ja X nein
Produkt Nr. Bez.
Ergebnisplanposition oder Investition Nr. Bez.
Betrag a) fir den Zweck veranschlagt und a) EUR
b) nunmehr erforderlich b) EUR
1) Investitionsauszahl./einmalige Aufwendungen: 2) Lfd. Aufwendungen (einschl. Abschreibungen) jahrlich:
insgesamt: EUR insgesamt: EUR
Beteiligung Dritter: EUR Beteiligung Dritter: EUR
Belastung Kreis Warendorf: EUR Belastung Kreis Warendorf: EUR

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien beschlie3t die Uberarbeitete
Leistungsbeschreibung zum Einsatz einer insoweit erfahrenen Fachkraft. Die Verwaltung
wird beauftragt, auf Grundlage des beigeflgten Entwurfes die Leistungsvereinbarung mit
den beteiligten Tragern der freien Jugendhilfe abzuschliel3en.



Erlauterungen:

Der Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien hat in seiner Sitzung am 19.11.2012
eine Leistungsvereinbarung sowie eine Leistungsbeschreibung zum Einsatz als ,insoweit
erfahrene Fachkraft® nach § 4 Abs. 2 Bundeskinderschutzgesetz (KKG) i.V. m. 8§ 8 b
SGB VIII beschlossen (vgl. Vorlage 309/2012).

.Insoweit erfahrene Fachkrafte“ unterstitzen insbesondere Berufsgeheimnistrager bei
der Gefahrdungseinschatzung im Kinderschutz und kdnnen Uber ein abgestimmtes
Verfahren im Amt fur Jugend und Bildung angefragt werden. Um den Anspruch auf
Beratung gemal? 8 8b SGB VIII zu erfiullen, wurde in den vergangenen Jahren in
Abstimmung mit freien Tragern der ambulanten Jugendhilfe ein Pool insoweit erfahrener
Fachkrafte aufgebaut und etabliert.

Mit Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstarkungsgesetzes (KJSG) sowie dem
Landeskinderschutzgesetz NRW war es erforderlich die Leistungsbeschreibung und die
Leistungsvereinbarung an die neuen gesetzlichen Regelungen anzupassen.

Die Uberarbeitung erfolgte im Rahmen eines partizipativen Prozesses. Durch
Ruckmeldungen der Trager der freien Jugendhilfe sowie der in der Praxis agierenden
insoweit erfahrenen Fachkréfte konnten Anregungen aus der fachlichen Arbeit in die
Leistungsbeschreibung mit einflieBen. Darlber hinaus wurden die fachlichen
Empfehlungen des Landesjugendamtes ,Grundsatze und Mal3stédbe zur Bewertung der
Qualitat einer insoweit erfahrenen Fachkraft* entsprechend bertcksichtigt.

Im Wesentlichen wurden folgende Aspekte eingearbeitet:

-Ausfuihrungen zur Qualifikation der insoweit erfahrenen Fachkraft

-Berticksichtigung der spezifischen Schutzbeduirfnisse von Kindern und Jugendlichen mit
Behinderungen

-Konkretisierung der Anspruchsberechtigten fiir eine Beratung durch eine insoweit
erfahrene Fachkraft

-Beteiligung der insoweit erfahrenen Fachkraft bei der intensiven interdisziplinéren
Vernetzung im Kinderschutz sowie bei der stetigen Qualitatsentwicklung in Prozessen,
die den Kinderschutz betreffen

Die Vergutung der Leistung als insoweit erfahrene Fachkraft ist in 8 2 der Vereinbarung
geregelt. Eine Anpassung wurde bereits in der letzten Sitzung des Ausschusses fir
Kinder, Jugendliche und Familien am 22.05.2023 (Vorlage 021/2023) beschlossen und
ist in der Uberarbeiteten Leistungsvereinbarung eingeflossen.

Die Verwaltung schlagt vor, auf Basis des beigefiuigten Entwurfes die Uberarbeitete
Leistungsvereinbarung zum Einsatz einer insoweit erfahrenen Fachkraft mit den
beteiligten Tragern der freien Jugendhilfe zu schliel3en.

Anlagen:
Entwurf einer Leistungsbeschreibung
Entwurf einer Leistungsvereinbarung



O Erszassung

Leistungsbeschreibung zum Einsatz als insoweit erfahrene Fachkraft
nach § 4 Abs. 2 KKG /& 8b SGB Vi

(1) Die insoweit erfahrene Fachkraft wirkt nach 8§ 4 Abs. 2 KKG und § 8b SGB VIII fur
das Amt fiir Jugend und Bildung des Kreises Warendorf auf Anfrage einer Person, die
beruflichen Kontakt mit Kindern und Jugendlichen hat, nach den genannten
Paragrafen, bei gewichtigen Anhaltspunkten fur eine mégliche Kindeswohlgefahrdung
bei der Gefahrdungseinschéatzung mit.

Die Rechtsprechung versteht unter Gefahrdung "eine gegenwartige in einem solchen
MaRe vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche
Schadigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lasst" (BGH FamRZ 1956, S. 350
= NJW 1956, S. 1434). Eine Einschatzungshilfe zur Ausgangssituation einer
Geféahrdung stellt das Handbuch Kinderschutz im Kreis Warendorf dar.

(2) Anspruchsberechtigt fur die Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft
sind, nach dem Bundeskinderschutzgesetz alle Personen, die beruflichen Kontakt mit
Kindern und Jugendlichen haben (vgl. 8 8b Abs. 1 SGB VIIl) sowie die
Berufsgeheimnistrager nach § 4 Abs. 1 KKG:

- Arztinnen oder Arzte; Zahnarztinnen oder Zahnarzte Hebammen oder
Entbindungspfleger; Angehorige eines anderen Heilberufes, der fur die
Berufsaustibung oder die Fihrung der Berufsbezeichnung eine staatlich
geregelte Ausbildung erfordert

- Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter
wissenschaftlicher Abschlussprifung

- Ehe-, Familien-, Erziehungs-, oder Jugendberaterinnen oder —berater

- Beraterinnen oder Berater fur Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von
einer Behorde oder Korperschaft, Anstalt oder Stiftung des Offentlichen
Rechtes anerkannt ist

- Mitglieder oder Beauftragte einer anerkannten Beratungsstelle nach den 8§ 3
und 8 des Schwangerschaftskonflikigesetzes

- staatlich anerkannte Sozialarbeiterinnen oder -arbeiter oder staatlich
anerkannte Sozialpadagoginnen oder —padagogen

- Lehrerinnen oder Lehrer an 6ffentlichen und an staatlich anerkannten privaten
Schulen

Der dargestellte Personenkreis hat zur Einschatzung der Kindeswohlgefahrdung
gegenluber dem Trager der offentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch
eine insoweit erfahrene Fachkraft.

(3) Im Rahmen dieser Leistungen verpflichtet sich die insoweit erfahrene Fachkraft
folgende Tatigkeiten bei der anfragenden Einrichtung bzw. Person nach § 8b SGB
VIII und § 4 KKG durchzufuhren:
- fallbezogene Information und Beratung zum Kinderschutz
- Mitwirkung an der Gefahrdungseinschatzung bei gewichtigen Anhaltspunkten
einer Kindeswohlgefahrdung (auf Anfrage)
- Mitwirkung bei der Entwicklung  von Ldsungsansatzen und
Handlungsstrategien in der Fallberatung
- Mitwirkung bei der Dokumentation der Gefahrdungseinschatzung nach den
Vorgaben aus dem "Handbuch Kinderschutz " des Kreises Warendorf
- Sensibilisierung fur die spezifischen Schutzbedirfnisse der Kinder und
Jugendlichen mit Beeintrachtigung im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung

(4) Die insoweit erfahrene Fachkraft hat eine beratende Funktion und ist fir die
Prozessbegleitung zustdndig. Die Fallverantwortung verbleibt bei der beratenden
Einrichtung/Person. Eine Meldung an den Allgemeinen Sozialen Dienst des Amtes fir
Jugend und Bildung des Kreises Warendorf erfolgt in der Regel durch die anfragende



Entwurfsfassung
Einrichtung/Person, dort wo die Gefahrdungsfaktoren des Kindes/Jugendlichen
bemerkt worden sind.

(5) Zur Nachweis- und Abrechnungsfiihrung der erfolgten Beratung liegt der insoweit
erfahrenen Fachkraft ein Fallbogen des Amtes fir Jugend und Bildung des Kreises
Warendorf vor. In den Fallbogen tragt die insoweit erfahrene Fachkraft, die vom Amt
fur Jugend und Bildung des Kreises Warendorf erhaltenen MaRnahmennummer ein.
Den Fallbogen fillt die insoweit erfahrene Fachkraft aus. Der ausgefiillte Fallbogen
wird von der insoweit erfahrenen Fachkraft unterschrieben und dem Auftraggeber am
Ende der Beratung spatestens jedoch bis zum Ende des Quartals bis zum 5. des
Folgemonats vorgelegt. In dem Fallbogen wird die durchgefiihrte Beratung bezogen
auf einen Fall mit eins bis drei gekennzeichnet.

(6) Die Tatigkeit wird von der insoweit erfahrenen Fachkraft eigenverantwortlich und
weisungsungebunden ausgefihrt.

(7) Die Mitwirkung bei einer Gefahrdungseinschatzung richtet sich in der Regel nach
dem Ort der anfragenden Einrichtung/ Person und sollte in deren Raumlichkeiten
stattfinden.

(8) Der anfragenden Einrichtung ist unmittelbar mitzuteilen, ob ein Mitwirken bei einer
Gefahrdungseinschatzung mdoglich erscheint. Sollte dies zum Anfragezeitpunkt
durchfuhrbar sein, ist die insoweit erfahrene Fachkraft verpflichtet, die Mitwirkung an
der Gefahrdungseinschatzung unverziiglich bzw. bei besonderer Dringlichkeit bis
spatestens am dritten Werktag nach Eingang der Anfrage durchzufthren.

(9) Die Dokumentation der Gefahrdungseinschatzung ist durch die fallverantwortliche
Kraft der Einrichtung / Person und die insoweit erfahrene Fachkraft zu unterzeichnen.
Die Falldokumentation verbleibt in der anfragenden Einrichtung / Person.

(10) Ein Fall, zum selbigen Gefahrdungsprozess, kann maximal dreimal von einer
insoweit erfahrenen Fachkraft beraten werden.

(11) Die insoweit erfahrene Fachkraft verpflichtet sich zur regelmafigen Teilnahme
an Austauschtreffen des Amtes fir Jugend und Bildung des Kreises Warendorf und
wirkt bei der Konzeptentwicklung mit. Die insoweit erfahrene Fachkraft versteht sich
als Teil der lokalen Netzwerke Frihe Hilfen und Schutz.

Gegenstand der Netzwerke Frihe Hilfen und Schutz sind unter anderem
Abstimmungsverfahren zum Kinderschutz (vgl.§ 3 Abs. 1 KKG), bei denen die
insoweit erfahrenen Fachkréfte eine wichtige Rolle einnehmen.



Entwi sung
S Leistungsvereinbarung
nach 8§ 4 KKG / § 8a Abs. 4 sowie § 8b SGB VIII

zwischen:
Kreis Warendorf,
Amt fir Jugend und Bildung,
Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf

als Auftraggeber und:

Trager:

Tragervertreter:

Postadresse:

als Auftragnehmer

zur Durchfiihrung von Gefahrdungseinschatzungen durch eine insoweit erfahrene Fachkraft
nach § 4 KKG / § 8a Abs. 4 sowie § 8b SGB VIII auf Anfrage durch Personen die beruflich mit
Kindern oder Jugendlichen in Kontakt stehen auf Grundlage der Leistungsbeschreibung.

§ 1 Art und Umfang

Art und Umfang ergibt sich aus der Leistungsbeschreibung zum Einsatz einer insoweit
erfahrenen Fachkraft (Anlage).

8§ 2 Leistungsvergitung

(1) Als Verglitung fur die zu leistende Tatigkeit steht dem Auftragnehmer ein Fallbudget von bis
zu 186,- € (i.W. hundertsechsundachtzig Euro) pro Gefahrdungseinschéatzung zur Verfigung.
Das Fallbudget umfasst maximal drei Beratungseinheiten & 62,- € (i.W. zweiundsechzig Euro)
pro geleisteter Stunde.

(2) Die Hinzuziehung zu einer Gefahrdungseinschatzung wird in Leistungseinheiten zu jeweils
maximal 60 Minuten angesetzt.

(3) Eine Abrechnung erfolgt nach angefangenen Viertelstunden. In der Abrechnung werden die
einzelnen Hinzuziehungen bezogen auf einen Fall mit eins bis drei gekennzeichnet.

(4) Zur Nachweisfuhrung der erfolgten Beratung wird dem Auftraggeber der Fallbogen mit Name
der anfragenden Einrichtung, Auflistung der Beratungseinheiten, Alter der Dbetroffenen
Kinder/Jugendlichen und Thema der Beratung Ubermittelt. Der Fallbogen wird von der insoweit
erfahrenen Fachkraft auf einer Datenbank vollstandig ausgefillt, ausgedruckt, unterschrieben
und dem Auftraggeber zugesandt.

(5) Die entstehenden Fahrtkosten werden mit 0,35 € pro km erstattet. Alle weiteren
Nebenkosten sind mit der Vergitung abgegolten.

(6) Von dem Auftragnehmer sind die Kosten am Ende der durchgefiihrten Beratung spatestens
jedoch bis zum Ende des Quartals abzurechnen und unter Vorlage des Stundennachweises dem
Auftraggeber bis zum 5. des Folgemonats vorzulegen.



8 3 Qualifikation und Qualitatsentwicklung

(1) Die Grundlage fur die Qualifikation der insoweit erfahrenen Fachkraft ergibt sich aus den
-LEmpfehlungen Schutzauftrag — Grundsatze und Maf3stdbe zur Bewertung der Qualitat einer
insoweit Erfahrenen Fachkraft LVR/LWL, Minster, Ko&ln, 2020 (insbesondere Kapitel
3.3.1./3.3.2. S.27 ft.).

(2) Ergénzend zu den Empfehlungen wird festgelegt das ein (Fach)-Hochschulabschluss
(B.A./M.A./Diplom) in Soziale Arbeit/Sozialpddagogik oder ein vergleichbarer Abschluss
Voraussetzungen fir die Tatigkeit als insoweit erfahrenen Fachkraft nach dieser Vereinbarung
Vorrausetzung ist.

(3) Als Berufserfahrung wird drei Jahre Erfahrung im Leistungsbereich der ambulanten oder
stationaren Hilfen zur Erziehung vorausgesetzt.

(4) Die insoweit erfahrene Fachkraft nimmt die Mdglichkeit wahr, an Austauschtreffen des
Auftraggebers teilzunehmen und kann bei der Konzeptentwicklung mitwirken. Die insoweit
erfahrene Fachkraft versteht sich als Teil der lokalen Netzwerke Friihe Hilfen und Schutz und
wirkt gemadl & 79a SGB VIII an regelmaBigen Treffen des Auftraggebers zur
Qualitatsentwicklung des Kinderschutzes mit.

8 4 Schweigepflicht und Datenschutz

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die im Rahmen der Tatigkeit bekannt gewordenen
personenbezogenen Daten als Sozialgeheimnis im Sinne der 88 61 - 65 SGB VIl zu wahren
und nicht unbefugt zu offenbaren. Die Verpflichtung gilt auch fir die Zeit nach Beendigung des
Einsatzes.

(2) Die personenbezogenen Daten der Personen, die Grundlage des Beratungsprozesses sind,
werden nicht an das Amt fur Jugend und Bildung des Kreises Warendorf Ubermittelt. Sie
unterliegen dem Datenschutz. Der Umgang mit diesen Daten erfolgt nach den Verfahrensregeln
des ,Handbuches Kinderschutz"®.

(3) Eine Ubermittlung der personenbezogenen Daten der Personen, die Grundlage des
Beratungsprozesses sind, erfolgt ausschlieZlich nach § 8a SGB VIII durch die Einrichtung.

§ 5 Mitteilungspflichten
Der Auftragnehmer ist verpflichtet bei Anderungen der Erreichbarkeiten (z.B. Telefonnummer
etc.) sowie bei Ausscheiden der insoweit erfahrenen Fachkraft den Auftraggeber unmittelbar zu
unterrichten.

8§ 6 Inkrafttreten, Anderung, Kiindigung

(1) Die Leistungsvereinbarung tritt mit der Unterzeichnung beider Parteien in Kraft und ist
begrenzt auf ein Jahr gultig.

(2) Zwischen den Parteien gelten nur die in dieser Vereinbarung getroffenen Absprachen.
Nebenabreden, spater zu treffende Anderungen oder Erganzungen des Vertrages bedirfen der
Schriftform.
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(3) Die Vereinbarung verlangert sich automatisch um ein weiteres Jahr sofern sie nicht
spatestens einen Monat vor Ablauf des Gliltigkeitszeitraumes gekindigt wird. Das Recht zu
einer fristlosen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberiihrt.

8 7 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam, undurchfiihrbar sein oder nach
Vertragsschluss unwirksam oder undurchfihrbar werden, bleibt die Wirksamkeit des Vertrages im
Ubrigen davon unberiihrt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmung soll
diejenige wirksame und durchfihrbare Regelung treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen
Zielsetzung am nachsten kommt, die die Vertragsparteien mit der unwirksamen bzw.
undurchfihrbaren Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten
entsprechend fir den Fall, dass sich der Vertrag als liickenhaft erweist.

Warendorf, den , den

Auftraggeber Auftragnehmer

Anke Frolich
Leiterin des Amtes flr
Jugend und Bildung



O 6 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Berichtsvorlage offentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Jugend und Bildung 138/2023
Betreff:

Rahmenvereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrages gemald 88 8a und 72a

SGB VIi

Beratungsfolge Termin
Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien 28.08.2023
Berichterstattung: Frau Frélich

Zur Kenntnis.



Erlauterungen:
Zur Wahrnehmung des Schutzauftrages im Rahmen der partnerschaftlichen
Zusammenarbeit zwischen offentlicher und freier Jugendhilfe hat das Amt fir Jugend und
Bildung als Trager der offentlichen Jugendhilfe des Kreises Warendorf und Tréagern der
freien Jugendhilfe im Zustandigkeitsbereich des Amtes eine Rahmenvereinbarung
abzuschlielRen.

Die Vereinbarung hat das Ziel, die in den 88 8a und 72a SGB VIII enthaltenen
Regelungen im Zustandigkeitsbereich des Amtes in geeigneter Weise umzusetzen. Die
Rahmenvereinbarung gilt fur alle von dem Trager in seinen Einrichtungen und Diensten
angebotenen Leistungen nach dem SGB VIIl. Sie umfasst die Leistungsbereiche
Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit; Forderung der Erziehung in der Familie; Forderung von
Kindern in  Tageseinrichtungen und Tagespflege; Hilfen zur  Erziehung/
Eingliederungshilfe fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche/ Hilfe fir Junge
Volljahrige sowie andere Aufgaben der Jugendhilfe.

Mit dem Abschluss dieser Vereinbarung wird zudem sichergestellt, dass der
Tatigkeitsausschluss einschlagig vorbestrafter Personen im Sinne des 872a SGB VIIi
umgesetzt wird. Es wird auf die Notwendigkeit der Einsicht in erweiterten
Fuhrungszeugnisse fur sadmtliche Personen die im Kontext ihrer Arbeit mit Kindern in
Kontakt stehen durch die freien Trager beziehungsweise Vereinen verwiesen.

Des Weiteren, soll in den Vereinbarungen mit den freien Tragern und Diensten, die
Leistungen nach dem SGB VIII erbringen, sichergestellt werden, dass vor Ort der
Schutzauftrag gemafl 88a SGB VIl gegebenenfalls unter Hinzuziehung einer insoweit
erfahrenen Fachkraft gemald 88b SGB VIII in den Diensten entsprechend der
Vorgegebenen  rechtlichen  Standards  sichergestellt  wird und  mdgliche
Kindeswohlgefahrdungen entsprechend der gesetzlichen Vorgaben abgewendet oder
den zustandigen Trager der offentlichen Jugendhilfe mitgeteilt werden.

Aufgrund  verschiedener rechtlicher Veranderungen, wie dem Kinder und
Jugendstarkungsgesetz  und dem Landeskinderschutzgesetz NRW war die
Uberarbeitung der bestehenden Rahmenvereinbarung ,zur Sicherstellung des
Schutzauftrages gemaf §§8a und 72a SGB VIII“ zu Uberarbeiten.

Die aktualisierte bzw. angepasste Vereinbarung wurde mit den Tragern der freien
Jugendhilfe im Kreis Warendorf inhaltlich abgestimmt. Uber die Vereinbarung
hinausgehende Regelungen und Absprachen nach eigenem Entschluss der Trager
bleiben unberihrt.

Mit der Uberarbeiteten Rahmenvereinbarung ist das gemeinsame Handeln im
Kinderschutz transparenter und es bietet mehr Orientierung zur Sicherstellung des
Kindeswohls. Die Uberarbeitete Rahmenvereinbarung ist als Anlage beigefiigt.

Anlagen:
Rahmenvereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrages



O 6 Rahmenvereinbarung

Rahmenvereinbarung
zur Sicherstellung des Schutzauftrages
gemal 88 8a und 72a Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII)

zwischen

Kreis Warendorf
Amt fir Jugend und Bildung
Waldenburger Stral3e 2
48231 Warendorf

(nachfolgend ,6ffentlicher Trager der Jugendhilfe* genannt)

und

(nachfolgend ,freier Trager der Jugendhilfe* genannt)
Praambel

Die Rahmenvereinbarung zum Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe hat das Ziel,
die in den 88 8a und 72a SGB VIl enthaltenen Bestimmungen im Zustandigkeitsbereich
des Kreises Warendorfes zu regeln und somit die Wahrnehmung des Schutzauftrages
gemeinschaftlich zwischen offentlichen und freien Tragern der Jugendhilfe umzusetzen.
Uber diese Vereinbarung hinausgehende Regelungen und Absprachen nach eigenem
Entschluss der Trager bleiben unberthrt. Vereine und Verbédnde werden in dieser
Rahmenvereinbarung im Folgenden unter ,freier Trager® mitgenannt. Im nachfolgenden
wird das Wohl des Kindes oder Jugendlichen als Kindeswohl bezeichnet.

§1

Schutzauftrag als gemeinsame Aufgabe

(1) Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung stellt eine gemeinsame Aufgabe des
offentlichen und des freien Tragers der Jugendhilfe (vgl. 8 8a SGB VIII). Die
Sicherstellung dieses Auftrages ist zunachst aus der eigenen Verantwortung als
Trager der Jugendhilfe wahrzunehmen und auszugestalten (vgl. 8 8a Abs. 4 SGB
VIII). Sie erfordert die Bereitschaft zur Kooperation, zum Informationsaustausch und



)

®3)

(4)
®)

(6)

zur qualitativen Weiterentwicklung des Schutzkonzeptes. Mal3stab fiir das Handeln
des Tragers der offentlichen und der freien Jugendhilfe ist die Sicherstellung des
Kindeswohles und die damit verbundene Abwendung der Gefdhrdung (vgl. 8 1 Abs.
3, Nr. 3 SGB VIII).

Dem offentlichen Trager der Jugendhilfe obliegt die Verantwortung fur die
Sicherstellung der Leistungen und Aufgaben des SGB VIII (vgl. 8 79 Abs. 1 SGB
VIII). Dazu gehoéren die Wahrnehmung des staatlichen Wachteramtes (vgl. 8 1 Abs.
2 SGB VIII) und die Realisierung des Schutzauftrages fur Kinder und Jugendliche
bei der Gefahrdung ihres Wohls (vgl. § 8a SGB VIII).

Sofern Kinder und Jugendliche Leistungen nach dem SGB VIl in Einrichtungen und
Diensten des Tragers der freien Jugendhilfe erhalten, wird dieser eigene
Schutzauftrag durch den Abschluss dieser Vereinbarung im Rahmen der
Leistungsgewahrung durch den freien Trager wahrgenommen. Die Wahrnehmung
des staatlichen Wachteramtes des offentlichen Tragers der Jugendhilfe bleibt davon
unberdhrt.

Der Trager der freien Jugendhilfe gestaltet die ihm Ubertragenen Aufgaben
eigenverantwortlich und weisungsungebunden (vgl. 8 4 Abs. 1 SGB VIII).

Die Leistungstrager und die Institutionen im Kinderschutz haben sich gegenseitig
Uber das Angebotsspektrum, die Angebotsgestaltung und die Angebotsentwicklung
im Bereich des Kinderschutzes zu informieren und entsprechende Verfahren im
Kinderschutz aufeinander abzustimmen (vgl. 8 3 KKG).

Halt der Trager der offentlichen Jugendhilfe die Beteiligung des freien Tragers im
Rahmen der Abschéatzung des Gefahrdungsrisikos fir erforderlich, wird dieser die
Fachkrafte des freien Tragers mit einbeziehen (8 8a Abs. 1 Satz 2 SGB VIl in verb.
mit § 4 Abs. 3 KKG).

§2

Gewichtige Anhaltspunkte fur eine Gefahrdung und Gefahrdungseinschatzung

(1)

)

©)

Werden gewichtige Anhaltspunkte fir die Gefahrdung des Wohls eines Kindes oder
Jugendlichen bekannt, so hat sich der Trager der freien Jugendhilfe der Abwendung
der Gefahrdung in eigener Verantwortung anzunehmen. Das Handbuch
Kinderschutz im Kreis Warendorf bietet hierzu eine Orientierung.

Zunachst erfolgt eine Dokumentation der Gefahrdungssituation sowie die
Informationsweitergabe an die zustéandige Leitungsperson. Im néachsten Schritt
erfolgt eine interne Geféhrdungseinschatzung im Zusammenwirken mehrerer
Fachkrafte. Hierfur wird eine ,insoweit erfahrene Fachkraft® hinzugezogen. Nach
der internen Gefahrdungseinschatzung sind entsprechend ihrer Entwicklung Kinder
und Jugendliche miteinzubeziehen. Die Personensorgeberechtigten selbst und die
Kinder und Jugendlichen sind in die Abschatzung des Gefahrdungsrisikos in einer
fur sie verstandlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form in die
Gefahrdungseinschatzung einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz
des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. (8§ 8a Abs. 4 Satz 3 SGB
VIII).

Erscheinen zur Abwendung einer moglichen Geféahrdung weitergehende Hilfen fiir
geeignet und notwendig, so sind diese den Personensorgeberechtigten anzubieten
(8 8a Abs. 1 SGB VIII). Mit den Personensorgeberechtigten sind Vereinbarungen
zu treffen, um eine Verbesserung der Situation zu erreichen. Der Trager der freien
Jugendhilfe wirkt darauf hin, dass die Betroffenen ggf. weitergehende
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Beratungsangebote und Hilfen des offentlichen Tragers der Jugendhilfe in Anspruch
nehmen. Nach dem Gesprach mit den Personensorgeberechtigten sind
weitergehende Beobachtungen bezogen auf den Fall zu dokumentieren. Mit den
Eltern ist ein terminiertes Ende der Beobachtung zu treffen.

Den spezifischen Schutzbedirfnissen von Kindern und Jugendlichen mit
Behinderungen wird im Rahmen der Gefahrdungseinschitzung Rechnung
getragen.

Der Trager der offentlichen Jugendhilfe stellt im ,Handbuch Kinderschutz im Kreis
Warendorf® Instrumente zur Dokumentation, Gefahrdungseinschatzung und
Meldung an das zustandige Jugendamt bereit. Das benannte Vorgehen wird dort
ausfiihrlich dargestellt und erlautert.

§3
Dringende Gefahr fur das Wohl des Kindes/Jugendlichen

Ist die Gefahrdung des Wohls von Kindern und Jugendlichen so akut, dass bei
Durchfiihrung der vereinbarten Ablaufe mit grof3er Wahrscheinlichkeit das Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen nicht gesichert werden kann, so liegt ein Fall der
unmittelbaren Gefahrdung des Wohls des Kindes vor. Dies ist auch dann zu
bejahen, wenn die personensorgeberechtigte Person nicht bereit oder in der Lage
ist, bei der Einschatzung des Gefahrdungsrisikos mitzuwirken.

Zur Abwendung der unmittelbaren Gefahrdung hat der freie Trager die
erforderlichen Mal3nahmen zu ergreifen.

In diesen Fallen ist eine unmittelbare Information an den offentlichen Trager der
Jugendhilfe erforderlich. Ebenso ist eine direkte Anrufung des Familiengerichtes
durch eben diesen Trager moglich.

84

Insoweit erfahrene Fachkraft

Der Trager der freien Jugendhilfe zieht zur gegebener Stelle des internen
Kinderschutzkonzepts bei der Einschatzung des Gefahrdungsrisikos eine insoweit
erfahrene Fachkraft hinzu. Der offentliche Trager stellt sicher, dass ,insoweit
erfahrene Fachkrafte® in ausreichender Anzahl zur Verfugung stehen. Trager, die
nicht Gber eine ,insoweit erfahrene Fachkraft* verfligen, haben die Mdglichkeit eine
solche Uber den 6ffentlichen Trager anzufordern (vgl. § 8b SGB VIII).

8§85

Informationsweitergabe

Der Trager der freien Jugendhilfe unterrichtet im Fall einer mdglichen
Kindeswohlgeféahrdung den offentlichen Trager der Jugendhilfe, wenn er dies fur
erforderlich halt und die von den Personensorgeberechtigten akzeptierte
Jugendhilfeleistung und andere MalRRnahmen von ihm selbst nicht angeboten
werden kénnen (8 8a Abs. 3 SGB VIIl). Der Tréager der freien Jugendhilfe
unterrichtet den Offentlichen Trager der Jugendhilfe ferner, wenn
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Jugendhilfemallnahmen oder andere MalRnahmen nicht ausreichen oder die
Personensorgeberechtigten nicht in der Lage bzw. bereit sind, diese in Anspruch zu
nehmen und die Gefahrdung nicht anders abgewendet werden kann (vgl. 8 8a Abs.
4 SGB VIII).

Der Trager der freien Jugendhilfe verpflichtet sich, die Informationen uber
Kindeswohlgeféahrdung entsprechend dieser Vereinbarung unverzuglich schriftlich
an den Odrtlichen Trager der Jugendhilfe weiter zu geben. Bei einer akuten
Gefahrdung ist eine telefonische Meldung an den 6ffentlichen Trager moglich. Die
schriftliche Dokumentation ist nachzureichen.

Durch den Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe erfolgt eine Rickmeldung gem. § 4
KKG uber das Tatigwerden.

8§86

Datenschutz

Der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und der Trager der freien Jugendhilfe sind
zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen verpflichtet, die sich aus
8 35 SGB | (Sozialgeheiminis), 88 61 bis 68 SGB VIII, 67 bis 85 a SGB X und § 4
KKG sowie der DSGVO ergeben.

Zum Schutz der Hilfe- und Vertrauensbeziehungen in der Kinder- und Jugendhilfe
gilt, dass die Einwilligung der oder des Betroffenen einzuholen ist. Dies erfolgt durch
eine  Schweigepflichtsentbindung unter Nennung des Zwecks der
Datenverarbeitung.

Daten sind grundsatzlich bei den Familien zu erheben, oder mit dem Einverstandnis
der Personensorgeberechtigten bei Dritten zu erfragen. Stimmen die
Personensorgeberechtigten einer Datenbeschaffung bei Dritten nicht zu, gilt: Ist der
Schutz des Kindes gemalf3 § 8a SGB VIII gefahrdet, kbnnen auch gegen den Willen
der Personensorgeberechtigten Daten (bei Dritten) eingeholt und dem Zweck
entsprechend weitergegeben und verwendet werden (vgl. § 62 Abs.3, Nr. 2d SGB
VIII; 8 64 SGB VIII). Auch hier missen die Eltern Uber die Weitergabe der Daten
informiert werden, sofern der wirksame Schutz des Kindes nicht geféhrdet wird
(Transparenzgebot).

Ein Einverstandnis der Personensorgeberechtigen zur Informationsgewinnung ist
nicht erforderlich, wenn zu erwarten ist, dass die Erhebung der Informationen bei
den Betroffenen den Schutz gefahrdet (vgl. 88 62 Abs.3, 65 SGB VIII).
Berufsgruppen, denen in ihrer beruflichen Tatigkeit gewichtige Anhaltspunkte fir die
Gefahrdung des Kindeswohls bekannt werden (vgl. 8 3 Rahmenvereinbarung), sind
dazu verpflichtet, den o6ffentlichen Trager der Jugendhilfe zu informieren sowie
relevante Daten des Falls zu Gbermitteln (vgl. 8 4 KKG).

Werden Sozialdaten an Fachkréafte aul3erhalb der eigenen Stelle weitergegeben,
bspw. im Rahmen einer Beratung gemalf § 8a Abs. 4 SGB VIII, so sind diese zu
anonymisieren resp. zu pseudonymisieren (vgl. 88 64 Abs. 2a, Abs. 3, 65 SGB VIII).
Im Rahmen der Geféahrdungseinschatzung nach § 8a SGB VIl sind Sozialdaten,
die der Fachkraft personlich anvertraut wurden, ebenso zu anonymisieren oder zu
pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfillung dies zulasst (8 65 Abs. 1 Nr. 4
SGB VIIIi.V. m. § 64 Abs. 2a SGB VIII).
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§7

Eignung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemaf § 72 SGB VIl und
Fortbildung

Der Trager der freien Jugendhilfe stellt durch geeignete Malinahmen sicher, dass
nur Personen beschéftigt oder vermittelt werden, die dafiir eine personliche Eignung
aufweisen. Gemal 8§ 72a SGB VIl durfen daher rechtskréftig verurteilte Personen
keine Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen. Der Trager stellt sicher,
dass ihm nach 8§ 30a Bundeszentralregistergesetz (BZRG) erweiterte
Fuhrungszeugnisse der Mitarbeitenden vorliegen. Die Abfrage des
Fuhrungszeugnisses wird langstens alle funf Jahre wiederholt.

Der Trager der freien Jugendhilfe verpflichtet seine Beschaftigten mitzuteilen, wenn
gegen sie ein Ermittlungsverfahren eingeleitet worden ist, das sich auf folgende
Paragrafen bezieht: 88 171,174-174c, 176-180a, 181a, 182-184g, 184i, 184j, 201a
Abs. 3, 225, 232-233a, 234, 235 oder 236 Strafgesetzbuch (StGB).

Der Trager der freien Jugendhilfe stellt sicher, dass das Wissen und die
Handlungssicherheit hinsichtlich des Schutzes von Kindern und Jugendlichen durch
regelmafige Informationen und Fortbildungen gefestigt werden. Insbesondere neu
beschaftigte Personen werden auf die Wahrnehmung des Schutzauftrages
hingewiesen und verpflichtet.

§8

Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung

Der rechtlich verankerte Schutzauftrag bei Kindeswohlgeféahrdung stellt ein
entsprechendes  Qualitatsmerkmal im  Kontext der zu erbringenden
Jugendhilfeleistung dar. Im Zusammenwirken des offentlichen und des freien
Tragers der  Jugendhilfe  sind daher  entsprechende  Standards,
Einschatzungskriterien und Verfahrensablaufe Gegenstand der
tragerubergreifenden Qualitatsentwicklung.

Funktion und Aufgabenstellung der insoweit erfahrenen Fachkraft ist in Abstimmung
zwischen dem offentlichen und freien Trager der Jugendhilfe kontinuierlich
weiterzuentwickeln. Grundlage fur die Umsetzung der Beratung gem. 8§ 8b SGB VI,
der Tréagereigenen insoweit Erfahrenen Fachkraft sind die jeweils aktuell
Empfehlungen der Landesjugendamter (LWL / LVR). Diese geben den
Orientierungsrahmen fur Qualifikation und Beratungsprozess vor.

Der offentliche Trager stellt im ,Handbuch Kinderschutz im Kreis Warendorf*
Instrumente zur Dokumentation, Gefahrdungseinschatzung und Meldung bereit. Er
stellt in dem Handbuch Informationen zu Zustandigkeiten, Verfahrensablaufen,
Erreichbarkeit und den fachlichen sowie gesetzlichen Grundlagen seiner Arbeit dar.
Zur Qualitatssicherung und Qualitdtsentwicklung werden die Inhalte des
Handbuches auf Basis der fachlichen und gesetzlichen Regelungen aktualisiert und
bereitgestellt.



§9

Schlussbestimmungen

(1) Die Vereinbarung tritt am Tag ihrer Unterzeichnung in Kraft. Die Frist fUr eine
Kindigung betragt sechs Monate zum Jahresende. Eine Kindigung ist nur in
schriftlicher Form mdglich.

(2) Mindliche Nebenabreden zu der Vereinbarung wurden nicht getroffen. Spatere
Anderungen, Erganzungen oder Nebenabreden bediirfen der Schriftform.

(3) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit getroffen.

8 10 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchfihrbar sein
oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchfihrbar werden, bleibt davon die
Wirksamkeit des Vertrages im Ubrigen unberiihrt. An die Stelle der unwirksamen oder
undurchfiihrbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchfiihrbare Regelung
treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung am nachsten kommen, die die
Vertragsparteien mit der unwirksamen bzw. undurchfihrbaren Bestimmung verfolgt
haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend fur den Fall, dass sich der
Vertrag als luckenhaft erweist.

Warendorf, den

Anke Frélich
Leiterin des Amtes fur Jugend und Bildung

, den
Ort Datum Freier Trager




O 7

Berichtsvorlage offentlich

KREIS
WARENDORF

Der Landrat

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Jugend und Bildung 163/2023
Betreff:

Personalentwicklung und Organisationsuntersuchung im Amt fur Jugend und Bildung -

Sachstand

Beratungsfolge

Termin

Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien

Berichterstattung: Frau Frolich und Frau Widorf (INSO-Institut fir Sozialplanung und
Oraanisationsentwickliina)

28.08.2023

Zur Kenntnis.




Erlauterungen:

In den vergangenen zwei Jahren haben sich die Aufgaben der Jugendhilfe u.a. durch das
am 15.06.2021 in Kraft getretene Gesetz zur Starkung von Kindern und Jugendlichen
(Kinder- und Jugendstarkungsgesetz — KJSG) sowie das am 01.05.2022 in Kraft
getretene Landeskinderschutzgesetz NRW deutlich verandert. Diese Verdnderungen
fuhren in den unterschiedlichen Bereichen zu einem Mehrbedarf an Personal.

Auswirkungen des Landeskinderschutzgesetzes NRW

Das am 01.05.2022 in Kraft getretene Landeskinderschutzgesetz NRW hat den
Jugendamtern eine Vielzahl neuer Aufgaben zur Unterstitzung und zum Aufbau eines
qualitativen Kinderschutzes aufgetragen. Mit den dafiir notwendigen Prozessen ist
landesseitig die Erwartungshaltung an einen Personalausbau um 15% klar formuliert und
verknipft. Aus diesem Gesetz hat sich dartber hinaus eine pflichtig umzusetzende
Personalentwicklung im Bereich des praventiven und operativen Kinderschutzes
ergeben. Der Ausschuss hat sich am 05.09.2022 einstimmig dafir ausgesprochen,
rechtssicher zu prifen, ob die erforderlichen Stellen zur Umsetzung des
Landeskinderschutzgesetzes NRW (6,5 Stellen) noch im Jahr 2022 ausgeschrieben und
in den Entwurf des Stellenplanes 2023 aufgenommen werden konnten (Vorlage
122/2022).

Eine entsprechende Ausschreibung der Stellen ist noch im Herbst 2022 erfolgt. Diese 6,5
Stellen wurden in den Stellenplan 2023 aufgenommen. Es zeichnet sich nun ab, dass die
Besetzung der vollumfanglich durch Landesmittel finanzierten Stellen im Oktober 2023
abgeschlossen sein wird.

Auswirkungen des Kinder- und Jugendstarkungsgesetzes (KJSG)

Wie bereits in der Sitzung des Ausschusses fir Kinder, Jugendliche und Familien am
20.09.2021 Dberichtet (Vorlage 209/2021), sieht das KJSG im Wesentlichen
Veranderungen in finf Bereichen vor:

e Besserer Kinder- und Jugendschutz

e Starkung von Kindern und Jugendlichen, die in Pflegefamilien oder in
Einrichtungen der Erziehungshilfe aufwachsen

¢ Hilfen aus einer Hand fiur Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderungen

e Mehr Pravention vor Ort

e Mehr Beteiligung von jungen Menschen, Eltern und Familien

Aus diesen Veranderungen erwachsen eine Vielzahl von Aufgaben, deren Auswirkungen
auf den Personalbedarf untersucht werden muissen. Die Notwendigkeit fur eine
Organisationsuntersuchung ergibt sich weiterhin aus dem Aufwuchs und den
Erweiterungen der gesetzlichen Auftrdge in den Bereichen Kinderschutz, Pravention und
Eingliederungshilfe. Dartiber hinaus ist der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe nach § 79
Abs. 3 SGB VIII nun im Rahmen seiner Gesamtverantwortung verpflichtet, ein Verfahren
zur Personalbemessung zu nutzen und eine ausreichende Ausstattung sicherzustellen.

Durchfihrung der Organisationsuntersuchung

Der sich aus den gesetzlichen Anderungen des KJSG ergebene Personalbedarf wird seit
Oktober 2022 im Rahmen einer Organisationsuntersuchung gepruft. Diese wird vom
Institut fur Sozialplanung und Organisationsentwicklung (INSO), Frau WiRdorf,
durchgefuhrt. Der Schwerpunkt der Organisationsuntersuchung liegt in der



prozessorientierten Qualitatsentwicklung und Personalbemessung flr die Sachgebiete
,So0zialer Dienst/Pflegekinderdienst und ,Soziale Pravention und Frihe Hilfen“ und
umfasst ebenso die Untersuchung des Aufbaus und der Ablauforganisation inklusive der
Definition der Stellenbemessung der Leitungskrafte.

Sachstand Personalentwicklung und Organisationsuntersuchung

Im ersten Abschnitt der Organisationsuntersuchung wird fur die untersuchten Bereiche
ein Stellenaufwuchs von insgesamt 5,0 Stellen fur erforderlich erachtet. Dieser wird im
Stellenplan 2024 abgebildet. 3,5 dieser Stellen sind bereits im Bestand enthalten. Die
weiteren 1,5 Stellen werden flur unterschiedliche Aufgaben im Bereich des ,Sozialen
Dienstes” bendtigt.

Die Organisationsuntersuchung soll auch darlegen, wie ein Informationsfluss von den
Sachgebieten zur Amtsleitung bestmoglich gelingen kann. Damit geht einher zu
Uberprufen, wie die Leitungsebene von der Sachbearbeitung entlastet werden kann.

Die aktuelle Amtsstruktur sieht vor, dass der Amtsleitung elf Sachgebiete direkt
unterstellt sind. Sinnvoll erscheint aus oben genannten Erwagungen, die Sachgebiete in
vier Bereiche zu gliedern. Fur die Umsetzung dieser neuen Struktur ist jeweils eine
zusatzliche 0,5 Stelle im Bereich der Pravention und im Controlling erforderlich. Mit
dieser MalRBnahme werden die genannten Bereiche auch fachlich gestarkt. Im Bereich
des Finanzcontrollings wird dadurch ein besserer Uberblick tber die finanziellen
Entwicklungen - insbesondere vor dem Hintergrund der gestiegenen Kosten im Bereich
der Jugendhilfe - gewéhrleistet. Das erforderliche Qualitatsentwicklungsverfahren mit den
Tragern der freien Jugendhilfe kann regelmafig durchgefihrt werden. Diese beiden 0,5
Stellen sind auch im Stellenplan 2024 vorgesehen.

Nach Abschluss der gesamten Organisationsuntersuchung wird die Verwaltung im
Frihjahr 2024 erneut berichten und die Ergebnisse vorstellen. Insgesamt ist davon
auszugehen, dass sich ein weiterer Stellenbedarf fir die Aufgabenbewaltigung im Amt
fur Jugend und Bildung ergeben wird.



O 8 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Berichtsvorlage offentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Jugend und Bildung 134/2023
Betreff:

Sozialpadagogische Forderung im schulischen Vor- (Ubergangsmanagement 1) und
Nachmittag (OGS) - Sachstandsbericht

Beratungsfolge Termin

Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien 28.08.2023
Berichterstattung: Herr Bogge

Zur Kenntnis.



Erlauterungen:

Die sozialpadagogische Forderung im schulischen Vor- (Ubergangsmanagement II)
sowie im schulischen Nachmittag (OGS-Forderung) erfolgt bereits seit dem Schuljahr
2017/2018 an allen Schulstandorten im Zustandigkeitsbereich des Amtes fir Jugend und
Bildung im Rahmen der Hilfen zur Erziehung.

Die Forderung des einzelnen Kindes setzt dabei an den beschriebenen
Entwicklungsbedarfen an und wird durch eine individuelle Lern- und
Entwicklungsplanung von Seiten der Schule und der Jugendhilfe unterstttzt. In der Regel
wird die Forderleistung durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des bereits am
Schulstandort tatigen OGS-Tragers erbracht. Ziel ist dabei die zielgerichtete individuelle
sozialpddagogische Unterstitzung der Kinder und ihrer Eltern im schulischen Vor- und
Nachmittag.

Die sozialpddagogische Forderung am Standort Schule wird seitens des Amtes fur
Jugend und Bildung stetig konzeptionell und qualitativ weiterentwickelt. Hierflir wurden
bereits fur das Schuljahr 2019/2020 sowie 2020/2021 jeweils eine Elternbefragung
durchgeflihrt. Die Ergebnisse der Befragungen wurden in der Sitzung des Ausschusses
fur Kinder, Jugendliche und Familien am 20.09.2021 (Vorlage 213/2021) vorgestellt.
Neben den Rickmeldungen der Schulen und der Foérderkrafte wurden damit auch die
Erfahrungen und Anmerkungen der Eltern evaluiert und bei der Weiterentwicklung des
Forderangebotes berticksichtigt. Insgesamt wurde eine hohe Akzeptanz und Wirksamkeit
der Hilfeform sichtbar.

In der Sitzung wird Uber die konzeptionelle Weiterentwicklung sowie tber die aktuelle
Bedarfssituation berichtet.



O 9 KREIS

WARENDORF

Der Landrat

Berichtsvorlage offentlich

Federfihrendes Amt Nr.
Amt fir Jugend und Bildung 140/2023

Betreff:

15 Jahre ,Warendorfer Praxis“ — Sachstandsbericht

Beratungsfolge Termin

Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien

28.08.2023
Berichterstattung: Frau Frdlich

Zur Kenntnis.




Erlauterungen:
Im Jahr 2008 wurde mit der ,Warendorfer Praxis® ein Kooperations-Netzwerk fur
beteiligte Fachkrafte an familiengerichtlichen Verfahren im Kreis Warendorf aufgebaut.

In dem Netzwerk arbeiten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der vier Jugendamter,
Familienrichterinnen und Familienrichter der Amtsgerichte des Kreises Warendorf und
des Oberlandesgerichtes = Hamm, Mitarbeiterinnen und  Mitarbeiter  freier
Jugendhilfetrager, der Beratungsstellen und der  Frauenhduser  sowie
Verfahrensbeistande und Sachverstandige zusammen. Das Netzwerk steht grundsatzlich
allen an einem familiengerichtlichen Verfahren beteiligten Professionen beziehungsweise
Fachkraften offen.

Im Rahmen der regelmaRigen Netzwerktreffen wurden zu den verschiedenen
Themenbereichen, die familiengerichtliche Verfahren betreffen, Handlungsleitfaden
entwickelt. Ziel dieser Leitfaden ist es gemeinsame fachliche sowie interdisziplinére
Fachstandards fir die gemeinsame Arbeit im Kreis Warendorf zu entwickeln.

In diesen Leitfaden geht es um die Details der interprofessionellen Zusammenarbeit in
Fallen hauslicher Gewalt (Auswirkungen auf die Regelung von Sorgerecht und Umgang,
Empfehlungen im Fall der erforderlichen Umgangsbegleitung), den Inhalt des
Ruckmeldebogens Uber eine erfolgte Beratung/Mediation, Inhalte und Ablaufe bei der
Beteiligung/Anhorung von Kindern und Jugendlichen durch Fachkréfte, die Handhabung
von Fallen hochstrittiger Eltern und des Wechselmodells, Ablaufe und Inhalte bei
Sachverstandigengutachten. Zuletzt wurde ein gemeinsamer Leitfaden zum Thema
Vormundschaften erarbeitet und im Juni 2023 veréffentlicht. Alle bisher erschienenen
Leitfaden wurden aktualisiert und in der ,Gesamtausgabe Warendorfer Praxis®
zusammengefihrt (s. Anlage).

In diesem Jahr feiert die Warendorfer Praxis das 15-jahrige Bestehen. Aus diesem
Anlass wird am Donnerstag, den 09. November 2023 ein gro3er Fachtag mit den
thematischen Schwerpunkten zur aktuellen Entwicklung im Kinderschutz und den
gesetzlichen Neuerungen durchgefuhrt.

Anlagen:
Gesamtbericht Warendorfer Praxis
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Diese Gesamtausgabe der Warendorfer Praxis ist auf der Grundlage vieler unterschiedlicher
Beitrage von Vertreterinnen und Vertretern der vier Jugendamter im Kreis Warendorf, Familien-
richterinnen und Richter der Amtsgerichte des Kreises Warendorf und des Oberlandesgerichtes
Hamm, Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter freier Jugend-
hilfetrager, der Beratungsstellen und der Frauenhduser sowie Verfahrensbeistanden und Sach-
verstandigen entstanden. Es wurden Gesprache und Diskussionen zu den einzelnen Themen in
zahlreichen Sitzungen und Unterarbeitsgruppen gefiihrt und die Inhalte durch engagierte Mit-
arbeitende in den vorliegenden Text verwandelt.

Jeder geleistete Beitrag war wichtig, denn das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile.
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Gesamtausgabe Warendorfer Pra

Vorwort

Im Jahr 2008 haben wir mit der ,Warendorfer Praxis“ ein Koope-
rations-Netzwerk aufgebaut, dessen Ziel es ist, im Falle einer
Trennung eine von beiden Elternteilen getragene Einigung be-
zuglich des Sorge- oder Umgangsrechts mdglichst schnell und
ohne ein belastendes Gerichtsverfahren durch individuelle Be-
ratung der Elternteile zu erreichen.

In dem Netzwerk arbeiten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
vier Jugendamter, Familienrichterinnen und Familienrichter der
Amtsgerichte des Kreises Warendorf und des Oberlandesge-
richtes Hamm, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter freier Jugendhil-
fetrager, der Beratungsstellen und der Frauenhauser sowie Ver-
fahrensbeistande und Sachverstandige zusammen.

In diesem Jahr feiern wir das 15-jahrige Bestehen der Waren-
dorfer Praxis. Aus diesem Anlass flihren wir am Donnerstag, 9.
November 2023 einen groRen Fachtag mit den thematischen Schwerpunkten zur aktuellen
Entwicklung im Kinderschutz und den gesetzlichen Neuerungen durch. In den vergangenen
Jahren wurden Leitfaden zu den wichtigsten Themen im Kontext familiengerichtlicher und au-
Bergerichtlicher Verfahren entwickelt.

Die einzelnen Leitfaden der ,Warendorfer Praxis“ wurden im Hinblick auf veranderte Rechts-
lagen aktualisiert und aufeinander abgestimmt. Die Anderungen des Gesetzes zur Reform des
Vormundschaftsrechts hat die Warendorfer Praxis zur Erarbeitung eines weiteren Leitfadens
veranlasst. Dieser Leitfaden wurde im Juni 2023 durch den Arbeitskreis verabschiedet.

In dieser Ausgabe werden nun alle bisher erschienenen Leitfaden zu einer aktualisierten Ge-
samtausgabe der ,Warendorfer Praxis“ zusammengefasst. Durch den kontinuierlichen und be-
sonders engagierten Einsatz der Mitglieder des Arbeitskreises der Warendorfer Praxis wird
auch weiterhin fur das Wohl von Kindern, Jugendlichen und Familien ein hoher Einsatz geleis-
tet.

Ich bin mir sicher, dass durch dieses kontinuierliche und hohe Engagement viele Kooperati-
onspartner sensibilisiert werden und eine Verbesserung zum Wohl von Kindern erreicht wer-
den kann.

Fur diese umfassend und langjahrig geleistete Arbeit mdchte ich mich ganz besonders bei
allen Beteiligten bedanken.

Warendorf, im August 2023
(

Dr. Ola Géricke
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Einfuhrung

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie halten die komplett Gberarbeitete Gesamtausgabe der ,Warendorfer Praxis*in
lhren Handen. Dabei handelt es sich um ein Netzwerk zum Schutz des Kindes-
wohls, an dem im Kreis Warendorf mit Kindern und Jugendlichen sowie mit Eltern
befasste Fachkrafte (Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 6ffentlichen und freien
Jugendhilfe, Juristinnen und Juristen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Bera-
tungsstellen und Frauenhausern, Verfahrensbeistande, Gutachterinnen und Gut-
achter) einzelfallunabhéngig zusammenarbeiten.

Im Herbst 2007 grindete sich der Arbeitskreis der ,Warendorfer Praxis als Netzwerk von Fachkraften.
Es geht den aufgefilhrten Akteuren um die Erarbeitung von inhaltlichen und Verfahrensstandards fiir die
aulergerichtliche und gerichtliche Zusammenarbeit in Sorgerechts- und Umgangsstreitigkeiten. Bereits
im Frahjahr 2008 wurde der erste und damit grundlegenden Leitfaden der ,Warendorfer Praxis* entwi-
ckelte. Unser Netzwerk besteht somit inzwischen seit Uber 15 Jahren. Es wird davon ausgegangen, dass
zwischen aulergerichtlich und vor dem Familiengericht zwischen ,Regelverfahren und ,Gefahrdungs-
verfahren® unterschieden werden muss. Regelverfahren betreffen Kinder und Eltern, die von Trennung
und/oder Scheidung ohne erkennbare Gefahrdung des Kindeswohls betroffen sind und darin gestarkt
werden sollen, Regelungen zum Sorgerecht und zum Umgang nach dem Motto ,Schlichten statt Richten®
selbst — erforderlichenfalls mit Hilfe von Mediation und/oder Beratung — zu treffen. In den ,Gefahrdungs-
verfahren® - namentlich bei hauslicher Gewalt oder anderen Formen der Schadigung, Misshandlung, Ver-
wahrlosung oder sonstigen Gefahrdung des Kindeswohls — geht es hingegen nicht um das Gebot des
Einvernehmens, sondern um ebenso ziigige wie sorgfaltige Sachverhaltsaufklarung mit dem Ziel effekti-
ver KinderschutzmaB3nahmen.

Im Verlaufe der vergangenen 15 Jahren hat der Arbeitskreis ,Warendorfer Praxis* zu einzelnen Aspekten
der genannten Verfahren verschiedene Leitfaden entwickelt, die Sie ebenfalls in dieser Ausgabe finden.
In diesen Leitfaden geht es um die Details der interprofessionellen Zusammenarbeit in Fallen hauslicher
Gewalt (Auswirkungen auf die Regelung von Sorgerecht und Umgang, Empfehlungen im Fall der erfor-
derlichen Umgangsbegleitung), den Inhalt des Riickmeldebogens Uber eine erfolgte Beratung/Mediation,
Inhalte und Ablaufe bei der Beteiligung/Anhérung von Kindern und Jugendlichen durch Fachkrafte, die
Handhabung von Fallen hochstrittiger Eltern und des Wechselmodells, Abldufe und Inhalte bei Sachver-
standigengutachten sowie schliefilich die Umsetzung der Vormundschaftsrechtsreform 2023.

Insgesamt ist so durch unsere Arbeit im Netzwerk ,Warendorfer Praxis®, welches bundesweit unter Fach-
kréften des Kinderschutzes groe Beachtung findet, inzwischen ein ,dickes Buch® entstanden. Diese Ge-
samtausgabe enthalt damit eine Vielzahl praktischer Arbeitshilfen und zeigt, nach welchen Standards die
interprofessionelle Kooperation bei Sorgerechts- und Umgangsstreitigkeiten erfolgversprechend gelingen
kann. Der weitere grol3e Vorteil der Mitarbeit in diesem Netzwerk liegt in dem personlichen Kennenlernen
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der hinter den jeweils anderen Professionen stehenden Personen und deren fachlichen Haltungen. Eine
gelingende Kooperation wird hierdurch im Einzelfall erheblich erleichtert, ohne die Inhalte und Grenzen
der jeweiligen fachlichen Verantwortlichkeit zu verwischen.

Es bleibt abzuwarten, in welchen Bereichen unser nach wie vor regelmafig drei- bis viermal im Jahr
zusammenkommender Arbeitskreis die nachsten ,Baustellen* ausmachen wird, an denen wir gemeinsam
inhaltlich arbeiten werden.

Ich wiinsche Ihnen viel Freude und fachliches Interesse bei der Lektlre unserer Leitfaden.

Mit freundlichen Grifen

-

Andreas Hornung
Richter am Oberlandesgericht Hamm
Mitbegriinder der ,Warendorfer Praxis*
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WARENDORFER

l
BN PRAXIS

Verfahrensweise der Warendorfer Praxis vor, wahrend und am Ende
der kindeswohlbetreffenden familienrechtlichen Verfahren,
insbesondere bei Trennung und Scheidung in aul3ergerichtlichen
und gerichtlichen Verfahren (Sorgerecht, Umgangsrecht, Kindesher-
ausgabe und Gewaltschutz)
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. Vorbemerkung:

Diese Praxis ist von Jugendamtern, Familiengerichten, Rechtsanwaltinnen und -anwélten, Verfahrenspflegerinnen
und -pflegern sowie Beratungs- und Hilfestellen des Kreises Warendorf in Anlehnung an das und Weiterentwick-
lung des sogenannten ,Cochemer Modells* erarbeitet und in Anlehnung an die Regelungen des am 01.09.2009 in
Kraft getretenen FamFG fortentwickelt worden, um eine méglichst einheitliche aufergerichtliche und gerichtliche
Handhabung der oben néher bezeichneten Verfahren im gesamten Gebiet des Kreises Warendorf zu erzielen. Sie
stellt keine verbindliche Regel dar — das verbietet sich schon mit Riicksicht auf die richterliche Unabhangigkeit, die
Steuerungs- und Leitungsfunktion der 6ffentlichen Jugendhilfe sowie die Eigensténdigkeit und teilweisen Interes-
sengegensatze der weiteren oben genannten Beteiligten -, soll aber dazu beitragen, in den oben genannten Ver-
fahren angemessene, insbesondere am Wohl der betroffenen Kinder und Jugendlichen, aber auch der betroffenen
Eltern orientierte Losungen zu finden, ohne den Spielraum einzuengen, der erforderlich ist, um den jeweiligen
Besonderheiten des Einzelfalls gerecht zu werden.

Il. Unterscheidung zwischen Regelverfahren und sonstigen familienrechtlichen, das Kindeswohl
betreffenden Verfahren:

Bei den folgenden Verfahrensgrundsatzen wird zwischen Regelverfahren und sonstigen familienrechtlichen, das
Kindeswohl betreffenden, Verfahren unterschieden:

1. Bei den Regelverfahren handelt es sich um die im Rahmen einer Trennung oder Scheidung der Kindeseltern
auf Antrag ublicherweise zu regelnden Sorgerechts- oder Umgangsregelungsverfahren einschlieRlich einer im
Einzelfall erforderlichen Kindesherausgabe.

2. Hiervon abzugrenzen sind die sonstigen das Kindeswohl betreffenden Verfahren, bei denen das Regelverfah-
ren nicht ohne weiteres zur Anwendung kommen kann, insbesondere die Verfahren nach den §§ 1666, 1666
a BGB und andere Falle, in denen das Kindeswohl durch Gewaltanwendung oder in sonstiger Weise in einer
die Grenzen des § 8 a Abs. 1 und 2 SGB VIl Uberschreitenden Weise gefahrdet ist, namentlich Verfahren
nach dem Gewaltschutzgesetz. Fir die ndhere Abgrenzung und Folgen verweist die WARENDORFER
PRAXIS auf den ,Leitfaden zur Verfahrensweise in Fallen hauslicher Gewalt“.

3. Die nachfolgende Praxis gilt grundsétzlich fiir die Regelverfahren und fiir die sonstigen Verfahren nur mit
den nachfolgend in den einzelnen Punkten aufgefihrten Modifikationen.

4. Vorrangiges Ziel aller Verfahrensbeteiligten in den Regelverfahren ist es, nach dem Grundsatz ,,Schlichten
statt Richten” zeitnah auf eine Einigung der Kindeseltern hinzuwirken und nur im Ausnahmefall eine streitige
Entscheidung herbeizufiihren.
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Verfahren, in denen die Fachkrafte von einer Hochstrittigkeit zwischen den Kindeseltern ausgehen (vgl. zu den
Voraussetzungen und Anforderungen den ,Leitfaden fiir die Arbeit mit hochstrittigen Eltern®), liegen an der
Schnittstelle zwischen den Regelverfahren und den Gefahrdungsverfahren. Sie kdnnen im Ausgangspunkt
nach den MaRstaben des Regelverfahrens geflihrt werden, wobei die Vermittiung der Kindeseltern in ein reines
Mediationsverfahren aus fachlicher Sicht erfahrungsgemalR nicht sachdienlich ist. Stattdessen empfiehlt sich
die Vermittlung in eine zunéchst getrennte und anschlieend, bei Bereitschaft beider Eltern, gemeinsame fach-
liche Beratung, die in ein Mediationsverfahren miinden kann.

Dies ist in geeigneten Fallen im Einzelfall mdglich.

Erkennt eine Fachkraft Anhaltspunkte flir eine Kindeswohlgefahrdung, kann sie im Verfahren darauf hinwirken,
dass es zukunftig nach den Regeln des Gefahrdungsverfahrens gefiihrt wird.

Die einvernehmliche Regelung oder gerichtliche Anordnung einer paritatischen Doppelresidenz (,,Wechselmo-
dell”) kommt grundsétzlich nur in Regelverfahren und in aller Regel nicht im Falle der Kindeswohlgefahrdung
und/oder Hochstrittigkeit in Betracht. Im Einzelnen wird auf die fachlichen Empfehlungen des ,Leitfadens Hand-
habung der Paritatischen Doppelresidenz Wechselmodell* verwiesen.

AuBergerichtliche Verfahrensweise in Sorgerechts- und Umgangsregelungsverfahren vor ge-
richtlichen Verfahren:

Sucht ein Elternteil das zustandige Jugendamt oder einen Rechtsanwalt in einer das Sorgerecht oder das
Umgangsrecht seines Kindes / seiner Kinder betreffenden Angelegenheit auf, die unter die oben genannten
Regelverfahren fallt, informiert die/der Jugendamtsmitarbeiterin und -mitarbeiter oder Rechtsanwaltin und -
anwalt zunachst umfassend uiber die auBergerichtlichen Beratungsangebote und sonstigen Hilfestellun-
gen (z.B. Mediation), die das Jugendamt sowie die 6ffentlichen und freien Beratungs-/Hilfestellen, insbeson-
dere die Trager der Jugendhilfe, vorhalten. Die/der Jugendamtsmitarbeiterin und -mitarbeiter bzw. Rechtsan-
waltin und -anwalt wirkt darauf hin, dass der ihn aufsuchende Elternteil zun&chst — in den Regelverfahren
soweit maglich unter Einbeziehung eines gemeinsamen Gespréachs mit dem anderen Elternteil - die Beratungs-
und Hilfeangebote des Jugendamtes bzw. der anderen genannten Trager der Jugendhilfe in Anspruch nimmt.

Vorstehende Regelungen greifen nicht, wenn sich die antragstellende Person direkt mit einem eigenen schrift-
lichen Antrag oder Uber die Rechtsantragsstelle an das Gericht wendet.

Dieser ,Warendorfer Praxis* liegt eine nach der jeweiligen Aufgabenstellung und den jeweiligen Angeboten
geordnete alphabetische Aufstellung aller wichtigen an der Umsetzung der Praxis beteiligten Institutionen
im Kreis Warendorf und der ndheren Umgebung (Gerichte, Jugendamter, Beratungs- und Hilfestellen,
Rechtsanwalte, Verfahrenspfleger) mit Namen, Anschriften, Telefonnummern und — soweit vorhanden und von
der betreffenden Institution freigegeben - E-Mail-Anschrift an.

11
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4. Kinder und Jugendliche sollen inrem jeweiligen individuellen Reifegrad entsprechend in die auBergerichtlichen
Beratungs- und Hilfegesprache einbezogen werden, spatestens ab der vom BGB und FamFG in verschiedenen
Vorschriften als wichtige Grenze gezogenen Vollendung des 14. Lebensjahres, regelmaRig bei entsprechender
Reife, aber auch bereits ab dem Alter des Besuchs einer Schule. Bei Kindern vor oder im Kindergartenalter
hangt es von Art und Umfang des zu Idsenden Sorgerechts- oder Umgangsregelungskonflikts ab, ob und in-
wieweit die Jugendamtsmitarbeiter/ -mitarbeiterinnen und Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen der 6ffentlichen oder
freien Trager das Kind persénlich anhdren bzw. in Augenschein nehmen. Nahere Empfehlungen zur Vorge-
hensweise enthalt der ,Leitfaden Kind im Blick*.

5. Gelingt in den Regelverfahren eine auBergerichtliche Regelung des Sorgerechts- oder Umgangsrege-
lungskonflikts der Kindeseltern nach dem Erstkontakt mit dem Jugendamt oder der/dem Rechtsanwaltin
und -anwalt und der Inanspruchnahme auergerichtlicher Beratung nicht, steht es den Eltern frei, ein familien-
gerichtliches Verfahren einzuleiten.

IV. Verfahrensweise in Sorgerechts- und Umgangsregelungsverfahren wahrend des gerichtlichen
Verfahrens:

1. Die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens durch den beauftragten Rechtsanwalt erfolgt in den Regelver-
fahren durch eine Antragsschrift, die sich auf die Statusangaben der Beteiligten und die knappe Darstellung
des wesentlichen Sachstands zur Begriindung der beantragten Sorgerechts- oder Umgangsregelung kon-
zentrieren und nicht durch den anderen Elternteil angreifende Ausfuhrungen konfliktverscharfend formuliert
werden soll.

2. In den Verfahren nach den §§ 1666, 1666 a BGB sowie anderen Verfahren, in denen das Kindeswohl insbe-
sondere durch Gewaltanwendung gefahrdet ist bzw. dieses glaubhaft gemacht ist (z. B. Verfahren nach dem
Gewaltschutzgesetz oder gem. § 8 a SGB VII), schildert die Antragstellerin oder der Antragsteller (Jugend-
amt, Elternteil oder Rechtsanwéltin/ -anwalt) hingegen ausfiihrlich und unter Angabe von Beweismitteln
diejenigen Umstéande, auf Grund derer zum Kindeswohl eine Entscheidung nach den §§ 1666, 1666 a BGB, 8
a SGB VIII oder dem Gewaltschutzgesetz geboten erscheint. Auch in sdmtlichen in dieser Ziffer genannten
Verfahren sollen die Verfahrensbeteiligten trotz der vorgenannten Erfordernisse in ihren Schriftsatzen an das
Gericht das Sachlichkeitsgebot einhalten. Die Beteiligten der WARENDORFER PRAXIS haben mit dem Leit-
faden ,Hausliche Gewalt* gemeinsame Standards entwickelt, wann ein Fall der Gewaltanwendung im Sinne
dieser Ziffer vorliegt.

3. Im Regelverfahren beraumt die/der zustandige Familienrichterin/ -richter
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a) im Hauptsacheverfahren auf einen Zeitpunkt, der in der Regel spatestens zwei bis maximal drei Wo-
chen nach Antragseingang bei Gericht liegt,

b) im Falle eines zeitgleichen einstweiligen Anordnungsverfahrens auf einen Zeitpunkt, der in der Regel
eine Woche bis spatestens 10 Tage nach Antragseingang bei Gericht liegt,

einen Anhorungs- und Verhandlungstermin an, zu dem sie/er die Kindeseltern, deren Verfahrensbevoll-
méchtigte und das zusténdige Jugendamt I&dt. Die/der Familienrichterin/ -richter soll die Verfahren soweit még-
lich auf einen den Ubrigen Institutionen bekannten festen Termintag mit festen Terminstunden legen und die
Beteiligten soweit erforderlich vorab per Behdrdenpostfach laden. Damit geht die WARENDORFER PRAXIS
noch Gber § 155 Abs. 2 FamFG hinaus, der einen ersten Verhandlungstermin spéatestens einen Monat nach
Verfahrensbeginn vorsieht.

Der/dem Antragsgegnerin/- gegner bzw. ihrer/seinem Verfahrensvertreterin/ -vertreter ist freigestellt, ob sie/er
sich schriftsatzlich vor dem Termin zur Sache &ufert — wobei fur ihn die gleichen Regeln wie fur die/den An-
tragstellerin/-steller (-Vetretende) unter IV. 1. gelten — oder in dem Anhérungstermin selbst mindlich Stellung
nimmt.

Wird der Sorgerechts- oder Umgangsregelungsantrag im Scheidungsverbundverfahren gestellt, gelten die
obigen MalRgaben zur Terminanberaumung entsprechend. Die Beteiligten sollen Abtrennung der Kindschafts-
sache vom Scheidungsverbund beantragen; wird Abtrennung beantragt, soll das Gericht diese anordnen (§§
137 Abs. 3, 140 Abs. 2 Nr. 3 FamFG).

. Die Jugendamtsmitarbeiterin oder der -mitarbeiter nimmt in der Zeit bis zum Verhandlungstermin méglichst
mit beiden Elternteilen und je nach dem Einzelfall dem betroffenen Kind oder Jugendlichen (siehe dazu ,,Leit-
faden Kind im Blick“) Kontakt auf, um die Problemschwerpunkte zu erfassen und die Eltern auf den Termin
und die Beratung im Falle der Nichteinigung im ersten Termin vorzubereiten. Die Jugendamtsmitarbeiterin oder
der -mitarbeiter nimmt an der gerichtlichen Anhérung teil und erstattet seinen Bericht im Regelfall miindlich.
Die Familienrichterin oder der Familienrichter protokolliert den Bericht in dem nach den Umsténden des Einzel-
falles notwendigen Umfang. Im Ausnahmefall erstellt die Jugendamtsmitarbeiterin oder der -mitarbeiter auf
besondere gerichtliche Bitte vor dem Verhandlungstermin einen schriftlichen Bericht — wobei er auch in
diesem Falle an dem Anhérungstermin teilnimmt.

. Die Familienrichterin oder der -richter entscheidet im Einzelfall, wann, wo und wie er das betroffene Kind an-
hért, wobei die ,Warendorfer Praxis* folgende — deutlich Gber die Mindestanforderungen des § 159 FamFG
hinausgehende - Vorgehensweise empfiehlt:

Die Richterin oder der Richter [adt — bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres (iber den Elternteil, bei dem das
Kind lebt, danach direkt — das Kind zur persénlichen Anhérung und Inaugenscheinnahme, und zwar im

13
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Regelfall bei Kindern ab etwa der Vollendung des dritten Lebensjahres. In sachlich begriindeten Ausnah-
mefallen kann einerseits die Anhorung des Kindes zunéchst unterbleiben und andererseits auch ein noch jin-
geres Kind richterlich in Augenschein genommen werden. Die Familienrichterin oder der -richter entscheidet
hieriber nach freiem Ermessen unter Beriicksichtigung der im ,Leitfaden Kind im Blick“ enthaltenen
Empfehlungen. Im Regelfall ist eine Anhorung des Kindes an einem gesonderten vorherigen oder aus-
nahmsweise auch nachtraglichen Termin — ggf. in der gewohnten Umgebung des Kindes — geboten. Nur
wenn es sachdienlich (etwa zur Beobachtung der Interaktion des Kindes mit den Eltern) und mit dem Kindes-
wohl vereinbar ist, wird im Ausnahmefall das Kind zur Anhorung auf den Tag und die Uhrzeit des Ver-
handlungstermins geladen. Im Falle der §§ 1666, 1666 a BGB sowie sonstigen Fallen der Kindeswohlge-
fahrdung durch Gewaltanwendung (auch des einen Elternteils gegen den anderen Elternteil) soll stets ein
gesonderter vorheriger Kindesanhorungstermin erfolgen. Die Richterin oder der Richter teilt den Gbrigen
Beteiligten in den Regelverfahren vorab den Kindesanhorungszeitpunkt und -ort mit, damit die Beteiligten im
Bedarfsfalle Anderungen der Vorgehensweise anregen kénnen. Die Anhérung des Kindes soll in der Regel
allein in Anwesenheit des Kindes und der Familienrichterin oder des Familienrichters zu erfolgen, wobei nach
den Umstanden die gleichzeitige Anwesenheit Dritter zugelassen werden kann (z. B. ausnahmsweise Teil-
nahme der Jugendamtsmitarbeiterin/ des -mitarbeiters) oder muss (insbesondere eines Verfahrensbeistands,
siehe unten 7. c). Die Kindesanhdrung dient vorrangig dem Kennenlernen des Kindes, seines Lebens-
alltags sowie seiner Wiinsche und Bediirfnisse und weniger der Positionierung des Kindes in dem Streit
der erwachsenen Verfahrensbheteiligten. Die Familienrichterin oder der -richter gibt das wesentliche Ergeb-
nis der Kindesanhérung den Verfahrensbeteiligten so rechtzeitig bekannt, dass diese zu dem Ergebnis in
der mindlichen Verhandlung vor dem Erlass verfahrensfordernder gerichtlicher Anordnungen Stellung nehmen
kénnen.

. In der ersten miindlichen Verhandlung hért die Familienrichterin oder der -richter die Kindeseltern an

und wirkt sodann gemeinsam mit der anwesenden Jugendamtsmitarbeiterin oder dem -mitarbeiter und den
als Verfahrensvertreterinnen oder -vertretern der Kindeseltern beteiligten Rechtsanwalten darauf hin, im Sinne
des § 156 Abs. 1 FamFG eine gemeinsame einvernehmliche Lésung zu finden, die von allen Beteiligten
getragen und vom Gericht als Vereinbarung/Vergleich protokolliert wird. Soweit die Vereinbarung eine Eini-
gung iiber die Ubertragung der elterlichen Sorge oder eines Teilbereichs beinhaltet, erlasst das Gericht im
Anschluss einen entsprechenden Beschluss, der keiner ausfilhrlichen Begrindung mehr bedarf. Eine Um-
gangsregelungsvereinbarung kann das Gericht auf Wunsch eines Verfahrensbeteiligten durch Be-
schluss (gerichtliche Billigung) zum Gegenstand einer vollziehbaren gerichtlichen Anordnung im Sinne
des § 156 Abs. 2 FamFG machen, wenn die inhaltlichen Voraussetzungen fir eine der Vereinbarung entspre-
chende Beschlussfassung vorliegen.
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7. Kommt es in den Regelverfahren in dem ersten Verhandlungstermin nicht zu einer Einigung der Kindesel-
tern, trifft das Familiengericht im Regelfall die folgenden MaBnahmen:

a)

h)

Eine streitige Sachentscheidung in der Hauptsache ergeht in der Regel nicht. In begriindeten Ausnah-
mefallen kann bei Entscheidungsreife bereits jetzt eine Hauptsachentscheidung ergehen.

Das Familiengericht ordnet nach Mafistab des § 156 Abs. 1 Satz 4 FamFG an, dass die Kindeseltern
spatestens zwei bis drei Wochen nach dem Verhandlungstermin 6ffentliche oder freie Beratungs-
oder Hilfestellen (zumindest eine Beratungsstelle der dffentlichen oder freien Jugendhilfe, ggf. jeweils auch
eine Beratungsstelle fir die betroffene Mutter oder den betroffenen Vater) aufsuchen und die dortigen Be-
ratungs- und/oder Hilfsangebote (z. B. Mediation) mit mehreren Gesprachsterminen und dem Ziel einer
einvernehmlichen auBergerichtlichen Einigung fiir die Dauer von im Regelfall bis zu drei Monaten ab
dem ersten Verhandlungstermin in Anspruch nehmen. Soweit die Kindeseltern sie von ihrer Schweige-
pflicht entbinden (hierauf sollen die Beratungsstellen beim Erstkontakt hinweisen und auf eine moglichst
sofort von beiden Eltern zu unterschreibende Schweigepflichtentbindungserklarung hinwirken), berichten
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungs- oder Hilfestellen dem Jugendamt vor Ablauf von
drei Monaten schriftlich Uber den zeitlichen Verlauf ihrer Beratungs- und Hilfetatigkeit und ob eine Eini-
gung erzielt werden konnte. Fiir den Fall einer Einigung informieren die Eltern nach Beendigung der
Beratung selbst das Jugendamt iber den Inhalt der erreichten Einigung auf der Grundlage einer gemein-
sam erarbeiteten und von beiden Elternteilen unterschriebenen Vereinbarung. Fir den Fall, dass keine
Einigung erzielt worden ist, berichten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungs- oder Hilfe-
stellen dem Jugendamt kurz schriftlich Uber den wesentlichen Verlauf und das Ergebnis der Beratung
(siehe ,,Riickmeldung iiber die Beratung/Mediation“). Bei Bedarf kann das Gericht den Beratungs- und
Hilfezeitraum auf Antrag eines Verfahrensbeteiligten um langstens drei Monate verlangern.
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Riickmeldebogen

(Absender/Anschrift)

(Ort, Datum)

Kreis Warendorf

Der Landrat

Amt fur Kinder, Jugendliche und Familien
Waldenburger Str. 2

48231 Warendorf

Ich winsche Beratung und Hilfe im Sinne einer Partnerschafts-, Trennungs- und Scheidungsberatung gem. § 17
KJHG

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

O 1. SKF - Sozialdienst Kath. Frauene. V.
Kirchstr. 06
48231 Warendorf
Tel. 02581/92 79 10-0
Beratung: kreisweit

O 2. Arbeitsgemeinschaft
Dekanats-Caritasverband Beckum e. V.
SKM - Kath. Verband fiir Soziale Dienste Ahlen und Beckume. V.
IN VIA — Kath. Madchensozialarbeit Beckum e. V.
Paterweg 50
59269 Beckum
Tel. 02521/840 10
Beratung: in Ahlen, Beckum, Ennigerloh, Oelde und Wadersloh

O 3. Innosozial Ahlen - Zeppelincarrée
Zeppelinstrale 63
59229 Ahlen
Tel. 023 82/7 099 - 54
Beratung: kreisweit

O 4. AmtfirKinder, Jugendliche und Familien
Waldenburger Str. 2
48231 Warendorf
Tel. 02581/5 30
Beratung: kreisweit, mit Ausnahme der Stadte Ahlen, Beckum und Oelde

Weitere Beratungsmadglichkeiten entnehmen Sie bitte beiliegendem Faltblatt.

Unterschrift

16
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c)

d)

Das Familiengericht hat dem Kind nach dem MaRstab des § 158 FamFG einen in Sorgerechts- und Um-
gangsfragen fachlich, insbesondere padagogisch geschulten und erfahrenen Verfahrensbeistand zu be-
stellen mit dem gemalR § 158 Abs. 4 FamFG kurz inhaltlich zu begriindenden Auftrag, unmittelbar an den
ersten Verhandlungstermin anschlieRend mit der Exploration des Kindeswillens und des Kindeswohls durch
Kontaktaufnahme und Gesprache mit dem Kind, beiden Elternteilen, der zustandigen Jugendamtsmit-
arbeiterin oder dem -mitarbeiter sowie den unter b) genannten weiteren Institutionen und Bezugspersonen
zu beginnen und vor Ablauf von drei Monaten dem Jugendamt schriftlich zu berichten, wobei die Aus-
fihrungen unter b) zur Schweigepflichtentbindung entsprechend gelten. Aufgabe und Ziel der Tatigkeit des
Verfahrensbeistandes ist es einerseits, das Kind als eigenstiandige Person mit seinen Grundrechten ernst
zu nehmen, seine Rechte wahrzunehmen und zu vertreten, seine Gefiihle ernst zu nehmen, das kindli-
che Zeitempfinden (insbesondere bei Umgangsfragen) zu berticksichtigen und die Kindeswiinsche unge-
filtert ohne Riicksicht auf ihre Realisierbarkeit mitzuteilen, sowie andererseits, in Zusammenarbeit mit
den anderen Beteiligten und unter Vermittlung zwischen den Elternteilen auf eine einvernehmliche L6-
sung hinzuwirken, dem Kind flir den Fall einer zukiinftig erforderlich werdenden streitigen Entscheidung
aber auch zu verdeutlichen, dass seine Wiinsche zwar einen hohen Stellenwert haben, die endgiiltige Ent-
scheidung aber in den Handen der Sorgeberechtigten bzw. des Gerichts liegt.

Die zustandige Jugendamtsmitarbeiterin oder der -mitarbeiter berichtet nach Gesprachen mit den Eltern
und dem Kind sowie mindlicher oder schriftlicher Anhérung der Beteiligten zu b) und c¢) spatestens nach
drei Monaten ab dem Verhandlungstermin schriftlich in der Hauptsache (ber den Verlauf und das Er-
gebnis des Beratungsprozesses unter Bindelung und Beifligung der Stellungnahmen der Beteiligten zu b)
und c). Soweit sie/er binnen drei Monaten keinen abschlieRenden Bericht vorlegen kann, erstattet sie/er
dem Familiengericht einen inhaltlich aussagefahigen Zwischenbericht iber ihre/seine bisherigen Erkennt-
nisse und beantragt eine Fristverlangerung, die das Familiengericht im Regelfall bewilligt, wenn diese
weitere drei Monate nicht Ubersteigt. Ist es auf Grund des Beratungsprozesses zu einer Einigung der
Verfahrensbeteiligten gekommen, erschopft sich der Bericht des Jugendamtes in der Wiedergabe des
Ergebnisses der Einigung. Bei Bedarf flihrt die Jugendamtsmitarbeiterin oder der -mitarbeiter mit den Be-
teiligten parallel zu den Beratungsgesprachen ein gemeinsames Fachgespréach.

Soweit in Fragen der Aufenthaltsbestimmung, der Umgangsregelung oder der Herausgabe des Kin-
des in der ersten Anhdrung keine Einigung erzielt werden kann, hat das Gericht mit den Beteiligten geman
§ 156 Abs. 3 Satz 1 FamFG von Amts wegen den Erlass eines einstweiligen Anordnungsbeschlusses
zu erdrtern, der im Regelfall die vorlaufige Regelung des Umgangs des Elternteils mit dem Kind, bei dem
es nicht lebt, fir die Dauer des weiteren Hauptsacheverfahrens und soweit erforderlich eine vorlaufige
Regelung inshesondere des Aufenthaltsbestimmungsrechts zum Gegenstand hat.
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In den vom Regelverfahren abweichenden Verfahren (siehe oben Il. 2.), die nach der ersten Kindes-
und Elternanhérung einer weiteren Beweisaufnahme bedtrfen, hat das Gericht gemaR den §§ 156 Abs. 3
Satz 2, 157 Abs. 3 FamFG unverziiglich zu priifen, ob eine einstweilige Anordnungsregelung getroffen
werden muss (insbesondere Inobhutnahme und vorldufige Ubertragung des Aufenthaltsbestim-
mungsrechts auf einen hoheitliche/n oder berufsmaRige/n Pflegerin oder Pfleger). In den Verfahren
nach den §§ 1666, 1666 a BGB und in anderen Fallen, in denen das Kindeswohl durch Gewaltanwendung
gefahrdet ist (dies kann auch im Falle der Gewaltanwendung gegen den anderen Elternteil gegeben sein),
kommt die vorlaufige Regelung des Umgangs beider Eltern oder des anderen Elternteils mit dem Kind
grundsétzlich nur in begleiteter Form nach § 1684 Abs. 4 Satz 3 BGB durch eine Mitarbeiterin oder einen
Mitarbeiter des Jugendamtes, einen freien Trager oder durch eine geeignete — ggf. freiberuflich in diesem
Bereich tatige oder von beiden Eltern angegebene, zuverlassig erscheinende — Privatperson in Betracht.
Das Jugendamt ist verpflichtet, im Bedarfsfall eine fachlich ordnungsgemalie Umgangsbegleitung in
angemessen kurzer Zeit sicherzustellen. Die fachlichen Standards fiir den begleiteten Umgang erge-
ben sich fiir die Beteiligten (Familiengericht, éffentliche und freie Jugendhilfe) aus den ,,Empfehlungen fiir
begleiteten Umgang“ im ,,Leitfaden zur Verfahrensweise in Féllen hauslicher Gewalt“. In schwerwie-
genden Fallen kann das Familiengericht auf Antrag oder von Amts wegen durch einstweilige Anordnung
gemal § 156 Abs. 3 Satz 2 FamFG das Recht beider Eltern oder eines Elternteils auf persénlichen Um-
gang fiir die Dauer des Hauptsacheverfahrens gemaR § 1684 Abs. 4 Satz 1 und 2 BGB ganz ausschlieRen,
wenn dies zum Ausschluss einer erheblichen Kindeswohlgefahrdung unerl&sslich erscheint.

In den Fallen der §§ 1666, 1666 a BGB und sonstigen Féllen von Gewaltanwendung berichten nicht nur
das Jugendamt, sondern auch die (brigen beteiligten Institutionen (insbesondere Beratungs- und Hilfetra-
ger, Verfahrenspfleger) dem Gericht unmittelbar und ausfiihrlich schriftlich.

In diesem Zusammenhang besteht die Méglichkeit, dass Fachkréfte der freien Jugendhilfe oder anderer
Institutionen, ggf. die Fachkrafte, durch die die Meldung Uber die Kindeswohlgeféhrdung ergangen ist, vom
Familiengericht zur mindlichen Verhandlung geladen werden.

Die zustandige Mitarbeiterin oder der zustandige Mitarbeiter des Jugendamtes prift im Zusammenwirken
mit den Fachkréaften der freien Jugendhilfe, ob ggf. eine Teilnahme am mindlichen Verhandlungstermin als
fachlich notwendig erachtet wird, und regt dies beim Familiengericht an. Die durch die beteiligten Fachkrafte
durchgefiihrte Einzelfallprifung unterliegt insbesondere den folgenden fachlichen Kriterien: Dem Kindes-
wohlprinzip (Je gravierender sich ein zu erérternder Sachverhalt im Hinblick auf das Kindeswohl darstellt,
desto sinnvoller ist in der Regel die personliche Teilnahme der Fachkraft am Verhandlungstermin), dem
Prinzip der groRtmdglichen Transparenz gegentiber den Eltern und/oder dem Kind sowie den Auswirkungen
einer Teilnahme auf das Vertrauensverhéltnis zwischen Fachkréften und den Eltern bzw. den Kindern. Es
steht im fachlichen Ermessen der zustandigen Familienrichterin oder des zustandigen -richters, inwieweit
er der Anregung des Jugendamtes zur Ladung einer Fachkraft folgt. Im Hinblick auf den Amtsermittlungs-
grundsatz (§ 26 FamFG) ist die durch das Jugendamt angeregte Anhérung der Fachkraft allerdings regel-
maRig als sinnvoll anzusehen. Kann in der Verhandlung das Einverstandnis aller Verfahrensbeteiligten er-
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reicht werden, kann die Fachkraft durch das Gericht in der ansonsten nichtéffentlichen Verhandlung ange-
hort werden. Ist dies nicht der Fall, verlasst die Fachkraft zunachst die nichtoffentliche Sitzung, kann vom
Gericht aber als Zeuge aufgerufen und vernommen werden

V. Verfahrensweise in Sorgerechts- und Umgangsregelungsverfahren am Ende des gerichtlichen
Verfahrens:

Endet das Regelverfahren nicht mit einer Einigung im ersten Verhandlungstermin, sondern kommt es zu der unter
IV. 7. néher beschriebenen Verfahrensweise, hat das Familiengericht nach dem Vorliegen des Berichts des
Jugendamtes folgende Mdglichkeiten zur Beendigung des gerichtlichen Verfahrens:

1. Auf gerichtliche Anfrage erklaren die beteiligten Kindeseltern bzw. ihre Verfahrensvertreterinnen oder -vertreter
das Verfahren im Hinblick auf die nach Beratung und Vermittlung erfolgte auRergerichtliche Einigung und
Regelung schriftlich fir erledigt und das Gericht entscheidet nur noch Uber die Verfahrenskosten.

2. Soweit Beteiligte dies beantragen, macht das Gericht die Einigung im Regelfall aufgrund einer zweiten miind-
lichen Verhandlung oder im schriftlichen Verfahren nach Anhérung der tbrigen Verfahrensbeteiligten zum
Gegenstand eines gerichtlich gebilligten Vergleichs (bei einer Umgangs- oder Herausgaberegelung nach
§ 156 Abs. 2 FamFG) oder eines Beschlusses (beim Sorgerecht).

3. Gelingt eine Einigung innerhalb der oben genannten Fristen nicht, hat das Familiengericht die folgenden Még-
lichkeiten:

a) Es entscheidet nach einer zweiten Verhandlung auf Grund einer erneuten Anhérung der Eltern, des Kin-
des, des Jugendamtes und der Verfahrenspflegerin oder des -pflegers durch streitigen Beschluss. Im
Bereich der Kindeswohlgefahrdung nach den §§ 1666, 1666 a BGB hat das Familiengericht sorgfaltig
abzuwégen, ob die volle oder teilweise Entziehung der elterlichen Sorge geboten ist (§ 1666 Abs. 3 Nr.
6 BGB) geboten ist oder eine der niedrigschwellig eingreifenden MaBnahmen nach § 1666 Abs. 3 Nr.
1 -5 BGB (verpflichtende Inanspruchnahme 6ffentlicher Jugendhilfe wie Sozialpadagogische Familienhilfe
oder Erziehungsbeistand in Abstimmung mit dem beteiligten Jugendamt unter Beachtung von dessen Steu-
erungs- und Leitungsfunktion, Verpflichtung zur Sorge fiir die Einhaltung der Schulpflicht, Naherungs- oder
Kontaktverbote) als (vorerst) ausreichend erscheint.

b) Das Familiengericht entscheidet im Falle der Zustimmung aller Beteiligten nach dem Ablauf einer gesetzten
Stellungnahmefrist durch streitigen Beschluss im schriftlichen Verfahren, wobei ihm dieselben Ent-
scheidungsmaglichkeiten wie unter a) offen stehen.

19



20

Gesamtausgabe Warendorfer Praxis

c) Es ordnetim schriftlichen Verfahren auf Antrag oder von Amts wegen weitere Beweiserhebungen, insbe-
sondere die Einholung eines familienpsychologischen und/oder - soweit durch konkrete Anhaltspunkte
hinsichtlich des Kindes oder der Eltern angezeigt — eines fachpsychiatrischen schriftlichen Sachver-
standigengutachtens an und entscheidet nach dessen/deren Vorlage aufgrund einer weiteren mindlichen
Verhandlung, in der im Falle von Einwendungen gegen das Gutachten oder sonstigem Klarungsbedarf der
Sachverstandige erganzend anzuhdren ist. Die Einzelheiten der Verfahrensablaufe und Inhalte im Falle der
Anordnung einer Begutachtung ergeben sich aus dem ,Leitfaden Sachverstandigengutachten im fami-
liengerichtlichen Kindschaftsverfahren“.
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VI. Verfahrensweise zur Uberpriifung von gerichtlichen Sorgerechtsentscheidungen:

Das Familiengericht hat nach den Ziffern I. bis V. dieser Praxis zustande gekommene Sorgerechtsentscheidungen
nach den folgenden Malistaben zu liberpriifen:

1. Beruhen gerichtliche Sorgerechtsentscheidungen in den Regelverfahren ohne Anhaltspunkte fiir eine Kin-
deswohlgefahrdung auf einer Einigung der Eltern oder einer streitigen Beschlussfassung (§ 1671 Abs. 1, Abs.
2Nr. 1BGB, § 1626 a Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 BGB), ist ein eigeninitiativ eingeleitetes gerichtliches Uberpriifungs-
verfahren gesetzlich nicht vorgesehen und eine Uberpriifung nur auf elterlichen Antrag geboten. Eine Abén-
derung erfordert nach § 1696 Abs. 1 BGB, dass triftige, das Kindeswohl nachhaltig beriihrende Umsténde
eine Neuregelung als angezeigt, also eindeutig geboten erscheinen lassen.

2. In Verfahren wegen Kindeswohlgefahrdung nach den §§ 1666 ff. BGB hat das Familiengericht nach dem
MaRstab des § 1696 Abs. 2 BGB seine Entscheidungen wie folgt zu Uberprifen:

a) Sieht das Familiengericht von einer Entscheidung nach § 1666 Abs. 3 Nr. 1 -6 BGB (s. 0.) bzw. § 1667
BGB (bei Gefahrdung des Kindesvermdgens) vollstandig ab oder ordnet niedrigschwellige MaRnahme
nach § 1666 Abs. 3 Nr. 1 —5 BGB an, hat es regelmafig nach dem Ablauf von drei Monaten zu (iberprifen,
ob weitergehende familiengerichtliche Mainahmen zum Kindeswohl erforderlich sind (§ 166 Abs. 3 Fa-
mFG).

b) Ordnet das Familiengericht demgegeniiber langer andauernde MaBnahmen nach den §§ 1666 Abs. 3 Nr.
6 (voller oder teilweiser Sorgerechtsentzug), 1667 BGB (Anordnungen bzgl. Kindesvermdgen) an, hat es
regelmalig alle sechs Monate, spatestens jedoch alle 12 Monate, von Amts wegen zu prifen, ob die
MafRnahmen noch erforderlich sind oder ganz bzw. teilweise aufgehoben werden kénnen (§ 166 Abs. 2
FamFG).

3. Die Art der Uberpriifung und die Frage der Einleitung eines neuen familiengerichtlichen Verfahrens stehen im
Ermessen des Familiengerichts. Es bietet sich an, die regelméRig in der Vormundschaftsiiberpriifungsakte
durch die Rechtspflegerin oder den -pfleger einzuholenden schriftlichen Berichte des Vormunds bzw. Pflege-
rin/Pflegers als Familienrichterin oder -richter auf die Notwendigkeit einer mdglicherweise abandernden Ent-
scheidung hin auszuwerten und ggf. von Amts wegen ein neues Verfahren mit einer ersten Anhérung der Be-
teiligten nach Ziffer IV. 3. dieser Praxis einzuleiten. Alternativ kann das Familiengericht bei Verfahrensabschluss
des Ausgangsverfahrens das Jugendamt oder einer etwa bestellten Ergénzungspflegerin oder eines etwa be-
stellten -pflegers fiir Teilbereiche der elterlichen Sorge beauftragen, nach Ablauf der oben genannten Fristen
schriftlich Bericht zu erstatten.

21



22

Gesamtausgabe Warendorfer Praxis



Gesamtausgabe Warendorfer Praxis

Leltfaden
,,Kind im Blick*
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Der vorliegende Leitfaden ist keine verbindliche Handlungsanweisung an die beteiligten Fachkrafte der
.Warendorfer Praxis* in Sorgerechts- und Umgangsregelungsverfahren, sondern versteht sich als
disziplinibergreifend erarbeitete Empfehlungen an die Beteiligten zur besseren inhaltlichen Handhabung der
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in auBergerichtlichen und in familiengerichtlichen Verfahren,
insbesondere zur Entlastung der betroffenen Kinder. Dabei sollen im ersten Teil die nur bei der familienrichterlichen
Anhérung des Kindes vorhandenen gesetzlichen Vorgaben dargestellt werden, im zweiten Teil werden die
padagogisch-psychologischen Anforderungen an eine kindeswohlgerechte Verfahrensbeteiligung von Kindern
vorgestellt, und schlieBlich schlagt der dritte Teil eine Koordinierung der Beteiligung von Kindern im Verfahren
zwischen den verschiedenen beteiligten Fachkraften vor, um mdglichst zu vermeiden, dass die betroffenen Kinder
und Jugendlichen in kurzer Zeit von einer Vielzahl ihnen in der Regel fremder Fachkréfte angehort/am Verfahren
beteiligt werden.

Ausgangspunkt fir die Beteiligung des Kindes oder Jugendlichen als Subjekt in auBergerichtlichen und
familiengerichtlichen Verfahren ist Artikel 6 Grundgesetz:

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natiirliche Recht der Eltern und die zuvérderst ihnen obliegende
Plicht. Uber ihre Betétigung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten diirfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie
getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen, oder wenn die Kinder aus anderen Griinden zu
verwahrlosen drohen.

Auch nach einer Trennung obliegt es demnach zuvérderst den Eltern als verantwortungsvollen Erwachsenen, ihren
Kindern Sicherheit und emotionale Warme zu geben. Jeder staatliche Eingriff in eine Familie birgt fir das Kind
Chancen und Risiken, u. a. die Gefahr von nachfolgenden Beeintrachtigungen. Um Risiken zu vermeiden, gilt es,
das Kind im Blick zu behalten.

Kenntnisse Uber die kindliche Entwicklung sollte Standardwissen aller beteiligten Fachleute sein. Kinder bedtrfen
einer besonderen Empathie der Erwachsenen und einer altersangemessenen Sprache. Die Verfahrensbeteiligten
bendtigen ein besonderes Einflihlungsvermégen fiir Kinder verschiedenen Alters, damit sie die jeweils aktuelle
autonome Bedirfnislage eines Kindes von den Aussagen eines mdglicherweise beeinflussten Kindes un-
terscheiden konnen.

1. Rechtliche Vorgaben (Muss-, Soll- und Kann-Vorschriften)

Die Anhdrung des betroffenen Kindes durch das Familiengericht spielt in Sorgerechts- und
Umgangsregelungsverfahren fiir die Entscheidungsfindung eine wichtige Rolle. § 159 FamFG statuiert seit seiner
Neuregelung im Jahr 2021 deutlich erhdhte rechtsverbindliche Mindestanforderungen an die personliche Anhérung
des Kindes durch das Familiengericht, wobei der/die Familienrichterin oder -richter abgesehen von dem nunmehr
fast immer gegebenen Erfordernis der personlichen Anhérung bzw. Inaugenscheinnahme des/der
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Kindes/r/Jugendlichen im Einzelfall nach seinem Ermessen weitgehend frei entscheiden kann, wann im
Verfahrensablauf, wo und vor allem wie er/sie das betroffene Kind anhort bzw. In Augenschein nimmt. Die
nachfolgenden Vorgaben lassen sich der gesetzlichen Regelung entnehmen:

1.1 Muss-Vorschriften:
a) Grundsatz: Verpflichtende altersunabhangige Anhorung:

GemalR §159 Abs. 1 FamFG muss das Familiengericht ein Kind in einer Kindschaftssache grundsatzlich
altersunabhangig personlich anhéren und/oder sich einen personlichen Eindruck von ihm verschaffen
(Inaugenscheinnahme). Im Hinblick auf die Ausnahmeregelungen in § 159 Abs. 2 S. 1 FamFG, die gem. § 159
Abs. 2 S. 2 u. 3 FamFG nicht fur die Gefahrdungsverfahren insbesondere nach den §§ 1666, 1666a BGB gelten,
empfiehlt die ,Warendorfer Praxis* grundsatzlich die Anhorung von Kindern im familiengerichtlichen Regelverfahren
ab dem Kindergartenalter von etwa drei bis vier Jahren, weil aus Anlass von Trennung und Scheidung die
Neigungen, Bindungen und der Wille des Kindes ab diesem Alter regelméaRig fir die zu treffende Sorgerechts- bzw.
Umgangsregelung von Bedeutung sind und im Rahmen einer Anhdrung bzw. spielerischen Inaugenscheinnahme
ermittelt werden konnen. In jeglichem Verfahren der Kindeswohlgeféhrdung ist hingegen die Anhdrung bzw.
Inaugenscheinnahme des Entwicklungsstandes des Kindes — soweit erforderlich und mdglich in seinem gewohnten
Umfeld — grundsatzlich in jedem Alter, d. h. auch bei sehr kleinen Kindern - unerlsslich

b) Voriibergehendes Absehen von der Anhdrung in Eilféllen:

Unterbleibt eine an sich verpflichtende Kindesanhérung vor einer Entscheidung des Familiengerichts allein wegen
Gefahrin Verzug, muss sie gemaf § 159 Abs. 3 Satz 2 FamFG unverzlglich nachgeholt werden. Gefahrim Verzug
liegt in eng begrenzten Ausnahmeféllen nur dann vor, wenn eine gesteigerte Dringlichkeit fir die sofortige
gerichtliche MaBnahme besteht und bei einer durch die Kindesanhdrung bedingten Verzégerung die Sorge von
Gefahren fir das Kind begrindet wére. Dies ist etwa der Fall bei einer sofort zu erlassenden einstweiligen
Anordnung zur vorldufigen familiengerichtlichen Genehmigung der geschlossenen Unterbringung eines psychisch
kranken Kindes oder Jugendlichen gemaR § 1631b BGB in einer psychiatrischen Fachklinik oder bei der
Inobhutnahme eines im Haushalt seiner leiblichen Eltern erheblich gefahrdeten Kindes nach § 42 SGB VIII. Au-
Rerdem fallt unter Gefahr in Verzug die vorlaufige Ubertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts auf einen
Elternteil, wenn dieser konkret und substantiiert einzelfallbezogen glaubhaft macht, dass der andere Elternteil das
Kind in das Ausland zu entfiihren beabsichtigt bzw. droht. Die vom Gesetz geforderte unverziigliche Nachholung
der Kindesanhérung bedeutet dabei, dass das Familiengericht diese so kurzfristig wie méglich, also mit einer Gber
den normalen Geschéftsbetrieb deutlich hinausgehenden Eilbediirftigkeit, nachzuholen hat.

c) Gelegenheit zur AuBerung fiir das Kind:

Als dritte Muss-Regelung istin § 159 Abs. 4 Satz 2 FamFG verankert, dass dem Kind, wenn es angehért wird, auch
in altersentsprechender Art und Weise Gelegenheit zur AuRerung gegeben werden muss. AuBerungen eines
Kindes sollten ausschlieRlich durch offene Fragen gewonnen werden. Geschlossene Entscheidungsfragen sollten
hingegen unbedingt vermieden werden.
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1.2 Soll-Vorschriften:

Das Kind soll durch das Familiengericht gemaR § 159 Abs. 4 Satz 1 FamFG im Rahmen seiner AuRerung in
kindgerechter und altersentsprechender Weise Uber den Gegenstand, Ablauf und mdglichen Ausgang des
Verfahrens informiert werden, soweit nicht Nachteile fiir seine Entwicklung, Erziehung oder Gesundheit zu
befurchten sind. An die Vorgaben dieser Soll-Vorschrift hat sich der/die Familienrichterin oder -richter grundsatzlich
zu halten, es sei denn, es liegt ein begriindeter Ausnahmefall vor.

a) Anwesenheit des Verfahrensbeistandes bei der Anhorung:

Eine zweite Soll-Vorschrift enthalt § 159 Abs. 4 Satz 3 FamFG, wonach das Gericht einem bereits nach § 158
FamFG bestellten Verfahrensbeistand die Anwesenheit bei der personlichen Kindesanhdrung gestatten soll.
Durchgreifende Griinde, einem Verfahrensbeistand die Anwesenheit zu verweigern, bestehen regelméaBig nicht.
Der Verfahrensbeistand hat bei der Anhdrung des Kindes, bei der folgenden Mitteilung des Ergebnisses der
Anhérung an die Ubrigen Verfahrensbeteiligten und bei der Informierung des Kindes Uber den Verfahrensausgang
nach der abschlieBenden mundlichen Verhandlung eine wichtige Rolle.

b) RegelmaRig keine Anwesenheit sonstiger Dritter bei der Kindesanhérung:

Im Ubrigen lasst es § 159 Abs. 4 FamFG durch seine weitgehend offene Formulierung zu, dass das Familiengericht
nach seinem pflichtgeméaRen Ermessen die Anwesenheit der Eltern und ihrer Rechtsanwaltinnen oder-anwalte bei
der Kindesanhérung zulassen kann und es gesetzlich nicht gehalten ist, dies auf Ausnahmefalle zu beschranken.
Die ,Warendorfer Praxis“ empfiehlt, das Kind vor dem Hintergrund seines regelmafig gegebenen Interessen- und
Loyalitatskonflikts zwischen den Eltern immer in Abwesenheit der Eltern und deren Bevollmachtigter anzuhéren.

1.3 Kann-Vorschriften:
a) Griinde fiir das Absehen von der Kindesanhorung:

Die verpflichtende persénliche Anhérung des Kindes nach § 159 Abs. 1 FamFG gilt nicht uneingeschrénkt, denn
nach § 159 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 FamFG darf das Gericht von einer persénlichen Anhérung von Kindern/Jugendlichen
aus ,schwerwiegenden Grinden“ absehen. Angesichts des gesetzlichen Regel-Ausnahme-Verhéltnisses muss
dieser unbestimmte Rechtsbegriff eng ausgelegt werden und auf Ausnahmefélle wie z. B. denjenigen beschrankt
bleiben, dass ein betroffenes Kind durch die richterliche Anhérung konkrete Gefahr in seiner psychischen
Gesundheit zu nehmen droht.

b) Anhérung/lnaugenscheinnahme von jiingeren Kindern:
Nach § 159 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 FamFG kann das Familiengericht in Regelverfahren von der Anhdrung bzw.

Inaugenscheinnahme eines Kindes absehen, wenn das Kind offensichtlich nicht in der Lage ist, seine Neigungen
und seinen Willen kundzutun. Zudem muss das Kind gem. § 159 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 FamFG nicht angeh6rt bzw. in
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Augenschein genommen werden, wenn die Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes fiir die Entscheidung
nicht von Bedeutung sind oder wenn eine persénliche Anhérung ,auch nicht aus anderen Griinden angezeigt ist",
was § 159 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 FamFG in der Regel annimmt, wenn das Verfahren ausschliellich das Vermdgen des
Kindes betrifft. Nach der Ubereinstimmenden Haltung der Fachkrafte der ,Warendorfer Praxis” sind indes die
Neigungen, Bindungen und der Wille des Kindes flr die Entscheidung des Familiengerichts in Sorgerechts- und
Umgangsverfahren mit Ausnahme der Vermdgenssorge immer von Bedeutung — auch wenn sie je nach Alter und
Reife des Kindes unterschiedlich zum Ausdruck gebracht werden und insbesondere bei sehr jungen Kindern nur
ein Faktor unter vielen sein kénnen. In Sorgerechts- und Umgangsregelungsverfahren empfiehlt sich eine
personliche richterliche Anhérung in der Regel auch bei kleineren Kindern ab einem Alter von etwa drei Jahren,
wenn sich abzeichnet, dass keine Einigung der Kindeseltern gelingt, sondern das Familiengericht eine streitige
Entscheidung treffen muss. Da die 0. g. Ausnahmen in Gefahrdungsverfahren gem. § 159 Abs. 2 S. 2 u. 3 FamFG
nicht greifen, sind die Kinder dort von eng begrenzten Ausnahmen des Einzelfalls abgesehen stets
altersunabhéngig anzuh6ren bzw. in Augenschein zu nehmen.

Vom Einzelfall abhangig ist die Frage, ob eine Anhdrung oder Inaugenscheinnahme des Kindes auch dann geboten
erscheint, wenn sich eine Einigung der Verfahrensbeteiligten zum Sorge-oder Umgangsrecht abzeichnet. Zwar
geht die héchstrichterliche Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (schon vor der Neufassung des § 159 FamFG)
davon aus, dass ein betroffenes Kind grundsatzlich vor dem Abschluss eines gemal § 156 Abs. 2 FamFG gericht-
lich gebilligten Vergleichs gem. § 159 FamFG personlich anzuhéren ist (BGH, Beschluss vom 10.07.2019, Xl ZB
507/18). Die Rechtsprechung beschreibt insoweit aber nur ein Regel-Ausnahme-Verhéltnis. Grundsatzlich soll ein
Kind vor dem Abschluss einer Vereinbarung betreffend das ihn angehende Sorge-oder Umgangsrecht personlich
richterlich angehdrt werden. Als zielfuhrend erscheint dies insbesondere bei &lteren Kindern oder Jugendlichen,
die ihre Einschatzung zu der vorgeschlagenen/erzielten Einigung voraussichtlich klar benennen kénnen, und zwar
vor allem in Regelverfahren der Hochstrittigkeit und in Gefahrdungsverfahren. Sind die Kinder demgegenuber noch
sehr klein und kdnnen lediglich in Augenschein genommen werden oder ist die Einigung im Regelverfahren (ohne
Hochstrittigkeit) auch ohne Anhérung/Inaugenscheinnahme erkennbar dem Kindeswohl entsprechend, kann
der/die Richter/in nach freiem Ermessen im Einvernehmen mit den Verfahrensbeteiligten auf die Kindesanhdrung
vor der Protokollierung der Vereinbarung verzichten.

c) Richterliches Ermessen bei der Ausgestaltung der Kindesanhérung/Inaugenscheinnahme:

Nach § 159 Abs. 4 Satz 4 FamFG entscheidet die Familienrichterin oder der Familienrichter ber die
verfahrensmafRige und inhaltliche Ausgestaltung der Kindesanhdrung nach freiem Ermessen. Im Regelfall ist eine
Anhorung des Kindes an einem gesonderten vorherigen oder ausnahmsweise auch nachtraglichen Termin - ggf.
in der gewohnten Umgebung des Kindes - sinnvoll. Nur wenn es sachdienlich (etwa zur Beobachtung der
Interaktion des Kindes mit den Eltern) und mit dem Kindeswohl vereinbar ist, wird im Ausnahmefall das Kind zur
Anhorung auf den Tag und die Uhrzeit des eigentlichen Verhandlungstermins geladen. Im Falle der mdglichen
Sorgerechtsentziehung nach den §§ 1666, 1666a BGB sowie sonstigen Féllen der Kindeswohlgefahrdung durch
Gewaltanwendung (auch des einen Elternteils gegen den anderen Elternteil) sollte stets ein gesonderter
Kindesanhorungstermin erfolgen. Die Richterin oder der Richter teilt den Ubrigen Beteiligten im Regelfall vorab
den Kindesanhérungszeitpunkt und -ort mit, damit die Beteiligten im Bedarfsfalle Anderungen der
Vorgehensweise anregen konnen. Die Anhorung des Kindes soll in der Regel allein in Anwesenheit des Kindes
und der Familienrichterin oder des -richters — sowie soweit bestellt auch des Verfahrensbeistandes — erfolgen.
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Die Kindesanhorung dient vorrangig dem Kennenlernen des Kindes, seines Lebensalltags sowie seiner Winsche
und Bediirfnisse und weniger der Positionierung des Kindes in dem Streit der erwachsenen Verfahrensbeteiligten.
Die Familienrichterin oder der -richter hat das wesentliche Ergebnis der Kindesanhdrung den
Verfahrensbeteiligten tblicherweise mindlich so rechtzeitig bekanntzugeben, dass diese zu dem Ergebnis in der
mindlichen Verhandlung vor dem Erlass verfahrensférdernder gerichtlicher Anordnungen und abschlieRender
Entscheidungen Stellung nehmen kénnen. Nach der Anhdrung muss die Richterin oder der -richter {iber den
Inhalt der Anh6rung einen aussagefahigen schriftlichen Anhérungsvermerk anfertigen, der den Beteiligten mit der
Gelegenheit zur Stellungnahme vor abschliefender Entscheidung zuzuleiten ist.

2. Psychologisch und padagogisch kindgerechtes Vorgehen bei der Anhérung, der Inaugenscheinnahme
bzw. Beteiligung des Kindes:

Erwartungshaltung des Gesetzgebers und der Rechtsprechung an die Kindesanhérung ist es, personliche
Beziehungen, Neigungen, Bindungen sowie den Willen des Kindes erkennbar zu machen. Je alter das Kind ist,
desto mehr ist der Wille des Kinds zu beachten.

Mit welcher Einstellung das Kind zur Kindesanhdrung kommt und wie belastet es ist, kann nur im Kontext des
individuellen Falls ermittelt werden. Hierbei sind folgende Punkte zu beachten:

» Kinder und Jugendliche sind haufig in die Streitigkeiten der Eltern/Sorgeberechtigten einbezogen.

» Kinder und Jugendliche befinden sich haufig in Loyalitatskonflikten mit ihren Bindungspersonen.

» Kinder und Jugendliche sind oft sensibel fir die Interessen der Bezugspersonen statt Zugang zu ihren
eigenen Bedirfnissen zu haben.

» Das Anhdrungsverfahren/Gesprach an sich ist eine belastende Erfahrung fiir Kinder und Jugendliche.

2.1 Das Kind als Subjekt im Mittelpunkt der Anhérung/Inaugenscheinnahme: Kindeswille, Neigungen und
Beziehungen:

Das Kind/Der Jugendliche steht als Subjekt im Mittelpunkt der Kindesanhdrung bzw. Inaugenscheinnahme. Es hat
ein Recht auf Information und Beteiligung, d. h. es geht nicht um eine Befragung, sondern um einen Raum fiir
AuBerungen, eigene Fragen, Sorgen und hnliches. Grundsétzlich ist die Kindesanhérung ein wertvolles Instru-
ment, um einerseits der Richterin oder dem Richter ein Bild von dem Kind/Jugendlichen mit seinen Bedurfnissen
und Gedanken zu geben und andererseits das Kind/den Jugendlichen in seiner Selbstwirksamkeit zu starken und
wertschatzend am Prozess zu beteiligen. In der Regel wird die Zeit vor, wahrend und nach einem gerichtlichen
Verfahren belastend fiir Kinder und Jugendliche sein, allein aufgrund der Tatsache, dass sich die Lebenswelt auf
einmal (meist unerwartet) vollig verandert und der bisherige Lebensalltag und eventuell bestehende Beziehungen
in Frage gestellt werden. Wichtig ist es in diesem Zusammenhang, Kindern und Jugendlichen im Verfahren még-
lichst viel Klarheit und Sicherheit in Form von Informationen zum Ablauf und zum weiteren Geschehen zu geben
und des Weiteren, sie als eigenstandige Person ernst zu nehmen in ihren AuRerungen und ihrem Alter entspre-
chend zu beteiligen.
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,Kindeswille* wird dabei als ,altersgemal stabile und autonome Ausrichtung des Kindes auf erstrebte, personlich
bedeutsame Zielzustande® definiert und ist gekennzeichnet durch Zielorientiertheit, Intensitat, Stabilitat und
Autonomie. Die Stabilitat driickt sich durch identische Willensbekundungen gegentiber verschiedenen Personen
und Umsténden in einem angemessenen zeitlichen Rahmen aus, was durch eine einmalige Willensbekundung in
der Kindesanhdrung nicht gegeben ist. GeduRerte Wiinsche und Interessen von Kindern sind also keine
Willensbekundungen, die einer gerichtlichen Entscheidung unreflektiert zugrunde liegen diirfen.

Erschwerend kommt hinzu, dass jlingere Kinder oft nicht in der Lage sind, ihre personlichen Bindungen zu den
Eltern der beteiligten Fachkraft prazise mitzuteilen. Das Kind befindet sich in dem Konflikt; eine Entscheidung fir
den einen Elternteil oder gegen den anderen kann es nicht leisten. Der Wille des Kindes sollte jedoch eine erheb-
liche Bedeutung haben, wenn seine Individualitat und die Bekundung seines Willens auch im Hinblick auf sein Alter
fachlich berticksichtigt werden.

Demzufolge dient die Anhorung bzw. Beteiligung des Kindes durch die Fachkraft dem Ziel, einen personlichen
Eindruck vom Kind zu gewinnen und dem Kind rechtliches Gehor zu verschaffen. Die weitere Abklarung z. B. der
seelischen Verletzungen und Auswirkungen von traumatischen Erfahrungen sollten spezialisierte Fachleute
ubernehmen. Die Kindesanhorung ist immer ein Spagat zwischen dem Selbstbestimmungsrecht des Kindes (in
jeder Altersgruppe) und unserer Verantwortung fiir Kinder.
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2.2 Die inhaltlichen Anforderungen an die Kindesanhérung/Kindesbheteiligung/inaugenscheinnahme:

Die Gestaltung der Kindesanhorung oder Kindesbeteiligung liegt in der Verantwortung der jeweiligen Fachkraft.
Jede auch behutsame und psychologisch geschickte Anhérung eines Kindes, das sich ohnehin schon durch die
Auseinandersetzung zwischen den Eltern in einem schwerwiegenden Loyalitatskonflikt und damit in einer
besonders angespannten seelischen Verfassung befindet, belastet es zusatzlich. Die Kindesanhérung
oder -beteiligung erfordert somit eine gute Vorbereitung.

a) Ort der Kindesanhérung:

Die Kindesanhérung sollte an einem kindgerechten Ort, z. B. in einem etwa vorhandenen Spielzimmer der
jeweiligen Einrichtung oder in der Familie selbst erfolgen. Die duBeren Rahmenbedingungen spielen fiir Kinder
eine grofkere Rolle als fur Erwachsene. Unbekanntes macht ihnen Angst und bringt sie leicht zum ,Fremdeln®.
Kinder sollten in einem kindgerechten Umfeld angehdrt werden. Belastete Kinder sollten an einem bekannten und
vertrauten Ort, z. B. in der Pflegefamilie, oder an einem neutralen Ort, z. B. im Kindergarten, angehért bzw. beteiligt
werden.

Allerdings ist zu beachten, dass Kinder aus belasteten Familiensystemen sehr sensible Antennen fiir die Wiinsche
und Erwartungen der Erwachsenen entwickelt haben. In entlasteten, kindgerechten Gesprachssituationen, in
denen Kinder offen und frei ihre Wiinsche artikulieren kénnen, sind sie ganz besonders anféllig fiir jegliche
Beeinflussung (offen oder verdeckt, bewusst oder unbewusst). Je kindgerechter die Atmosphare der Ge-
sprachssituation, je anpassungsbereiter und beeinflussbarer sind Kinder aus belasteten Familiensystemen.

b) Zeitpunkt der Anhorung:

Ist erkennbar, dass eine einvernehmliche Ldsung zwischen den Eltern erreicht werden kann, kann die
Kindesanhdrung durch die Familienrichterin oder den —richter ggf. nicht geboten sein. Der Verfahrensbeistand sollte
die Winsche des Kindes in die Elternvereinbarung einbringen und damit berlcksichtigen. Der Zeitpunkt der
Kindesanhdrung ist abhéngig vom Alter des Kindes; jingere Kinder erleben die Kindesanhdrung oft belastender
als altere, da sich altere Kinder von den Erwartungen der Erwachsenen abgrenzen kénnen.

¢) Vorbereitung und Hinbringen des Kindes zur Kindesanhérung:

Kinder ab dem Schulalter sollen in geeigneten Fallen in kindgerechter Weise personlich eingeladen werden. Wenn
das Familiensystem konfliktbelastet ist und Eltern nur noch bedingt in der Lage sind, die Bedtrfnisse der Kinder
wahrzunehmen, sollte das Kind von einer neutralen Person zum Termin gebracht werden, z. B. Verfahrensbeistand;
dies ist besonders wichtig bei starken Loyalitatskonflikten von kleinen Kindern oder bei § 1666 BGB. Unnétige
Wartezeiten im Gericht sind in hochstrittigen Familienverfahren im Hinblick auf parallele Verhandlungen zu
vermeiden (z.B. zusétzliche Beeintrachtigungen durch die Begegnung mit uniformierten und bewaffneten
Justizbeamtinnen oder -beamten, den schwarzen Roben, gefesselten Angeklagtinnen oder Angeklagten). Darum
ist eine Kindesanhdrung an einem gesonderten Tag dringend zu empfehlen.
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d) Bewertung der Aussagen des Kindes:

Aussagen von Kindern sind Ausdruck ihrer Befindlichkeiten, die sich von dem Erleben von Erwachsenen
unterscheiden. Daher sollten die Aussagen nicht unreflektiert ibernommen werden, sondern durch das Kind und
den Verfahrensbeistand in den Gesamtkontext eingeordnet werden. Gestik, Mimik, Symbol- und Sprachverhalten
ergeben beim individuellen Kind und im speziellen Kontext des Familiensystems unterschiedliche Aussagen. Damit
wird sichergestellt, dass die mitgebrachten Botschaften instrumentalisierter Kinder nicht unentdeckt bleiben. Kinder
in hochstrittigen Scheidungsfamilien werden oft als Briicke oder auch als Druckmittel zwischen den beiden Partnern
benutzt; psychischer Missbrauch darf nicht unentdeckt bleiben. Die Aussagen der Kinder sollten auch nicht dazu
fuhren, dass der Konflikt der Eltern weiter eskaliert (vgl. dazu den Leitfaden ,Schutz des Kindes bei Hochstrittigkeit
seiner Eltern®). Der Umgang mit den Aussagen der Kinder im Spannungsfeld zwischen Kindeswohl und Kindeswille
erfordert Sachkenntnis und ein sensibles Vorgehen. Die Aussage des Kindes darf nicht als etwas Fixes,
Unveranderbares verstanden werden. Vielmehr verandern sich die Aussagen des Kindes im Laufe der Zeit und
damit eines Verfahrens, sie sind stets prozesshaft.

e) Gesprachssituation:

Im Rahmen der Anhérungssituation ist darauf zu achten, im Vorfeld Rahmenbedingungen fir einen guten Ge-
sprachsablauf zu schaffen und eine altersangemessene Gesprachsflihrung zu gewahrleisten. Das Kind erhalt vor
der Anhdrung bzw. Beteiligung durch die jeweiligen Fachkraft Vorabinformationen (Rahmen, Ziel, Zweck, Verwen-
dung der Informationen, Rolle des Fragenden). Das Kind muss iiber seine Rechte kindgerecht informiert werden
(Schweigegebot). Besonders misshandelte Kinder oder solche aus Familiensystemen mit hauslicher Gewalt mus-
sen Uber die Verwendung der Informationen aufgeklart werden.

Bei der Kindesanhorung oder Kindesbeteiligung kann die Maglichkeit bestehen, die Reaktionen des Kindes beim
Zusammentreffen mit dem umgangsbeanspruchenden Elternteil zu beobachten. Dies darf aber nur unter
kontrollierten Bedingungen und in Kooperation mit einem Sachverstandigen und/oder einem qualifizierten
Verfahrensbeistand geschehen. Das Gesprach mit dem Kind sollte in einem kindgerechten Zeitfenster gefihrt wer-
den. Zeitdruck und Unterbrechungen sind stets zu vermeiden. Die Fragen an das Kind zwingen dies nicht in die
Entscheidungspflicht fur oder gegen einen Elternteil.

f) Kommunikation:

Die Verwendung von ungeeigneten Frageformen bis hin zu Befragungen mit deutlich suggestivem Anteil, die
Wiederholung gleicher Fragen oder Entscheidungsfragen sind zu vermeiden. Die Kommunikation hat sich an der
Lebenswirklichkeit von Kindern zu orientieren; Fremdwdrter oder unbekannte Formulierungen belasten das Kind
zusatzlich. Wichtig sind insbesondere bei jingeren Kindern das Warming-up-Spiel und die Er6ffnungsfrage, die
eigentlichen Sachfragen und die Abschlussfrage. Zu leiten und zu motivieren sind Kinder durch aktives Zuhdren
oder durch ,Ubergabeobjekte” wie z.B. das Lieblingsstofftier, dem besonders bei kleinen Kindern eine wichtige
Bedeutung zukommt.
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g) Anwesenheit von anderen Personen:

Soweit rechtlich zuldssig und mdglich sollte die Kindesanhérung oder Kindesbeteiligung in Anwesenheit einer
Person geschehen, die fir das Kind vertraut ist. Der Verfahrensbeistand hat regelméRig daran teilzunehmen
(Ausnahme: Das Kind wiinscht etwas anderes). Um der Individualitat jedes einzelnen Kindes gerecht zu werden,
sollten Geschwister einzeln angehort bzw. beteiligt werden. Die Anwesenheit der Eltern ist zu vermeiden.

h) Protokollierung:

Grundsatzlich sollte jede Kindesbeteiligung oder -anhérung protokolliert werden. Im Sitzungsprotokoll oder in einem
Aktenvermerk sollte die Fachkraft das Ergebnis aussagekréaftig wiedergeben. Zuvor sollte die Fachkraft das
Gesprach abschlieBend in Gegenwart des Kindes zusammenfassen. Alteren Kindern sollte die Mdglichkeit
gegeben werden, ergénzende Informationen einzubringen.

i) Mehrfachanhérung:

Oft werden Kinder in einem Verfahren von vielen verschiedenen Personen angehért bzw. beteiligt (Jugendamt,
Beratungsstelle, Verfahrensbeistand, Rechtsanwaltinnen oder -anwélte, Richterin oder Richter, Sach-
verstandigende usw.). Hinzu kommen weitere Gesprache, wenn es um Kindesmissbrauch geht. Das ursachliche
kindliche Erleben verandert sich durch jedes Gesprach und wird dadurch auch beeinflusst. Um die
Mehrfachanhorung bzw. Beteiligung von Kindern durch viele Fachkrafte zukiinftig soweit wie mdglich zu vermeiden,
empfiehlt die ,Warendorfer Praxis“ die nachfolgend unter 3) dargelegte, zwischen den Fachkraften jeweils
abzustimmende Verfahrensweise bei der Kindesanhérung/-beteiligung in auBergerichtlichen und gerichtlichen
Verfahren.

2.3 Situation der Inaugenscheinnahme eines Kindes

Handelt es sich bei der Kindesanhérung um eine Inaugenscheinnahme im Rahmen eines Gefahrdungsverfahrens,
bei dem das Kind beispielsweise aufgrund seines Alters nicht in der Lage sein wird, seinen Willen und seine
Wiinsche mittzuteilen, wird im Rahmen der Warendorfer Praxis eine erweiterte Perspektive empfohlen.
Grundsétzlich gilt, dass je nach Entwicklungs- bzw. Wissenstand des Kindes nicht von einem Erkennen
ausgegangen werden kann, welche Mdglichkeiten, Hilfen oder Rechte ihm zustehen, und das Kind diese somit
auch nicht artikulieren kann. Die mdglichen Ziele einer Kindesanhérung im obigen Sinne kdnnen unter diesen
Voraussetzungen nicht in der zuvor beschriebenen Art und Weise erreicht werden.
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Der personlichen Inaugenscheinnahme kénnen folgende Ziele zugeordnet werden:

e Einen Eindruck verschaffen von offensichtlichen Anzeichen von Gewalt

o Einen Eindruck verschaffen von Anzeichen nicht offensichtlicher Gewalt: Z. B. Angstbindungen und die
Fahigkeit bereits kleinster Kinder, sich ihrem Verhalten angstmotiviert bzw. (iberanzupassen; Misstrauen
in Beziehungen als Traumafolge fiihrt zur Grundhaltung, dass niemandem zu trauen ist, eben auch nicht
den Fragenden, dieses ist oftmals verstarkt nach nicht selten langen Jahren von den Kindern als
vergeblich und nicht schitzend erfahrenen Hilfen (z.B. SPFH), gescheiterten Ruckfuhrungen,
Bezugspersonen- und Lebensmittelpunktwechseln, etc.

e Einen unmittelbar persénlichen Eindruck der Fachkraft von dem Kind zu gewinnen, fiir das diese/r
Empfehlungen, Entscheidungen und ggf. Beschliisse zu treffen haben. Dies unterstiitzt das Einflhlen in
das Kind, welches nach Aktenlage deutlich schwieriger ware. Dies erlaubt und fordert ein Einlassen auf
das Kind und die Ubernahme seiner Perspektive, welches sich qualitativ auf die Empfehlung bzw.
Entscheidungsfindung niederschlagen kann.

Es gilt in diesem Rahmen zu beachten, dass sich das subjektive Erleben eines Kindes, seine erfahrenen
Verletzungen sowie Gefahrdungen oder seine drohende Gefahrdungslage nicht augenscheinlich erkennen
lassen. Die Inaugenscheinnahme des Kindes sollte im Hinblick auf die aufgefiihrten Ziele in einem
gewohnten Umfeld des Kindes oder im Beisein der zum Zeitpunkt maRgeblichen Erziehungs- bzw.
Bezugsperson erfolgen (beispielsweise Bereitschafts- oder Kurzzeitpflegeeltern). Es gilt, diese moglichst
friih darauf vorzubereiten und mit einzubeziehen. Dazu wird empfohlen mit dem zustéandigen Jugendamt in
Kontakt zu treten.

2.4 Empfehlungen fiir eine kindgerechte familienrichterliche Anhorung:

Anknupfend an die dargelegten rechtlichen Vorgaben kann die Kindesanhérung durch die Familienrichterin oder
den -richter wie folgt gehandhabt werden:

a) Teilt eine Fachkraft (Jugendamt, Verfahrensbeistand, freier Trager, Sachverstandigende) mit nachvollziehbarer
fachlicher Begriindung friihzeitig mit, dass aus ihrer Sicht eine persénliche richterliche Anhérung des betroffenen
Kindes oder Jugendlichen dessen Wohl voraussichtlich erheblich gefahrden wiirde, kann die Familienrichterin oder
der -richter ausnahmsweise von der Anhorung absehen. In diesem Fall sollte er seine Entscheidung spatestens in
dem verfahrensabschlieRenden Beschluss mit einem ,schwerwiegenden Grund® i. S. d. § 159 Abs. 2 S. 1 Nr. 1
FamFG konkret und fachlich begriinden.
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b) Soweit die Kindesanhdrung nicht ausnahmsweise in der gewohnten Wohnumgebung des Kindes oder
Jugendlichen stattfindet, sollte der Raum der Anhdrung hinreichend kindgerecht ausgestaltet sein. In Gerichten, in
denen keine besondere Spielstube bzw. Spielzimmer vorhanden ist, sollte die Familienrichterin oder der —richter
in ihrem/seinem Bro fur die Anhérung vor allem kleinerer Kinder eine angemessene Auswahl an Spielen und
Spielzeugen vorratig haben.

c) Bei der Vorbereitung der Kindesanhérung sollte die Familienrichterin oder der -richter sich bewusst sein, dass
jede (richterliche) Anhdrung durch eine fiir das Kind oder den Jugendlichen fremde Person fiir diese eine Belastung
darstellt. Besteht der Verdacht einer méglichen erhéhten Belastung des Kindes durch das (Mit-)Erleben hauslicher
Gewalt oder durch die Trennung von seiner/en bisherigen Bindungsperson/en, sollte diese Belastung bei der
Planung der kindgerechten Ausgestaltung der Anhdrung besonders in den Blick genommen werden. Damit geht
einher, dass die Familienrichterin oder der —richter sich bewusst sein sollte, dass die Kindesanhdrung ihm nur einen
punktuellen Einblick in den gegenwartigen Willen und die Interessen des Kindes bzw. Jugendlichen in einer
,kinstlichen* Gesprachssituation vermittelt. Die gewonnenen Erkenntnisse sind einerseits fiir die Berticksichtigung
des Kindeswillens und -interesses im Rahmen der richterlichen Entscheidung von elementarer Bedeutung, be-
durfen andererseits aber auch der Einordnung als ein ,Mosaikstein“ in die anderen vom Familiengericht nach dem
Amtsermittlungsgrundsatz des § 26 FamFG auszuschdpfenden Erkenntnisquellen (Schriftsatze, Stellungnahmen
und Berichte der Verfahrensbeteiligten und freier Tréger, Inhalt der mindlichen Anhdrung der
Verfahrensbeteiligten).

d) Die richterliche Kindesanhdrung selbst kann etwa wie folgt verlaufen:

aa) Soweit die Kindesanhdrung auf den Tag der Verhandlung selbst terminiert worden sein sollte, kann es
vorkommen, dass die Familienrichterin oder der -richter noch vor der eigentlichen Anhdrung vor dem Sitzungssaal
oder Biro Beobachtungen zu der Interaktion zwischen dem Kind/Jugendlichen und seinen Bezugspersonen
machen kann. Diese durfen nicht berinterpretiert werden.

bb) Je nach dem Alter des Kindes bzw. Jugendlichen sollte die Familienrichterin oder der -richter zu Beginn der
eigentlichen Anhdrung nicht nur das Kind/den Jugendlichen selbst und ggf. den Verfahrensbeistand in sein/ihr Blro
bzw. in den Sitzungssaal (ohne andere Beteiligte) bitten, sondern zundchst auch die begleitende vertraute
Bezugsperson, um gegentber dem Kind/Jugendlichen zunéchst Vertrauen fiir die Gespréchssituation mit dem ihm
in der Regel unbekannten Richterin oder dem unbekannten Richter aufzubauen. Nach einer ersten
Kontaktaufnahme mit dem Kind/Jugendlichen zur Abklarung von dessen gegenwértiger Anhérungstauglichkeit
sollte sich die Familienrichterin oder der —richter bei der Anhérung, die moglichst allein mit dem Kind/Jugendlichen
und ggf. dem Verfahrensbeistand stattfinden sollte, sowohl kérperlich als auch sprachlich auf die zu dem Alter des
jeweiligen Kindes/Jugendlichen passenden Ebene begeben. Die Familienrichterin oder der —richter sollte sich und
seine Rolle kurz in kindgerechter Weise vorstellen. Ab einem Alter, in dem Kinder dies verstehen kénnen, erscheint
es als wichtig, dass die Familienrichterin oder der -richter dabei zwar einerseits verdeutlicht, dass der aktuelle Wille
und die Interessen des Kindes flir sein/ihr weiteres Vorgehen sehr wichtig sind, andererseits das Kind aber auch
entlastet, indem er/sie deutlich macht, dass er/sie eine Einigung auf Erwachsenenebene fir das Kind anstrebt und
ansonsten er/die der/diejenige ist, der entscheiden wird. Es wird zudem empfohlen, dass die Richterin oder der
Richter dem Kind verdeutlicht, dass er/sie den Inhalt der Angaben des Kindes aufzeichnen wird und den
wesentlichen Inhalt spater auch den Eltern und anderen Erwachsenen schildern wird. So kann das Kind in der
Anhérung mit der Richterin oder dem Richter (und dem Verfahrensbeistand) ggf. vereinbaren, dass bestimmte
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Angaben nicht dokumentiert und den anderen nicht mitgeteilt werden sollen. Diese kdnnen dann allerdings auch
nicht Gegenstand des Verfahrens und nicht Grundlage der spateren Entscheidung sein.

cc) Als Einstieg fiir die Fragen an das Kind/den Jugendlichen, die stets offen und nicht als Entscheidungsfragen
formuliert werden sollten, empfiehlt sich — fur jedes Alter ab etwa drei bis vier Jahren geeignet — die Einleitung:
,3ag mal, weildt du eigentlich, warum du heute hier bei mir bist?“ Dies erméglicht es dem Kind/Jugendlichen, offen
zu erzahlen, warum es/er aus seiner Sicht heute mit der Familienrichterin oder dem —richter spricht. Auf diese erste
Antwort hin kann haufig eine weitere wichtige Fragetechnik bei der Kindesanhdrung angewandt werden: Die
Familienrichterin oder der -richter kann die Antwort des Kindes spiegeln, d. h. ausdrlcklich aufgreifen und weiter
nachfragen (,Du hast ja gerade gesagt, dass du mdchtest, dass deine Mama das alleinige Sorgerecht fiir dich
bekommt. Was denkst du denn, was das fiir dich bedeuten wiirde?). Durch die folgenden Angaben des Kindes
kann die Familienrichterin oder der -richter einen weiteren Eindruck von der Authentizitat der kindlichen Angaben
gewinnen. Werden ausnahmsweise doch Entscheidungsfragen gestellt, sollten diese stets nicht nur zwei
Alternativen, sondern auch noch eine dritte offene Option enthalten (,Oder wie soll ich das fiir dich sonst regeln?).

dd) Erfahrungsgemab ist es zumindest ab einem gewissen Alter des Kindes oder Jugendlichen nicht erforderlich,
erst ausfihrlich zu der allgemeinen Lebenssituation des Kindes (Alter, Kindergarten, Schule, Freunde, Hobbys,
Tagesablauf usw.) zu fragen, sondern die Anhérung kann recht schnell zu dem eigentlichen Kern des Aufenthalts
des Kindes und des Besuchens des anderen Elternteils kommen. Macht ein Kind/Jugendlicher jedoch durch
mehrfaches erkennbares Ausweichen deutlich, dass es/er (iber ein ihn offenbar belastendes Thema nicht sprechen
maochte, sollte die Familienrichterin oder der -richter insoweit nicht insistierend nachfragen.

ee) Gegen Ende der Anhdrung empfiehlt sich die Frage, ob die Familienrichterin oder der —richter noch etwas (aus
Sicht des Kindes/Jugendlichen) Wichtiges nicht gefragt hat bzw. ob das Kind/der Jugendliche von sich aus noch
etwas Wichtiges erzéhlen méchte. Einen guten Abschluss kann die Frage bilden, was der grofite Wunsch des
Kindes/des Jugendlichen ist, wenn er/es an seine Eltern denkt. AbschlieRend sollte die Familienrichterin oder
der -richter das von dem Kind/Jugendlichen Gehérte noch einmal kurz und pragnant miindlich zusammenfassen
und erklaren, dass er/sie dies anschliefend bzw. zu einem spéteren Zeitpunkt den Eltern und den anderen
erwachsenen Beteiligten schildern wird.

ff) Nach dem Abschluss der Kindesanhérung sollte die Familienrichterin oder der -richter folgende Ablaufe
gewahrleisten:

(1) Folgt direkt im Anschluss die weitere Verhandlung, sollte die Familienrichterin oder der -richter den Ablauf und
Inhalt der Kindesanhdrung miindlich zusammenfassend prézise und zunachst wertungsfrei schildern, bevor der
Verfahrensbeistand die Angaben aus seiner Sicht ergdnzen kann und beide die Anhdrung auch — zurlickhaltend —
bewerten konnen.
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(2) Verfahrensbeistand und/oder Familienrichter/in solliten dem Kind nach der verfahrensabschlieRenden
Vereinbarung oder dem abschlieRenden Beschluss den Ausgang des Verfahrens auf kindgerechte Weise mitteilen.

(3) Moglichst zeitnah muss ein schriftlicher Anhérungsvermerk Uber die Anhdrung des Kindes/Jugendlichen
angefertigt werden, der sich nicht in einer knappen bewertenden Zusammenfassung erschépft. Vielmehr sollte der
Ablauf der Kindesanhérung zunéchst moglichst wertungsfrei und ausfiihrlich mit dem Inhalt der Fragestellungen
und Antworten — an markanten Stellen ggf. im Wortprotokoll — wiedergegeben werden. Daran kann sich eine
knappe richterliche Einschatzung/Bewertung anschlielien.

AbschlieRend ist anzumerken, dass die Wertschatzung vor dem Kind/Jugendlichen, seine Empathie in
dessen Lebenswirklichkeit und die Echtheit/Kongruenz des Fragenden liber das Ergebnis der Anhorung
entscheiden.

3. Abstimmung der Verfahrensweise zwischen den beteiligten Fachkraften bei der Anhorung bzw. Beteili-
gung des Kindes

3.1 In auRergerichtlichen Verfahren:

Wenn der Elternteil einer Familie sich an das zustandige Jugendamt mit Beratungsbedarf in sorgerechts- oder
umgangsbezogenen Angelegenheiten wendet, empfiehlt die ,Warendorfer Praxis* in Regelverfahren, dass die
zustandige Jugendamtsmitarbeiterin oder der zustandige —mitarbeiter sich die notwendigen Informationen fiir das
Wohl des Kindes zunachst auf der Erwachsenenebene einholt, indem er/sie mit dem jeweiligen Elternteil zumindest
jeweils ein Einzelgesprach und anschlieBend — soweit nicht von einem oder beiden Elternteilen ausdricklich
abgelehnt — ein gemeinsames Elterngesprach filhrt, in denen es jeweils insbesondere um den Entwicklungsstand
des Kindes und den Grad seiner Einbeziehung in den elterlichen Konflikt aus Sicht der beiden Eltern geht. Im
Regelverfahren gilt der Grundsatz, dass das Jugendamt sich mit der unmittelbaren Kindesbeteiligung zu Beginn
eines Beratungsprozesses dann zurlickhalten sollte, wenn absehbar ist, dass zukinftig ohnehin noch andere Fach-
kréfte das Kind anhdren bzw. beteiligen werden.

a) Erweist sich danach eine Elternvereinbarung vor dem Jugendamt mit der Klérung aller notwendigen Details als
realistisch, wére eine Einbeziehung des Kindes eher unter dem Aspekt der Information und Entlastung zu erwagen.

b) Erweist sich der Konflikt der Kindeseltern als so konfliktreich, dass eine Elternvereinbarung vor dem Jugendamt
als nicht erreichbar erscheint und die weitere Beratung daher einer oder mehreren Beratungsstellen Uibertragen
werden soll, sollte die Jugendamtsmitarbeiterin oder der —mitarbeiter das Kind ebenfalls nicht personlich anhéren.
In diesem Falle wird die zustdndige Beratungsstelle anschliefend einzelne und ggf. gemeinsame
Beratungssitzungen mit den Kindeseltern wahrnehmen und im eigenen fachlichen Ermessen entscheiden,
inwieweit die Beteiligung des betroffenen Kindes in der Beratungsstelle oder in seiner gewdhnlichen Umgebung
sinnvoll erscheint. Die Ausgestaltung der Kindesbeteiligung durch die Beratungsstelle soll sich an den oben unter
2. dargelegten Grundséatzen orientieren. Je nach den konkreten Vorbildungen und Fahigkeiten der einzelnen
Beratungsstellenmitarbeiterin oder des -mitarbeiters sollen Kinder jedenfalls ab dem Grundschulalter, ggf. aber
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auch schon ab dem Kindergartenalter in kindgerechter Weise in den Beratungsprozess einbezogen werden.

¢) Nur dann, wenn der Jugendamtsmitarbeiterin oder dem —mitarbeiter eine Elternvereinbarung als grundsatzlich
ohne Einschaltung einer Beratungsstelle maéglich erscheint, nach seinem fachlichen Ermessen jedoch aus
konkreten Kindeswohlgesichtspunkten und/oder zur Vermeidung von Unsicherheiten die Beteiligung des Kindes
notwendig erscheint, hort die Jugendamtsmitarbeiterin oder der -mitarbeiter das Kind vor der abschliefenden
Erarbeitung der Elternvereinbarung an. Dabei bieten sich folgende grundsatzlichen Rahmenbedingungen der
Kindesanhérung vor dem Jugendamt an:

(1) In Regelverfahren erscheint eine Anhérung bzw. Beteiligung des Kindes durch das Jugendamt etwa ab dem
Beginn des Grundschulalters als sinnvoll.

(2) Die Kindesanhdrung erfolgt Ublicherweise durch die fiir die gesamte Familie zustandigen Sachbearbeiterin oder
den Sachbearbeiter des Allgemeinen Sozialen Dienstes, kann jedoch ausnahmsweise auf eine etwa auf die
Beteiligung von Kindern oder Jugendlichen in bestimmten Altersgruppen spezialisierten Mitarbeiterin oder einen
Mitarbeiter Ubertragen werden.

(3) In Kindeswohlgefahrdungsverfahren, in denen zumindest der begriindete Verdacht einer erheblichen
Gefahrdung des Kindeswohls im Sinne des § 8 a SGB VIII bzw. § 1666 BGB besteht, bleibt es hingegen primare
Aufgabe und Pflicht der zustandigen Jugendamtsmitarbeiterin oder des zustandigen -mitarbeiters, sich so schnell
wie maglich und moglichst in der gewohnten Umgebung des Kindes durch dessen unmittelbare
Anhorung/Beteiligung einen Eindruck von dessen Zustand und Umgebung zu verschaffen.

3.2 An der Schnittstelle zwischen auBergerichtlichen und gerichtlichen Verfahren:

An der Schnittstelle zwischen dem noch aulRergerichtlichen Beratungsprozess und der mdglichen Einleitung eines
familiengerichtlichen Sorgerechts- oder Umgangsregelungsverfahrens kommt den von einem oder beiden
Elternteilen eingeschalteten Rechtsanwéltinnen oder Rechtsanwalten eine besondere Bedeutung zu. Die
,Warendorfer Praxis* empfiehlt insoweit dringend, dass die jeweilige Rechtsanwaltin oder der -anwalt das
betroffene Kind in aller Regel selbst weder einzeln noch in Anwesenheit des ihn mandatierenden Elternteils
anhoren soll, sondern dem Elternteil die Inanspruchnahme der Beratung durch das zustandige Jugendamt oder
durch eine Beratungsstelle empfehlen soll und es der dortigen fachlichen Einschatzung lberlassen soll, ob und
ggf. wann und unter welchen Umstanden das Kind von den dortigen Fachkraften angehort bzw. beteiligt wird.
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3.3 Wahrend familiengerichtlicher Verfahren:

In familiengerichtlichen Sorgerechts- oder Umgangsregelungsverfahren gilt der Grundsatz, dass das betroffene
Kind, je jlinger es ist, desto weniger Kontakte mit den verschiedenen Fachkraften haben sollte. Das bedeutet, dass
in Regelverfahren grundsétzlich eine friihe richterliche Kindesanhorung als entbehrlich erscheint; ausnahmsweise
kénnen sich allerdings auch in Regelverfahren Umstande ergeben, die einen Kindeswohlgefahrdungsverdacht
begrinden oder aus sonstigen fachlichen Griinden die friihzeitige richterliche Anhorung des Kindes nahelegen.

a) In Regelverfahren:

(1) In Regelverfahren wird empfohlen, dass die zustandige Familienrichterin oder der zustandige -richter das Kind
jedenfalls nicht vor dem naheren Kennenlernen der beiden Kindeseltern anhéren sollte. Das bedeutet, dass die
Familienrichterin oder der -richter das betroffene Kind regelmaRig weder vor noch zu dem frilhen ersten
Verhandlungstermin zur Anhérung laden sollte, sondern in der Verhandlung eine Anh6rung und Rechtsgesprach
mit den beteiligten Erwachsenen, also bei den Kindeseltern, den Verfahrensvertreterinnen oder Vertretern und der
miindlich berichtenden Jugendamtsmitarbeiterin oder dem -mitarbeiter fiihren soll. Gelingt in dem ersten
Anhérungstermin eine auch aus Sicht des stets beteiligten Jugendamtes kindeswohlgerechte Elternvereinbarung,
wird diese protokolliert und es erlbrigt sich die Anhdrung des Kindes.

(2) Endet der erste Verhandlungstermin im Regelverfahren nicht mit einer Elternvereinbarung, bestellt die
Familienrichterin oder der -richter in der Regel eine padagogisch oder sozialarbeiterisch ausgebildeten oder
fortgebildeten Verfahrensbeistand fur das Kind. In diesem Falle werden die Kindeswohlinteressen regelmafig
durch den Verfahrensbeistand gewahrt, der mit dem Kind und dessen Eltern in mehrfachem personlichem Kontakt
stehen wird; eine richterliche Kindesanhérung erscheint in dem Verfahren der Beweisaufnahme zwischen dem
ersten und dem abschlieBenden Verhandlungstermin als entbehrlich. Nur wenn ausnahmsweise nach dem ersten
Verhandlungstermin die regelmaRig geboten erscheinende Bestellung eines Verfahrensbeistandes unterbleiben
sollte, ist es Aufgabe der Familienrichterin oder des -richters, das Kind zeitnah nach der Verhandlung ab etwa dem
Kindergartenalter persénlich anzuhdren, um es néher kennenzulernen.

(3) Parallel zu der Bestellung eines Verfahrensbeistandes im nach der ersten Verhandlung noch nicht beendeten
Regelverfahren empfiehlt es sich nach der ,Warendorfer Praxis®, die Kindeseltern tber Vermittiung durch das
Jugendamt in eine Beratungsstelle zu geben. In diesem Falle sind die Aufgaben regelmaRig so verteilt, dass der
Verfahrensbeistand alleiniger Ansprechpartner des Kindes ist, wahrend die Beratungsstelle das Kind regelmaRig
nicht beteiligt, sondern ausschlieRlich Beratungsarbeit mit den Eltern leistet. Damit der Verfahrensbeistand und die
Beratungsstelle sich bzgl. ihrer abschlieBenden, (iber das Jugendamt an das Familiengericht weiterzuleitenden
Handlungsempfehlung zum Kindeswohl inhaltlich abstimmen kdnnen, sollten sie sich von den Kindeseltern
regelmafig eine Schweigepflichtsentbindung zur Weiterleitung ihrer wesentlichen Informationen und Erkenntnisse
an die verfahrensbeteiligten Ubrigen Fachkréfte unterzeichnen lassen. Am Ende des aulergerichtlichen
Zwischenverfahrens zwischen den beiden Verhandlungsterminen legt der Verfahrensbeistand dem Familiengericht
eine ausfuhrliche fachliche Stellungnahme aus der Sicht des betroffenen Kindes vor und die Beratungsstelle
ubergibt dem Gericht (ber das Jugendamt — inhaltlich mit dem Verfahrensbeistand abgestimmt — eine kurze
Rlckmeldung lber die wesentlichen Beratungsgegenstande und -ergebnisse auf dem von der ,Warendorfer
Praxis“ entwickelten Riickmeldebogen.
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(4) Erscheint dem Familiengericht im Regelverfahren auf Grund des Zwischenergebnisses des ersten
Verhandlungstermins das zukiinftige Erarbeiten einer Elternvereinbarung oder die Ermittlung einer hinreichenden
Tatsachengrundlage fiir eine spatere streitige Entscheidung mit der unter cc) dargelegten Beauftragung eines
Verfahrensbeistandes und Einschaltung einer Beratungsstelle iber das Jugendamt als hinreichend wahrscheinlich,
soll das Gericht von der sofortigen Beauftragung eines familienpsychologischen Sachverstandigen absehen, da
das Kind in diesem Falle nicht nur vom Verfahrensbeistand angehort, sondern wahrend desselben Zeitraums
zwingend auch vom Sachverstandigen exploriert werden musste.

(5) Die Beauftragung eines familienpsychologischen oder fachpsychiatrischen Sachverstandigengutachtens, das
jeweils mit der erforderlichen fachlichen Exploration des Kindes durch den Gutachter verbunden ist, soll in den
Regelverfahren nur dann erfolgen, wenn der unter bb) bis dd) aufgezeichnete Verfahrensgang weder zu einer
einvernehmlichen Lésung noch zur Entscheidungsreife des Sorgerechts- oder Umgangsregelungsverfahrens flihrt.

(6) Im Falle einer im Regelverfahren notwendig werdenden streitigen Entscheidung ist die Familienrichterin oder
der -richter nach der oben dargelegten Durchfiihrung der Beweisaufnahme gehalten, das betroffene Kind kurz vor
oder nach dem abschlieRenden zweiten Verhandlungstermin etwa ab dem Kindergartenalter unter Beachtung der
unter 2) dargelegten Grundsatze vor der Verkiindung seines Beschlusses richterlich anzuhéren.

b) In Gefdhrdungsverfahren:

Eine andere Verfahrensweise bei der Kindesanhdrung/Kindesbeteiligung wahrend familiengerichtlicher Verfahren
erscheint indes geboten, wenn es sich am Malstab der §§ 8 a SGB VIII, 1666 BGB um ein Gefahrdungsverfahren
nach der ,Warendorfer Praxis“ handelt. In diesen Verfahren soll sich die Familienrichterin oder der -richter frihzeitig
im Verfahren mdglichst noch vor der erstmaligen Anhérung der Kindeseltern durch eine Anhdrung bzw.
Inaugenscheinnahme des Kindes in dessen gewohnter Umgebung bzw. ggf. in der Bereitschaftspflegestelle einen
umfassenden personlichen Eindruck Uber dessen aktuellen Zustand und sein Befinden verschaffen. Ebenso
erscheint in diesen Fallen bereits nach der mindlichen Verhandlung neben der Bestellung eines
Verfahrensbeistandes mit dem erweiterten Aufgabenkreis des § 158b Abs. 2 FamFG regelmaRig direkt die
Beauftragung eines/einer familienpsychologischen und/oder fachpsychiatrischen Sachversténdigen als geboten.
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Leltfaden
zur Verfahrensweise in
Fallen hauslicher Gewalt
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Definition/Begriffsbestimmung ,,Hausliche Gewalt“:

Trennungs- und Scheidungsberatung sowie familiengerichtliche Verfahrensfiihrung und Entscheidung in Fallen
von Kindeswohlgefahrdung missen die Erscheinungsweise und Wirkung der komplexen Dynamik bei Gefahrdung
vor und Bestehen hauslicher Gewalt mitberticksichtigen, um den Gewaltkreislauf effektiv zu unterbrechen, und
Kinderschutz in den Mittelpunkt stellen.

1a)

1b)

2)

Hausliche Gewalt umfasst inshbesondere:

-> Physische Gewalt (z. B. schlagen, treten, wiirgen, Essensentzug, Einsperren, aus der eigenen Wohnung
werfen, Einsatz von Waffen)

-> Psychische Gewalt (z. B. Schlafentzug, permanente Beschimpfungen und Emiedrigungen, Bevormun-
dungen, Kinder als Druckmittel einsetzen, Drohungen wie z. B. die Kinder wegzunehmen, zu entflihren
oder umzubringen, Todesdrohungen, fiir verrlickt erkléren)

—> Sexualisierte Gewalt (z. B. sexuelle Beschimpfungen, Zwang zu sexuellen Handlungen, Vergewaltigung)

-> Soziale Gewalt (z. B. Einsperren, Kontaktverbote, soziale Isolierung)

- Okonomische Gewalt (z. B. Entzug von ALG Il Mitteln/Sozialhilfe, Haushaltsgeld, Verbot der Erwerbsté-
tigkeit, Drohung mit Abschiebung)

Kindeswohlgefahrdung im Kontext hauslicher Gewalt entsteht durch:

-> physische, psychische, sexuelle Misshandlung des Kindes

- Miterleben der Gewalt gegeniiber einem Elternteil durch den anderen

-> Vernachlassigung/soziale Deprivation von Kindern insbesondere in sozialer, emotionaler und seeli-
scher Hinsicht

Schwerpunkt: Hausliche Gewalt und ihre Auswirkungen auf Kinder:

Héausliche Gewalt (auch beobachtete Gewalt) gegen ein Elternteil hatimmer erhebliche Auswirkungen auf im Haus-
halt lebende Kinder. In der Mehrzahl der Falle (70-90%) in denen ein Elternteil durch den anderen misshandelt
wird, sind die Kinder anwesend oder im Nebenraum, d. h. sie erleben die Gewalt direkt oder indirekt mit. Uber das
Miterleben hinaus werden sie jedoch auch haufig selbst Opfer kérperlicher und/oder seelischer Misshandlungen.
Die Misshandlung eines Elternteils ist der haufigste Kontext von Kindesmisshandlung.
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10.

Regeln zur auBergerichtlichen und gerichtlichen Verfahrensweise zum Sorge- und Um-
gangsrecht bei Kindeswohlgefahrdung in Fallen hauslicher Gewalt:

Auch im beschleunigten Verfahren missen Schutz, Sicherheit und Anonymitét des betroffenen Elternteils und
der Kinder absolute Prioritat haben. Das bedeutet, dass weder der Wohnort noch die Zufluchtsanschrift des
Elternteils und der Kinder dem anderen Elternteil gegen den Willen der/des Betroffenen mitgeteilt werden
darfen.

Kinderschutz bedarf einer soliden Sachaufklarung. Diese Aufgabe obliegt den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Jugendamtes und den Familiengerichten unter Einbeziehung der beteiligten Fachinstitutionen (Be-
ratungsstelle, Frauenhaus u. a.).

In Féllen von Hauslicher Gewalt sind Umgangsregelungen vom Gebot des Einvernehmens ausgenommen.
Sicherheit und Kindeswohl haben Vorrang.

Das Jugendamt/Familiengericht soll ausfiihrlich priifen, welche Gefahrdung fiir den betroffenen Elternteil und
Kind(er) besteht. Nur auf der Grundlage dieser Gefahrenanalyse kann tber einen Umgangskontakt entschie-
den werden.

Suchen Frauen mit ihren Kindern Zuflucht in einem Frauenhaus (oder an einem anderen sicheren Ort), be-
nétigen sie eine Phase der Ruhe und Stabilisierung, denn sie befinden sich in einer akuten Krise. Sie brau-
chen Zeit, das Erlebte zu verarbeiten und sich zu beruhigen (i. d. R. zwischen 3-6 Monaten). Besteht nach
der Gefahrenanalyse zu 4. die fachliche Notwendigkeit (siehe im Einzelnen Punkte V. und VI.), muss die
Méglichkeit bestehen, den Umgang in dieser Phase auszusetzen.

Im Gesprach mit dem betroffenen Elternteil soll die aktuelle Situation von ihm und Kind geklart und sie/er in
Bezug auf Hilfe- und Unterstltzungsangebote beraten werden.

In den Gespréchen, die das Jugendamt/Familiengericht mit dem geféhrdenden Elternteil fiihrt, ist es uner-
lasslich, die eine Gefahrdung begriindenden Tatsachen konkret anzusprechen.

Das Gesprach mit dem gefahrdenden Elternteil soll mit dem Ziel gefihrt werden, dass dieser die Verantwor-
tung flr seine Taten ibernimmt. Gewalt ist durch nichts zu rechtfertigen. Die Gewalt gefahrdet auch immer
das Kindeswohl. Erst bei Verantwortungsibernahme kann ein unbegleiteter Umgang mit dem Kind gewahrt
werden.

Das Jugendamt sollte mindestens einmal Kontakt mit dem Kind selbst aufgenommen haben. Im persénlichen
Gesprach sollte das Kind entlastet, die Situation geklart und das Kind gestérkt und untersttitzt werden.

In Fallen von Trennung und Scheidung bei hauslicher Gewalt sollte nicht von der Annahme ausgegangen
werden, dass es dem Interesse und Wohl des Kindes entspricht, die alleinige Sorge des gefahrdenden El-
ternteils oder die gemeinsame Sorge des betroffenen mit dem gefahrdenden Elternteil anzuordnen.

43



44

Gesamtausgabe Warendorfer Praxis

Zum Ablauf des unbegleiteten/begleiteten Umgangskontakts:

Im Ausgangspunkt gilt es sorgsam darauf zu achten und kindgerecht zu erheben, aus welcher Motivation heraus
ein Kind dulert, einen Elternteil

trotz Gefahrdung durch diesen sehen zu wollen, da dieses auch aus einer Angstbindung heraus geschehen
kann (Angst des Kindes um den gefahrdenden Elternteil und Verantwortungsgefiihl fir dessen Lage; Angst
um den betroffenen Elternteil und Umgangswunsch, damit der gefahrdende Elternteil aus Sicht des Kindes
keinen Grund fiir weitere Ubergriffe hat; Angst vor Verargerung des gefahrdenden Elternteils bei Nichtum-
gang)

nicht sehen zu wollen (bspw. nachhaltiges Nichtzulassen eines dem Kindeswohl entsprechenden Umgangs
durch einen Elternteil).

Das Kind braucht in beiden Fallen die Entlastung aus seiner Verantwortungstibernahme (Parentifizierung) durch
Erwachsene (hier Mitarbeiter/-in des Jugendamtes oder der Beratungsstelle mit Kenntnissen der Wirkungsweisen
von Gefahrdungs-/Gewaltdynamiken).

Bei erheblichem Verdacht der Kindeswohlgefahrdung soll ein Umgang grundsatzlich nur in begleiteter
Form stattfinden, ebenso, wenn das Kind Umgang aus eigenstandigen Motiven oder aus von dem betroffe-
nen Elternteil iibernommenen und verinnerlichten Griinden ablehnt.

N2\%

>

>

Zur Durchfiihrung eines begleiteten Umgangs sind folgende Standards zu beachten:

getrennte Kontaktaufnahme mit Mutter und Vater, bei Familien aus anderen Herkunftslandern sollte ggf. ein/e
Dolmetscherin oder Dolmetscher hinzugezogen werden,

Erarbeitung von Sicherheitskriterien fir den betroffenen Elternteil und das Kind sowie Abschluss einer Ko-
operationsvereinbarung mit den Eltern, die klare Verhaltensregeln beinhaltet,

Kontaktaufnahme mit dem Kind, um die Wiinsche, Bedlrfnisse und Sicherheitskriterien in Bezug auf den
Umgangskontakt aus seiner/ihrer Sicht zu berlcksichtigen,

Sicherheitsabsprachen mit dem Kind fiur den Umgangskontakt und das Vereinbaren eines Stopp-Signals.
Die Ubergabesituationen sollen so geregelt werden, dass eine Begegnung der Elternteile vermieden wird, um
eine erneute Gefahrdung auszuschlieen.

Die Begleitperson soll wahrend des ganzen Kontaktes anwesend sein und gegebenenfalls intervenieren (z.
B. keine Gesprache in der Muttersprache, nur wenn die Begleitperson diese selbst auch spricht oder eine
Dolmetscherin oder ein Dolmetscher anwesend ist).

Es soll eine flankierende Beratung des gefahrdenden Elternteils, ggf. Teilnahme an Taterprogrammen, The-
rapie empfohlen werden.

Es soll eine flankierende Beratung des betroffenen Elternteils und des Kindes empfohlen werden.

Die Umgangsbegleitung sollte mindestens einen Zeitraum von drei Monaten umfassen, die Méglichkeit fur eine
langfristig angelegte Umgangsbegleitung muss ebenfalls gegeben sein.
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VL.

Ein Abbruch oder die Unterbrechung des begleiteten Umgangs unterliegt grundsatzlich fol-
genden Kriterien:

Die Sicherheit des Kindes oder der beteiligten Erwachsenen kann nicht gewahrleistet werden.

Das Kind wird durch unangemessenes Verhalten des umgangsberechtigten Elternteils und dessen fortge-
setzte Weigerung, dieses Verhalten zu andern, erheblich belastet, wie z. B. Bedrangen des Kindes, negative
Gefuhle tber den betreuenden Elternteil auRern, massive Instrumentalisierung des Kindes.

Die Belastung des Kindes durch die Umgangskontakte steht nicht in angemessenem Verhaltnis zum Nutzen
der Maflnahme. Bei dieser Abwagungsentscheidung hat der ausdriicklich geauBerte Wunsch des Kindes,
dass die MaRRnahme abgebrochen werden soll, eine wichtige, aber nicht allein entscheidende Bedeutung.
Einer der beiden Elternteile befolgt wiederholt und trotz Aufforderung die vereinbarten Regeln fir die Kontakt-
abwicklung nicht. Hier muss geklart werden, ob eigene Interessen des betreffenden Elternteils in den Vorder-
grund gestellt werden, die den Wiinschen oder den Interessen des Kindes zuwiderlaufen.

Der umgangsberechtigte oder betreuende Elternteil steht bei der Ubergabe oder den Umgangskontakten
(wiederholt) unter Alkohol- oder Drogeneinfluss.

Ein Elternteil bt (weiterhin) Gewalt aus oder droht mit der Anwendung von Gewalt.

Ein befristet ausgeschlossener Umgang unterliegt grundsétzlich folgenden Kriterien:

Umgangskontakte sollen — stets mit zeitlicher Befristung des Ausschlusses — ausgesetzt werden,

9
9

v

wenn gegen das Kind Gewalt im Sinne der Ziffer |. 1. a) ausgebt wird,

wenn das gegen den Elternteil gerichtete Gefahrdungsverhalten, d. h. physische oder psychische Gewalt,
sich unmittelbar oder mittelbar auch gegen das Kind richtet,

wenn nach massiver Gewalttétigkeit die Sicherheit des Elternteils weiterhin gefahrdet ist,

wenn das Kind sich nach fachlicher Einschatzung éffentlicher oder freier Trager erheblich verhaltensauffallig
zeigt nach nachweislich miterlebtem Gefahrdungsverhalten,

wenn das Kind als Informationsquelle benutzt wird, um den Kontakt zum anderen Elternteil herzustellen, um
weiterhin die Kontrolle tber diesen zu behalten und Gefahrdungsverhalten auszutben.

Wenn in den vorgenannten Fallen gleichwohl Umgangskontakt geregelt wird, muss dieser im Regelfall in
begleiteter Form stattfinden.

vgl: Berliner Interventionszentrale bei hauslicher Gewalt- BIG: Standards zur Durchfiihrung von begleitetem Umgang bei
héuslicher Gewalt (4. Auflage, Marz 2007)
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Begleiteter Umgang bei hauslicher Gewalt -
Empfehlung fiir das Jugendamt

Liegt hiusliche Gewalt vor, so miissen bei den Uberlegungen zu Umgangskontakten Schutz und Sicherheit
des gewaltbetroffenen Elternteiles und des Kindes oberste Prioritat haben.

Es sollte kein Umgang, auch kein begleiteter Umgang stattfinden, solange die Gefahr der Gewaltanwen-
dung gegen den betroffenen Elternteil und / oder das Kind bestehen.

Friihzeitige Kontaktaufnahme mit dem gewaltbetroffenen Elternteil und dem Kind zur Erstellung einer Gefah-
renanalyse und Prifung, inwieweit ein begleiteter Umgang stattfinden kann. Falls die Mutter im Frauenhaus
lebt oder eine Frauenberatungsstelle aufgesucht hat, sollte diese mit hinzugezogen werden. Es besteht fiir die
Beratungsinstitution die M6glichkeit, eine standardisierte Kurzmitteilung an das Jugendamt zu geben, wenn die
Mutter im Beratungskontext von der erfahrenen Gewalt berichtet hat. (Siehe Anlage)

Falls die Mutter mit ihnrem Kind im Frauenhaus lebt, Anonymitét der Adresse wahren.

Dem gewaltbetroffenen Elternteil und dem Kind weitergehende Hilfen anbieten.

Ebenso zeitnah sollten Gesprache mit dem gewalttatigen Elternteil stattfinden. Hierbei sollte die Gewalt klar
angesprochen werden. Ziel ist es, dass eine Auseinandersetzung (iber die Gewalttatigkeit stattfindet, Verant-
wortung fiir das Verhalten Gibernommen und evtl. Unterstiitzung in Anspruch genommen wird. (z.B. Teilnahme
an einem Anti-Gewalt-Training oder einer Therapie)

Die Gesprache mit der Kindesmutter und dem Kindesvater sollen getrennt stattfinden.

Falls ein begleiteter Umgang von beiden Elternteilen gewiinscht ist und méglich erscheint, den Kontakt zu einer
geeigneten Beratungsstelle herstellen, die den Umgang begleiten kann. Den Umfang der begleitenden Bera-
tung festlegen.
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Begleiteter Umgang bei hauslicher Gewalt
Empfehlung fiir das Gericht

Liegt hiusliche Gewalt vor, so miissen bei den Uberlegungen zu Umgangskontakten Schutz und Sicherheit
des gewaltbetroffenen Elternteiles und des Kindes oberste Prioritat haben.

Es sollte kein Umgang, auch kein begleiteter Umgang stattfinden, solange die Gefahr der Gewaltanwen-
dung gegen den betroffenen Elternteil und/oder das Kind bestehen.

- Im ersten Termin sollte nicht auf eine einvernehmliche Losung gedrangt werden.

- Es sollte vor der Entscheidung iber einen Umgangskontakt mindestens je ein Gesprach zwischen Jugendamt
und der Kindesmutter; dem Kind und dem Kindesvater stattgefunden haben. Diese Gesprache sollen eine Ge-
fahrenanalyse beinhalten.

- Im Verfahren sollte in der Regel ein Verfahrensbeistand und - zum Verfahrensende - eine Umgangspflegerin
oder ein -pfleger bestellt werden.

- Lebt die Frau mit ihren Kindern im Frauenhaus, gegebenenfalls Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des Frauen-
hauses in die Verhandlung mit einbeziehen (bzw. Stellungnahmen aus dem Kinderbereich des Frauenhauses
anfragen) oder bei Beratung Uber die Frauenberatungsstelle, diese mit hinzuziehen.

- Sicherstellen, dass die Anonymitat der Adresse gewahrt bleibt.

- Berticksichtigen, dass das Kind Zeit braucht, um die Gewalterfahrungen zu verarbeiten und deshalb abwégen,
ob zum Wohle des Kindes der Umgang filr eine Zeit ausgesetzt wird.

- Sicherstellen, dass bei Anordnung eines begleiteten Umgangs keine Gefahr fir den gewaltbetroffenen Elternteil
und das Kind besteht.

- Dem gewalttatigen Elternteil evtl. die Teilnahme an einem Anti—-Gewalt-Training und/oder einer Therapie emp-
fehlen.

- Genaues Festlegen des Umgangsortes, der Umgangshaufigkeit und der Umgangsdauer. Die Ubergabesituati-
onen sollten zum Schutz des Kindes und des gewaltbetroffenen Elternteils festgelegt werden. Wie kommt das
Kind zum Besuchstermin und wie wieder zurtick?

- Den Zeitraum (Anzahl) der begleiteten Umgangskontakte nicht zu kurzfassen.
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Begleiteter Umgang bei hauslicher Gewalt
Empfehlungen fiir die Institutionen, die den Umgang begleiten

Liegt hdusliche Gewalt vor, so miissen bei den Uberlegungen zu Umgangskontakten Schutz und Sicherheit
des gewaltbetroffenen Elternteils und des Kindes oberste Prioritat haben. Es sollte kein Umgang, auch
kein begleiteter Umgang stattfinden, solange die Gefahr der Gewaltanwendung gegen den betroffenen El-
ternteil und/oder das Kind bestehen.

1. Eine gute Vorbereitung im Aufnahmeverfahren

- Getrennte Gesprache mit Kindesmutter und Kindesvater.

- Erarbeiten von Sicherheitskriterien fiir den gewaltbetroffenen Elternteil.

- Schriftliche Kooperationsvereinbarung mit klaren Verhaltensregeln und Abbruchkriterien, die von beiden
Elternteilen unterschrieben werden.

- Ist keine Kooperationsvereinbarung mdglich, kann kein begleiteter Umgang stattfinden.

- Kontaktaufnahme mit dem Kind; Winsche und Bedrfnisse des Kindes beachten; den moglichen Ablauf
erklaren und Sicherheitskriterien erarbeiten. Die Person, die den Umgang begleiten wird, sollte auch den
Kontakt zum Kind herstellen.

- Umgangsbegleiterin oder -begleiter als Vertrauensperson fiir das Kind und Beratungspersonen fir die
Eltern sollten nicht dieselbe Person sein.

- Gegebenenfalls Dolmetscherin oder Dolmentscher hinzuziehen.

2. Feinplanung auf der Grundlage der Eingangsdiagnostik

- Genauere Daten erfragen iber Art und Ausmald der Gewalterfahrung des betreffenden Elternteils und des
Kindes (Angste, Unsicherheit und Befiirchtungen).

- Beidem gewalttétigen Elternteil die Gewalt thematisieren, auf Bereitschaft zur Verantwortungsiibernahme
und Veranderung hinwirken, Teilnahme an Verhaltenstraining fir Gewalttaterin oder Gewalttater empfeh-
len.

- Vereinbarung iiber die Ubergabesituation, Schutz des gewaltbetroffenen Elternteils ist unbedingt zu be-
achten.

- Umfang der flankierenden Beratung festlegen.
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3. Durchfiihrung des Umgangs

- Begleitung der Ubergabesituation, wenn ein direkter Kontakt zwischen den Kindeseltern wegen Gefahr-
dung vermieden werden soll.

- Durchfuhrung in einer kindgerechten Umgebung.

- Eine liickenlose Uberwachung des Austausches zwischen Kind und umgangsberechtigtem Elternteil, ge-
sprochen sowie kdrpersprachlich. Wahrend des Kontaktes deutsch sprechen oder einer muttersprachlich
kundigen Umgangsbegleiterin oder -begleiter einsetzen.

- Intervenieren bei Regelverstolen, bei Kontaktverweigerung des Kindes sowie bei auffalligen Reaktionen
des Kindes, die auf Angst, starke Erregung und/oder Unsicherheit schlieflen lassen.

- Ausreichende Zeit einraumen fiir eine gute Vor- und Nachbereitung der Umgangskontakte und der Uber-
gabesituation sowohl mit dem Kind als auch getrennt mit beiden Elternteilen.

Begleitung der Umgangskontakte lber einen langeren Zeitraum ist bei hduslicher Gewalt wahrscheinlich.

4. Abbruch der MaRnahme

- Sicherheit des Kindes oder des betreuenden Elternteils kann nicht gewahrleistet werden.

- Der umgangsberechtigte Elternteil bt weiterhin Gewalt aus oder droht damit.

- Wiederholte Regelverst6lRe von Seiten eines Elternteils.

- Das Kind ist durch die Umgangskontakte offensichtlich belastet oder auRert klar, dass es den umgangs-
berechtigten Elternteil nicht treffen will.

- Ein Elternteil steht bei der Ubergabe oder den Umgangskontakten wiederholt unter Alkoholeinfluss oder
Drogenkonsum.

Rickmeldung an Gericht und Jugendamt bei Abschluss, vorzeitigem Abbruch oder Unterbrechung und bei
Erfordernis erganzender MaBnahmen.
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Leltfaden
fur die Arbelt mit
hochstrittigen Eltern
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l.  Einleitung:

Dieser Leitfaden ist neben dem Grundkonzept der ,Warendorfer Praxis“ sowie dem Leitfaden zur Verfahrensweise
in Fallen hauslicher Gewalt und dem Leitfaden Kind im Blick eine Erganzung und soll die Aufgaben und Zustandig-
keiten in der Kooperation aller beteiligten Institutionen beschreiben. Die Klassifizierung der Hochstrittigkeit bedarf
des sensiblen Umgangs durch die beteiligten Fachleute und vorab der Bewertung der daraus resultierenden Dy-
namiken.

1. Problemstellung:

§ 156 FamFG sieht vor, dass die beteiligten Fachleute in familiengerichtlichen Kindschaftsverfahren darauf hinwir-
ken sollen, Einvernehmen zwischen den Eltern herzustellen. Insbesondere in Verfahren, in denen die Eltern in
ihrem Sorgerechts- oder Umgangsregelungskonflikt betreffend ihre Kinder als hochstrittig erscheinen (siehe I1.),
folgt daraus haufig, dass mit Eltern bzw. Partnern gearbeitet werden muss, die keine oder eine geringe Motivation
fur eine einvernehmliche Regelung zum Wohle ihrer Kinder mitbringen. Bereits aullergerichtlich beanspruchen
Eltern im Kontext von Hochstrittigkeit in der Regel ein besonders hohes Mal an Aufmerksamkeit und Zeit von den
mit ihnen arbeitenden Fachleuten. Geflhlt machen diese ca. 5 bis 10 % der zu bearbeitenden Falle rund 80 % der
Arbeitsbelastung aus. Kommt es zum familiengerichtlichen Verfahren, bewegt sich dieses an der Schnittstelle zwi-
schen den von der Warendorfer Praxis ,Regelverfahren” genannten Sorgerechts- und Umgangsregelungsstreitig-
keiten nach den §§ 1626a, 1671, 1684 Abs. 1 und 2 BGB und den ,Gefahrdungsverfahren®, in denen zumindest
der Verdacht einer Kindeswohlgefahrdung im Raume steht. Die auRergerichtlich und vor dem Familiengericht so-
wohl in zeitlicher Hinsicht — die Prozesse dauern oft erheblich Ianger — als auch emotional nicht nur fir die betroffe-
nen Kinder und Eltern, sondern auch fiir die beteiligten Fachleute erheblich belastenden Verfahren der Hochstrit-
tigkeit erfordern neue, fachlich determinierte Konzepte fiir alle betroffenen Fachleute. Damit es fiir betroffene Kinder
und deren Eltern bestmdglich unterstiitzende Ablaufe gibt, bedarf es einer guten und stabilen, einzelfallunabhan-
gigen Vernetzung von Familiengerichten, Jugendamtern, Beratungstréagern und Verfahrensbeistdnden sowie ide-
alerweise auch der Rechtsanwaltschaft und der Sachverstandigen. Die Abléufe hochstrittiger Falle &hneln sich
haufig, Intervention und Hilfe ist daher frihzeitig moglich bei entsprechender Aufmerksamkeit und Qualifikation der
beteiligten Professionen.

[.2. Merkmale von Hochstrittigkeit:

Dieser Leitfaden soll regelbeispielhaft aufzeigen, an welchen Symptomen Hochstrittigkeit — mitunter bereits kurz
nach der elterlichen Trennung — zu erkennen ist, hat jedoch nicht zum Ziel, eine wissenschaftlich abgesicherte
Definition von Hochstrittigkeit oder Hochkonflikthaftigkeit zu leisten.
e  Die Hochstrittigkeit kann symmetrisch oder aber asymmetrisch verteilt sein und einen prozesstaktischen oder
pathologischen Hintergrund haben.
* Die symmetrische Hochstrittigkeit geht von beiden Eltern aus und wird von beiden befeuert.



Gesamtausgabe Warendorfer P

* Die asymmetrische Hochstrittigkeit geht evtl. nur von einem der beiden Eltern aus und wird insbesondere
nur von einer Seite befeuert.

* Wenn keine prozesstaktischen Griinde fiir eine Hochstrittigkeit vorliegen, die in klug geflihrten Verfahren
ausgebremst werden konnen, muss man einen pathologischen Hintergrund flir die Hochstrittigkeit in Be-
tracht ziehen.

Es gibt langanhaltende, immer neue Streitigkeiten der Eltern. Dabei fiihrt Streit Gber die finanziellen Folgen

der Trennung nicht selten zum Streit tber das Sorgerecht oder den Umgang mit den Kindern. Mehrere Ver-

suche sind gescheitert, die Konflikte auRergerichtlich zu klaren.

Die Kinder werden durch den Streit massiv belastet. Zwischen den Eltern gibt es gravierende, immer weiter

eskalierende, zumeist nicht verifizierbare Vorwiirfe, die die Kinder durch bewusste oder unbewusste Beein-

flussung mitbekommen.

Kinder werden in den Elternstreit involviert. Die emotionalen Probleme beider Eltern oder zumindest eines

Elternteils erscheinen urséchlich. Teilweise beruhen diese auf psychischen Beeintréchtigungen eines Eltern-

teils oder beider Eltern.

Die Eltern beziehen ihre Kinder in die Paarkonflikte ein oder instrumentalisieren sie.

[.3. Merkmale/Folgen auf Seiten beider Eltern oder eines Elternteils:

Hochstrittigkeit kann sich in besonderen Verhaltensweisen ausdriicken:

Reduzierte Offenheit der Eltern fir neue Erfahrungen.

Gering erlebte Selbstwirksamkeit in der elterlichen Beziehung.

Wahrnehmungsverzerrungen der Eltern.

Eingeschrankte Emotionsregulation.

Negative Wahrnehmung des anderen Elternteils mit destruktiver Konfliktaustragung (Fehlinterpretationen,
Schuldzuschreibungen, Absichtsunterstellungen)

Negative Interaktionsmuster (Kritik, Verachtung, Abwehr, Blockieren, Provokationen).

Feindselige Interaktionen (bei symmetrischem Konflikt mit hoher Emotionalitat beider Eltern / Riickzug einer
Person mit ignorierendem Verhalten).

Daraus folgt:  Hoher Bedarf an Interventionen und Hilfen, aber gleichzeitig wenig Offenheit und Bereitschaft

der Eltern dazu.

[.4. Anforderungen an und Empfehlungen fiir die verschiedenen Professionen:

Fur die bessere einzelfallunabhéngige Vernetzung der Professionen und die dadurch verbesserte Kooperation der
Fachleute im Einzelfall stellen sich fir die verschiedenen Beteiligten die nachfolgenden Anforderungen an den
Umgang mit hochstrittigen Verfahren.
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IIl. Die Offentliche Jugendhilfe:

I.1. Folgen fiir die Alltagsarbeit:

In der Alltagsarbeit der offentlichen Jugendhilfe, insbesondere der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Allgemeinen Sozialen Dienstes, erscheint in der Arbeit mit hochstrittigen Eltern zumeist keine Lésung, sondern nur
der Versuch einer Linderung der Symptomatik, méglich. Es fiihrt nicht selten zu Verdruss und Uberforderung, dass
die Elternteile, die permanent die uneingeschrankte Aufmerksamkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fur ihre
Forderungen und Vorw(irfe gegen den anderen Elternteil einfordern, ihre Kinder und deren Bediirfnisse zunehmend
aus dem Blick verlieren. Zudem erweisen sich miihsam ausgehandelte auBergerichtliche Elternvereinbarungen zur
Sorgerechtsauslibung oder zum Umgangsrecht bei hochstrittigen Eltern oftmals als nicht auf Dauer tragfahig und
sehr stérungsanfallig.

I.2. Konsequenzen fiir die fachliche Aufstellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter:

e  Fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besteht ein hoher Handlungsdruck, regelmaRig neu einzuschatzen,
ob durch das hochstrittige Elternverhalten das Kindeswohl akut oder zumindest latent gefahrdet ist. Hilfsmittel
hierbei konnen in den jeweiligen Jugendamtern entwickelten ,Gefahrdungs-Ampeln® oder auch der von Prof.
Dr. Harry Dettenborn entwickelte Indizienkatalog fir Hochstrittigkeit sein. Gelangt das Jugendamt aufgrund
einer Erdrterung im jeweiligen Fachteam zu der Einschatzung, dass jedenfalls der Verdacht einer erheblichen
Kindeswohlgefahrdung besteht, so hat es gem. § 8a Abs. 2 SGB VIII das Familiengericht anzurufen. Hier
sollte das Jugendamt nicht zu zurlckhaltend sein, sondern auch im Falle der aus Hochstrittigkeit
resultierenden Kindeswohlgefahrdung friihzeitig genug Gebrauch machen.

e Auf der anderen Seite hat das Beratungs-, Unterstitzungs- und Hilfsangebot des Jugendamtes eine
gleichermal’en wichtige Bedeutung. Da sich Verhaltensmuster der Hochstrittigkeit bei Eltern haufig schon friih
nach der Trennung zeigen, ist eine gute Schulung und Fortbildung der Jugendamtsmitarbeiterinnen
und -mitarbeiter erforderlich, um diese Symptome friihzeitig verldsslich erkennen zu kdénnen und die
Beratungsfahigkeit zu verbessern. Es bedarf daher der regelmafigen Weiterqualifizierung der
Jugendamtsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter im Bereich der Trennungs- und Scheidungsberatung mit dem
Fokus auf den besonderen Anforderungen der Beratung bei Hochstrittigkeit (siehe unten lI1.).

e  Zum Schutz des Wohles der betroffenen Kinder bedarf es der friihzeitigen Sensibilisierung der Eltern fir die
sich zeigenden Symptome ihres hochstrittigen Verhaltens und des friihzeitigen Einwirkens auf ihre
Verhaltensmuster. Es gilt, den Eltern rechtzeitig ,Stoppschilder” zu setzen.

o  Tragféahige, aullergerichtliche Elternvereinbarungen mithilfe der Beratung durch das Jugendamt sind im
Bereich der Hochstrittigkeit mdglich, aber schwierig. Der Versuch der Vermittlung einer Elternvereinbarung
dient hier als Teil des Klarungsprozesses und der Ausschdpfung aller vorgerichtlichen Méglichkeiten. Dabei
wird bei hochstrittigen Eltern nicht selten nur noch die Fokussierung auf umsetzbar erscheinende Teilziele
zielflihrend sein, verbunden mit der parallelen Beobachtung, ob das hochstrittige Verhalten der Eltern
waéhrend des Beratungsprozesses ggf. zu einer latenten oder sogar akuten Kindeswohlgefahrdung fiihrt.
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e  Erscheint es aus fachlicher Sicht als nicht (mehr) zielflihrend, sich im Jugendamt mit beiden Eltern zur
Erarbeitung von Ldsungen an einen Tisch zu setzen, sodass nur noch Einzelgesprache gefihrt werden
kénnten, kann dies die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schnell in die Gefahr bringen, dass sie von einzelnen
Elternteilen nicht mehr als neutralerale Sachwalter gesehen werden. Droht nach der fachlichen Einschatzung
der Jugendamtsmitarbeiterin oder dem -mitarbeiter diese Eskalationsstufe erreicht zu werden - zeichnet sich
also ab, dass nur von zwei Fachleuten begleitet noch gemeinsame Elterngesprache mdglich erscheinen -,
empfiehlt sich die zeitnahe Vermittlung der Eltern an einen freien Beratungstrager, der dieses fachliche Setting
anbietet und mit seinen Ressourcen (wenn mdglich) auch umsetzen kann.

lll. Die freie Jugendhilfe/Beratungstrager:

Die folgenden Empfehlungen gelten grundsétzlich unabhéngig davon, ob hochstrittige Eltern oder ein Elternteil
einen freien Jugendhilfetrager eigeninitiativ zur Trennungs- und Scheidungsberatung — u. a. zur Unterstiitzung der
Regelung von Sorgerechts- und/oder Umgangsfragen betreffend ihre Kinder — aufsuchen oder diese durch das
ortlich zustandige Jugendamt (siehe Il. 2.) bzw. durch das Familiengericht nach § 156 Abs. 1 S. 2-5 FamFG an die
freien Trager vermittelt werden. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass vom Familiengericht der Beratung zugewiesene
Eltern in der Regel mit geringerer Freiwilligkeit, Offenheit und Motivation in den Beratungsprozess einsteigen.
Zudem spielen in der Auseinandersetzung um das Kind nicht selten auch sachfremde Motive (z. B. finanzielle
Trennungsfolgen) eine Rolle.

ll.1. AuRerer Rahmen/Setting/grundsitzliche Vorgehensweisen:

e  Frihzeitige Klérung der Frage, um welche Variante der Hochkonflikthaftigkeit es sich handelt (symmetrisch
oder asymmetrisch; prozesstaktisch oder pathologisch), oder ob es sich um ein Mixtum handelt.

e  Eindeutige Klarung des Rahmens, der Ziele und der Regeln direkt zu Beginn, soweit mdglich, in Anwesenheit
einer ASD-Mitarbeiterin oder eines ASD-Mitarbeiter (Ubergabegesprach).

e Im Falle der Beauftragung gem. § 156 Abs. 1 S. 2-5 FamFG Terminierung der Beratung in Kooperation oder
Absprache mit dem Familiengericht und dem Jugendamt. Im Rahmen der Beauftragung mit der angeordneten
Beratung Weitergabe der flir die Beratung bekannten Informationen an den Beratungstrager (z. B. psychische
Erkrankungen, bereits geleistete oder laufende Hilfen).

e Hohes Malk an Strukturierung des Beratungsprozesses zur Gewahrleistung von Verlasslichkeit und
Sicherheit.

o  Esist winschenswert, wenn die Beratung zu zweit sowie zweigeschlechtlich erfolgen kann.

e  Flexibilitat in der Nutzung von Methoden.
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Haltungen und Techniken in der Beratung:

Blick auf den Prozess, nicht priméar auf das Ergebnis.

Umwandeln von Problemen und Beschuldigungen in Wiinsche, Interessen und Bedirfnisse.

In Einzelgesprachen Empathie fiir den anderen Elternteil zeigen und negative Emotionen abbauen.
Auf Einhaltung von Absprachen und Vereinbarungen achten.

Ziele:

Verbesserung des elterlichen Konfliktverhaltens und der Kommunikationsfahigkeit.

Fahigkeit, zwischen Paar- und Elternebene zu unterscheiden.

Konsensuale Priorisierung elterlicher Verantwortung.

Reduktion feindlicher Interaktionen.

Entwicklung von Zukunftsperspektiven.

Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts flir die Wahrnehmung der elterlichen Sorge, Erarbeiten von
gemeinsamen Positionen zum Umgangsrecht.

Vermittlung konfliktdeeskalierender Methoden.

Aufklarung Uber Auswirkungen hochstrittiger Konflikte auf die kindliche Entwicklung.

Stérkung der Wahrnehmung von kindlichen Bedurfnissen.

Reduktion der Einbeziehung der Kinder in den Paarkonflikt mit dem Ziel, sie aus dem Paarkonflikt
herauszuhalten.

Herausforderungen und Anforderungen in der Arbeit mit hochstrittigen Paaren:

Die Eltern haben bzw. der eine Elternteil hat wenig Hoffnung auf ein gutes Gelingen.

Die Eltern treten bzw. der eine Elternteil tritt sehr fordernd auf, und die Gefahr des Vorwurfs der
,Parteilichkeit ist hoch.

Bei eindeutig asymmetrischer Hochkonflikthaftigkeit ist verdeckte oder offene Parteinahme zugunsten des
angegriffenen Partners geboten, damit eine Gefahrdung der Kinder minimiert wird.

Die Berater selbst stehen in der Gefahr, angefeindet zu werden.

Es bedarf eines sicheren und verlasslichen Ruckhaltes der eigenen Institution und der Kooperationspartner.
Es bedarf bei asymmetrischer Hochkonflikthaftigkeit einer asymmetrischen Beratung.

Streit in einer Trennungsphase erhalt, wie jeder Streit, eine unheilvolle Eigendynamik, wenn er nicht
rechtzeitig ausgebremst wird.

Beraterinnen oder Berater diirfen Empathie gegeniiber den Néten und Sorgen der Eltern zeigen, sie dirfen
sich jedoch nie in einen Streit involvieren bzw. emotional einbinden lassen.

Sie missen die ndtige Versachlichung und Relativierung einfordern; sie strukturieren und bremsen den
Streit aus.

Die Klassifizierung von Hochstrittigkeit hilft, Hochstrittigkeit sachdienlich zu erfassen.
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lL.5.

Bei vorliegenden Pathologien missen die Beratenden die Moglichkeit der Hinzuziehung
psychiatrischer/medizinischer Fachkompetenz haben.

Bei prozesstaktischem Streit missen alle Verfahrensbeteiligten den/die Strittigen ausbremsen.

Bei asymmetrischem Streit muss die Streitverursacherin oder der -verursacher durch die Verfahren
ausgebremst werden, oder zumindest keinen Vorteil erlangen konnen.

Gravierende Vorwiirfe miissen gutachterlich und/oder staatsanwaltlich tiberprift werden und Konsequenzen
fr die Angezeigte/den Angezeigten oder der Anzeigerin/den Anzeiger nach sich ziehen.

,Das Kind muss erst mal zur Ruhe kommen* ist keine Hilfe fiir das Kind, wenn es dadurch einen Elternteil
verliert.

Solange der streitende Elternteil mit dem Streit seine Ziele erreicht, so lange wird er weiter streiten. Ein Ende
des Streits kann nur erreicht werden, wenn die Streitenden Konsequenzen zu erwarten haben.

Konsequenzen fiir die falliibergreifende Kooperation:

Die Eltern sollten durch alle mit ihnen arbeitende Fachleute deutlich auf die in der ,Warendorfer Praxis®
freiwillig vereinbarten Verfahrensweisen und -ablaufe in Regel- und Geféhrdungsverfahren hingewiesen
werden.

Im auBergerichtlichen Bereich bedarf es der Vereinbarungen tber Falliibergaben und eines entsprechenden
detaillierten Informationsaustauschs.

Die eigenen fachlichen Standards der jeweils arbeitenden Einrichtung sowie die Standards der Warendorfer
Praxis und ihrer verschiedenen Leitfaden (insbesondere zu hauslicher Gewalt und begleitetem Umgang)
sollten beachtet und den Eltern in jeder Phase transparent gemacht werden.

Die Regeln des Datenschutzes/der Schweigepflicht missen von allen Fachleuten in der Kooperation
sorgfaltig beachtet werden:

Unterschreiben die sorgeberechtigten Eltern/der sorgeberechtigte Elternteil eine Schweigepflichts-
entbindungserklarung, sind das Sammeln von Informationen Dritter (iber die Eltern und die Kinder sowie die
Weitergabe dieser und eigener Informationen an Dritte zul&ssig. Die — zum Schutz von Kindern nicht selten
fachlich notwendige - Weitergabe von Informationen aus dem Beratungsprozess ist jedoch nur in enger
Absprache mit den betroffenen Eltern unter Wahrung von Transparenz und Vertrauen sinnvoll.

Fordert das Familiengericht unmittelbar oder Uber das Jugendamt eine schriftiche oder mindliche
Stellungnahme (durch Ladung zum Verhandlungstermin) von einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters eines
freien Jugendhilfetragers von Amts wegen (§ 26 FamFG) zur Aufklarung des Verdachts einer mdglichen
Kindeswohlgefahrdung aufgrund der Hochstrittigkeit der Kindeseltern an, ist die Informationsweitergabe
hiervon abgedeckt und zuléssig.

Sofern Schutzaspekte des Kindeswohls nicht entgegenstehen, sollten Eltern Uber die Weitergabe der
Informationen  zumindest vorab informiert werden; idealerweise sollte versucht werden, eine
Schweigepflichtsentbindung einzuholen

Zur Vorbereitung einer eigeninitiativen oder vom Jugendamt fir die Verfahrenseinleitung erbetenen
schriftlichen Stellungnahme eines freien Jugendhilfetragers ohne Bereitschaft der Eltern zum Unterschreiben
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einer Schweigepflichtsentbindungserklarung, sollte der Sachverhalt, insbesondere die gemachten
tatsachlichen Beobachtungen ber Eltern und Kinder, im Team umfassend beraten und dokumentiert werden.
Dabei sollten auch die Grundlage, also die Kindeswohlgefahrdung und der maRgebliche tatsachliche Grund
daftr dokumentiert werden, warum der freie Jugendhilfetréager Informationen Uber die Eltern und/oder Kinder
an das Familiengericht weiterzureichen beabsichtigt. Eine solche dokumentierte Abwagung fuhrt in aller Regel
dazu, dass die Informationsweitergabe jedenfalls durch einen rechtfertigenden Notstand nach § 34 StGB
abgedeckt und damit nicht strafbar ist.

Im aulergerichtlichen Bereich sollte der freie Jugendhilfe-/Beratungstrager mit der zustandigen Mitarbeiterin
oder dem zustandigen Mitarbeiter des Jugendamtes abklaren, inwieweit die von der Hochstrittigkeit ihrer
Eltern betroffenen Kinder ggf. ausnahmsweise aktiv mit in den Beratungsprozess einbezogen werden sollen.
Unabhéngig davon (ibersendet der freie Jugendhilfe-/Beratungstrager dem Jugendamt am Ende der Beratung
einen Ergebnisbericht.

Lauft hingegen bereits ein familiengerichtliches Kindschaftsverfahren, empfiehlt es sich in der Regel, die
Ermittlung und die Wahrnehmung der Interessen der betroffenen Kinder dem in hochstrittigen Verfahren in
aller Regel gem. § 158 FamFG bestellten Verfahrensbeistand zu (iberlassen (siehe unten V.). Im Rahmen
einer guten Vernetzung im einzelnen Fall kénnen der die hochstrittigen Eltern beratende freie
Jugendhilfetrager und der Verfahrensbeistand gemeinsam effektiv an einer dem Kindeswohl dienlichen
Sorgerechts- und/oder Umgangsregelung mitarbeiten. Hinsichtlich der Einzelheiten der vernetzten
Zusammenarbeit der Professionen bei der Beteiligung von Kindern wird auf den von der ,Warendorfer Praxis*
entwickelten Leitfaden ,Kind im Blick® verwiesen.

Ergibt sich fiir die am Beratungsprozess beteiligten Fachleute auRergerichtlich oder im familiengerichtlichen
Kindschaftsverfahren der Verdacht, dass bei einem oder beiden der hochstrittigen Eltern psychisch relevante
Erkrankungen oder Personlichkeitsstorungen vorliegen und flir ihr Verhalten miturséchlich sein kdnnten,
erscheint bei der Frage einer eigenstandigen Einbeziehung der grundlegenden Theorien Uber
Personlichkeitsstorungen hochstrittiger Eltern grole Zurlickhaltung als geboten. Im auRergerichtlichen
Bereich kann eine im Rahmen der eigenen Fachlichkeit als sicher eingeschétzte Feststellung ggf. dazu
fihren, dass im Beratungsprozess gezielt auf die Folgen von Personlichkeitsstérungen abzielende Techniken
zum Einsatz kommen oder der Beratungsprozess ggf. gerade wegen der Persdnlichkeitsstdrung und ihrer
Folgen abgebrochen werden muss. Im Zuge eines familien- gerichtlichen Verfahrens erscheint es
demgegenuber als geboten, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der offentlichen oder freien Jugendhilfe
das Familiengericht zeitnah (iber beobachtetes Verhalten und/oder AuRerungen unterrichten, die den
Verdacht einer etwaigen psychischen Erkrankung vermuten lassen, so dass das Gericht zur Abklarung — ggf.
neben dem familienpsychologischen Sachverstédndigengutachten zur Beurteilung des gesamten
Familiengefliges — ein fachpsychiatrisches Sachverstandigengutachten Uber den betroffenen Elternteil
einholt.

Werden die vorstehenden Grundsatze der professionsibergreifenden Kooperation der 6ffentlichen und freien
Jugendhilfe untereinander sowie mit dem Familiengericht sorgfaltig beachtet, wirken falllibergreifende,
verlassliche und transparente Rahmenbedingungen vertrauensbildend auf die betroffenen Eltern.
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lIl.6. Neun inhaltliche Schritte fir Einzelgesprache:

2B

~

Beratungsbeziehung zu den Eltern aufbauen;

den Klienten in seinem Entwicklungstand annehmen, ohne direkt verandern zu wollen;

der Mutter bzw. dem Vater helfen, sich selbst zu verstehen;

der Mutter bzw. dem Vater zu verstehen helfen, was eigene Anteile in der Konflikteskalation sein kdnnen;
der Mutter bzw. dem Vater zu verstehen helfen, was die Anteile des ,Anderen” sein konnten;

unterstlitzen bei der ,Aussohnung® mit der Tatsache, dass die Paarbeziehung kein gutes Ende genommen
hat;

Integration des Vergangenen in die eigene Biographie;

Aufbau einer realistischen Vision fiir das persénliche Leben und von gemeinsamer Elternschaft;

Konsens zu erzielen versuchen, dass es vor allem darum geht, Schaden von den Kindern fernzuhalten.

IV. Jurist innen in Kindschaftssachen:

An die in Kindschaftsverfahren beteiligten Juristinnen und Juristen werden durch hochstrittige Elternkonflikte
ebenfalls besondere Anforderungen gestellt, an die in der Regel von einem Elternteil aufgesuchte Rechtsanwaltin
oder -anwalte bereits im vorgerichtlichen Ablauf, an die im Zweifel letztlich zur Entscheidung berufene
Familienrichterin oder -richter im familiengerichtlichen Verfahren.

IV.A. Rechtsanwaltliche Beratung/Téatigkeit im vorgerichtlichen Bereich:

Wendet sich ein Elternteil an eine Rechtsanwaltin oder -anwalt zur Beratung und Wahrnehmung seiner
Rechte, bezogen auf das Sorge- oder Umgangsrecht, sollte die Rechtsanwaltin oder -anwalt durch ihre
Nachfragen zum Sachverhalt versuchen zu klaren, ob sich Symptome fiir hochstrittiges Elternverhalten
feststellen lassen. Dabei sollte die Rechtsanwélti oder -anwalt insbesondere auch erfragen, ob sich die
Mandantin oder der Mandant oder beide Elternteile in Bezug auf ihr Kind bereits in der Beratung durch das
Jugendamt oder einen freien Jugendhilfetrager befinden oder befunden haben.

Befinden sich die Eltern nach den Feststellungen der Rechtsanwaltin oder des -anwaltes in einem laufenden
Beratungsprozess durch das Jugendamt oder einen freien Trager, sollte die Rechtsanwaltin oder der -anwalt
davon absehen, den von ihm betroffenen Elternteil auf ein streitiges familiengerichtliches Verfahren
vorzubereiten. Insbesondere sollten wahrend des Beratungsprozesses keine Antrage an das Familiengericht
gestellt werden und sollte sich die Rechtsanwaltin oder der -anwalt nicht aktiv in den laufenden
Beratungsprozess einmischen.

Zwischen Jugendamt/freien Beratungstragern und Rechtsanwaltin oder -anwalt sollte es insoweit eine neue
Form der Transparenz und des Miteinanders geben. Dazu kann auch gehdren, dass der freie Beratungstrager
bei entsprechender Schweigepflichtsentbindung die Rechtsanwaltin oder den -anwalt mit einem kurzen
Statement Uber den Stand der Beratung informiert.
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e Rechtsanwaltinnen und -anwalte sollten an Fortbildungen/Schulungen zur deeskalierenden Beratung in
Kindschaftsverfahren teilnehmen und sich an die diesbezlglichen fachlichen Empfehlungen im
familiengerichtlichen Verfahren halten.

IV.2. Handhabung hochstrittiger Kindschaftsverfahren durch das Familiengericht:

Fur das Familiengericht stehen Sorgerechts- bzw. Umgangsregelungsverfahren zwischen hochstrittigen
Kindeseltern an der Schnittstelle zwischen den ,Regelverfahren® des § 156 Abs. 1 FamFG, in denen bereits im
ersten Verhandlungstermin eine einvernehmliche Elternvereinbarung angestrebt werden soll bzw. diese nach der
Aussetzung zur auBergerichtlichen Beratung in einem zweiten Termin gelingen soll, und den Geféhrdungsverfahren
des § 157 FamFG, in denen bereits im ersten Termin die Indizien fir eine Kindeswohlgefahrdung den Eltern
gegeniiber deutlich angesprochen werden miissen und auf die Folge der Nichtinanspruchnahme von Hilfen
hingewiesen werden muss. Fiir den Verfahrensablauf hat dies folgende Konsequenzen:

a) Das Familiengericht beraumt nach dem Antragseingang so friihzeitig wie moglich einen Verhandlungstermin
an, nach der ,Warendorfer Praxis* binnen drei Wochen, nach § 155 Abs. 2 S. 2 FamFG spétestens binnen
eines Monats.

b) Zum Verhandlungstermin ist neben den Kindeseltern und ihren Verfahrensvertreterinnen oder -vertreter
zwingend das Jugendamt zu laden. Das Familiengericht soll in Fallen, in den sich aus der Antragsschrift
Anzeichen flir Hochstrittigkeit ergeben — oder daraus, dass dem Gericht die beteiligten Eltern schon aus
friiheren Kindschaftsverfahren bekannt sind —, ohne dass Anhaltspunkte fiir eine akute Kindeswohlgefahrdung
ersichtlich sind, keinen schriftlichen Bericht des Jugendamtes bis zum Verhandlungstermin anfordern. Sind dem
Gericht bereits Anhaltspunkte fiur Hochstrittigkeit der Kindeseltern mit der mdglichen Auswirkung einer
Kindeswohlgefahrdung bekannt, kann es in geeigneten Féllen direkt Kontakt mit der Jugendamtsmitarbeiterin
oder dem -mitarbeiter aufnehmen und abkléren, ob und unter welchen Bedingungen eine friihzeitige schriftliche
Berichterstattung sachdienlich ist. Hat das Jugendamt seinerseits eigene tatsachliche Anhaltspunkte flir eine
akute Kindeswohlgefahrdung, berichtet es eigeninitiativ schriftlich.

c) Sind Fachleute vorhanden, die mit den Eltern und/oder den Kindern aufergerichtlich arbeiten (freie
Beratungstrager, SPFH, Pflegestellen etc.), soll das Familiengericht diesen eine Terminnachricht zu dem
Verhandlungstermin (bersenden und ihnen freistellen, ob sie an der Anhérung teilnehmen mdchten.
Empfehlenswert erscheint hier der Austausch zwischen dem Familiengericht und dem Jugendamt telefonisch
,auf dem kurzen Dienstweg®, ob schriftliche oder mundliche Stellungnahmen der freien Trager, ggf. aber auch
der Kindertagesstétte und/oder der Schule zum ersten Verhandlungstermin sinnvoll sind. Berichtet das
Jugendamt schriftlich, soll es schon in diesem Bericht anregen, wer ggf. erganzend angehért werden sollte.
Dabei sollte das Familiengericht der Vertreterin oder dem Vertreter freier Trdger und von Einrichtungen
freistellen, ob sie tatséchlich am Termin teilnehmen.

d) Gerade in Fallen von Hochstrittigkeit sollten Kinder ab einem Alter von etwa drei Jahren entweder in einem
gesonderten vorherigen Termin oder anlasslich des Gerichtstermins, jedoch gesondert von den anderen
Beteiligten mit Ausnahme des etwa schon bestellten Verfahrensbeistandes, richterlich angehért werden. Das
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gute Gelingen der richterlichen Anhérung setzt eine entsprechende Haltung sowie Bereitschaft zur Fortbildung
der Familienrichterin oder dem -richter voraus. Im Falle des ausnahmsweisen Absehens von der
Kindesanhérung muss fachlich begriindet werden, warum diese das Wohl des Kindes im Verhaltnis zu dem
voraussichtlichen Erkenntnisgewinn unverhaltnismaRig beeintrachtigen wiirde.
Am Ende des frihen ersten Anhorungstermins soll das Familiengericht im Falle der Nichteinigung der
Beteiligten von sich aus — ggf. auf Nachfrage eines der Beteiligten, z. B. der Mitarbeiterin oder dem Mitarebiter
des Jugendamtes — deutlich und sprachlich gut verstandlich ansprechen, ob und ggf. wie das Verfahren
nunmehr zum Zwecke der auflergerichtlichen Beratung der Kindeseltern durch einen vom Jugendamt zu
vermittelnden freien Trager ausgesetzt werden soll, oder ob und wie die Beweisaufnahme zur Abklarung einer
madglichen Kindeswohlgefdhrdung fortgesetzt werden soll. Insbesondere sollen dabei in Kooperation mit der in
der Verhandlung anwesenden Vertreterin oder Vertreter des Jugendamtes die in Betracht kommenden
Beratungstrager oder die Person des zu beauftragenden Sachverstandigen sowie der jeweils zu erteilende
Auftrag klar und deutlich besprochen werden. Dazu gehdrt auch die klare Mitteilung an die betroffenen Eltern,
wann in etwa mit dem Beginn der Beratung bzw. der Begutachtung zu rechnen ist und bis wann diese
abgeschlossen sein soll. Auch der in die Beratung bzw. die Begutachtung einzubeziehende Personenkreis
sollte in der Verhandlung besprochen werden. Falle der Hochstrittigkeit sind dabei in der Regel die einzigen
Verfahren, in denen zur Klarung der Sorgerechtsiibertragung nach § 1671 BGB oder zur Klarung des Umgangs
(einschlieBlich der Frage der Begleitung oder des Ausschlusses) iiberhaupt neben den Fallen der §§ 1666,
1666a BGB, 8a SGB VI ein familienpsychologisches Sachversténdigengutachten erforderlich sein kann. Liegt
bei Kindern und/oder Eltern der Verdacht einer psychischen Erkrankung oder Stérung vor, muss mit der
klinischen Klarung eine Fachpsychiaterin oder -psychiater beauftragt werden (vgl. § 163 Abs. 1 FamFG). Die
Gutachterin oder der Gutachter ist sofort mit der Beauftragung eine angemessene Frist zur Gutachtenerstattung
zu setzen, die den Verfahrensbeteiligten mitzuteilen ist.
Eine Nichteinigung der Eltern im ersten Verhandlungstermin hat zwingend zur Folge, dass das Familiengericht
nunmehr gem. § 158 FamFG einen Verfahrensbeistand (in aller Regel keine reine Juristin oder Jurist, sondern
eine zumindest auch sozialarbeiterisch, sozialpddagogisch oder heilpddagogisch ausgebildete bzw.
fortgebildete Person) fir das Kind/die Kinder bestellt, in der Regel mit dem erweiterten Aufgabenkreis, auch mit
den erwachsenen Verfahrensbeteiligten Kontakt aufzunehmen und an einer einvernehmlichen Ldsung
mitzuwirken (im Einzelnen siehe V.).
Bei langer andauernder Hochstrittigkeit der Kindeseltern, in der das oder die ersten familiengerichtlichen
Verfahren trotz Elternvereinbarung, Beratung oder Begutachtung nicht zur dauerhaften Befriedigung gefiihrt
hat, befinden sich die Beteiligten an einer Schnittstelle: Zum einen kommt nunmehr die Einholung eines
Sachverstandigengutachtens (vgl. oben €) und unten VI.) in Betracht, das aber durch die gerichtlich
vorgegebenen Fragestellungen ein ,enges Korsett” bietet. Bei hinreichender Offenheit der Kindeseltern kénnen
im Einzelfall stattdessen auch folgende begleitende HilfsmaRnahmen in Betracht kommen:
aa) Zum einen die Einrichtung einer zeitlich befristeten Umgangspflegschaft (§ 1684 Abs. 3 S. 3-5 BGB)
durch eine berufsméaRig tatige Pflegerin oder Pfleger als Ansprechpartnerin oder -partner fiir Eltern und
Kinder zur Umsetzung einer in den wesentlichen Grundlagen (Rhythmus, Dauer, Ort) vor dem
Familiengericht vereinbarten oder durch es festgesetzten Umgangsregelung, mit dem Ziel der Vermittlerin
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oder des Vermittlers von Absprachen in den Details des Umgangs, aber auch erforderlichenfalls zu Beginn
zur Umgangsbegleitung (§ 1684 Abs. 3 BGB).

bb) Zum anderen die Einrichtung einer zeitlich befristeten Erganzungspflegschaft durch eine berufsméafig
tatige Pflegerin oder Pfleger fur die Teilbereiche der elterlichen Sorge, in denen eine Kooperation der
Eltern nicht gelingt, zum Zwecke der Vermittlung bzw. erforderlichenfalls des Treffens von Entscheidungen
anstelle der Eltern (analog §1909 BGB). Den Eltern oder einzelnen Elternteilen wird dabei nicht der in
Streit stehende Teilbereich der elterlichen Sorge (héufig die Gesundheitssorge) entzogen, sondern neben
die Eltern tritt mit einem Mitspracherecht fir einen befristeten Zeitraum die Erg@nzungspflegerin
oder -pfleger, um mit den Eltern Losungen in den streitigen Details des Sorgerechtsbereichs
abzusprechen, notfalls aber auch zwischen den Eltern zu entscheiden.

V. Der Verfahrensbeistand als Interessenvertreter des Kindes:

V.1. Rolle des Verfahrensbeistands im familiengerichtlichen Verfahren:

Der Verfahrensbeistand wird erst im laufenden familiengerichtlichen Sorgerechts- oder Umgangsregelungs-
verfahren durch das Familiengericht bestellt. Seine Rolle im Verfahren lasst sich wie folgt zusammenfassen:

e Der Verfahrensbeistand ersetzt seit dem 1. September 2009 (Inkrafitreten des FamFG) im
familiengerichtlichen Verfahren die bisherige Verfahrenspflegerin oder dem -pfleger. Er hat die Aufgabe, in
kindschaftsrechtlichen Verfahren die Interessen Minderjahriger zu vertreten, kann hier Antrége stellen,
Rechtsmittel einlegen und an den Anhdrungen teilnehmen. Der Verfahrensbeistand wird vielfach auch als
,Kinder- und Jugendanwaltin oder -anwalt‘ oder ,Anwaltin/Anwalt des Kindes* bezeichnet. Durch be-
griindeten Beschluss sollte das Familiengericht den Verfahrensbeistand gerade in Verfahren hochstrittiger
Eltern von vornherein mit dem erweiterten Aufgabenkreis des § 158 Abs. 4 S. 3 u. 4 FamFG beauftragen,
nicht nur das Interesse des Kindes festzustellen und mitzuteilen, sondern zudem Gesprache mit den Eltern
und auch Gesprache mit weiteren Bezugspersonen des Kindes filhren, um so am Zustandekommen einer
dem Kindeswohl dienlichen (mdglichst einvernehmlichen) Regelung der elterlichen Sorge und der Betreuung
des Kindes mitzuwirken.

o  Der Verfahrensbeistand muss den Willen des Kindes ermitteln sowie Befinden und Verhalten des Kindes
getrennter, hochstrittiger Eltern sehr gut beobachten und adaquat bewerten kénnen. Er hat die ,Interessen
des Kindes* zu vertreten. Dieser Begriff bedarf der praktischen Auslegung im Einzelfall. Kinder aus
Ursprungsfamilien mit zusammenlebenden leiblichen Eltern haben vor allem das Privileg, mit beiden Eltern
eine Beziehung auch im Alltag erleben und pflegen zu kénnen. Ein Kind getrenntlebender, hochstrittiger Eltern
sollte gegenliber einem Kind aus einer Familie mit beiden leiblichen Eltern durch ein Verfahren keine Nachteile
erfahren dlrfen, die vermeidbar sind.

Der unmittelbare Kontakt zu beiden leiblichen Eltern ist fiir die Sozialisation und Selbstfindung eines Kindes
von grofler Bedeutung und sollte daher in aller Regel auch Trennungskindern ermdglicht werden, um sie
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nachhaltig vor Benachteiligung zu schitzen. Von hochstrittigen Eltern sind zwar massivere
Induzierungsversuche gegentber ihren Kindern zu erwarten als in unauffalligen Familien, aber diesen kdnnen
sich Kinder i. d. R. langfristig zur Wehr setzen, solange sie mit beiden Eltern regelmafigen Kontakt pflegen
kénnen, weil sie das induzierte Fremdbild mit eigenen Erfahrungen abgleichen kdnnen. Beim Verlust von
Vater oder Mutter stehen ihnen aber regelmafig keine Kompensationsmoglichkeiten zur Verfugung, die ihnen
eine gesunde Entwicklung ermdglichen.

a) Beschrénkt sich die gerichtliche Beauftragung auf den ,kleinen* Aufgabenkreis des § 158 Abs. 4 S. 1 u. 2
FamFG, hat der Verfahrensbeistand lediglich den Willen des Kindes zu ermitteln und dem Gericht — ggf. mit einer
fachlichen Bewertung — mitzuteilen sowie dem Kind in altersentsprechender Weise seine Rolle im Verfahren zu
vermitteln. Dabei ist zu differenzieren:

e  Bei Kindern im Alter von 0 bis 2 Jahren kann nur der mutmafliche Wille des Kindes ermittelt und dem
Familiengericht mitgeteilt werden. Hierzu bedarf es — auch ohne die Beauftragung mit dem erweiterten
Aufgabenkreis — fachlich fundierter Gesprache des Verfahrensbeistands mit den hochstrittigen Eltern, jedoch
beschrankt auf das Ziel, hieraus den mutmaRlichen Willen des Kindes abzuleiten.

e  BeiKindernim Alter von ca. 3 bis 13 Jahren ist erste Aufgabe des Verfahrensbeistandes, dessen geduflerten
Willen in Bezug auf die zu entscheidende Sorgerechts- oder Umgangsfrage zu ermitteln und diesem Willen
zunachst ungefiltert Gehor im familiengerichtlichen Verfahren zu verschaffen. Dabei ist der geduRerte Wille
von noch kleinen Kindern deutlich umfassender fachlich zu bewerten als der —in der Regel zu akzeptierende
— Wille eines schon deutlich alteren Kindes.

o  Wird der Verfahrensbeistand flir einen Jugendlichen ab 14 Jahren bestellt, hat er dessen geduferten Willen
zu erforschen und diesem grundsétzlich ohne fachliche Bewertung Gehér zu verschaffen. Eine fachliche
Bewertung ist hier nur noch dann geboten, wenn aufgrund der Hochstrittigkeit gewichtige Anhaltspunkte daftir
bestehen, dass die Umsetzung des geduBerten Willens des Jugendlichen dessen Wohl voraussichtlich
gefahrden wirde.

Die Willensauflerung ist sowohl vom Alter als auch vom geistig-seelischen Entwicklungsstand des Kindes
abhangig. Bei naherer Betrachtung des Kindeswillens sollten daher folgende Kriterien berlcksichtigt werden:

e Reifegrad des Kindes:

* In welchem Stadium der Fahigkeit zur Willensbildung befindet sich das Kind?

+ Ist das Kind imstande, die Folgen seiner Entscheidung zu tiberblicken und zu wollen?

+ Wie ist sein Wille begriindet?

+ Akzeptiert das Kind, dass auch Vater und Mutter etwas wollen dirfen, dass also der eigene Wille vielleicht
konkurriert mit dem der Eltern?

* Ist der gedulerte Wille durch den einen oder anderen Elternteil induziert?

* (Anzeichen konnen ein auffallig erwachsenes Vokabular und ein fir sein Alter untypisches
Sprachverhalten des Kindes sein.)
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e Merkmale des Willens bzw. seiner AuRerung:
Ist der Wille bzw. seine AuRerung in beachtlichem MaRe

Zielorientiert (handlungsleitende Ausrichtung auf erstrebte Zustande, ferner Vorstellungen dariber, wie
etwas erreicht werden kann, und die Bereitschaft, sich entsprechend zu verhalten)

intensiv, also nachdriicklich und entschieden (was sich am Beharrungsvermdgen bei Hindernissen und
Widerstanden zeigt)

stabil (Beibehaltung von Willenstendenzen Uber eine angemessene zeitliche Dauer gegentber
verschiedenen Personen und unter verschiedenen Umstanden. Die Wahrscheinlichkeit fiir Stabilitat steigt
mit der Intensitat.)

autonom (Wille als Ausdruck eines hochstpersonlichen, selbst initiierten Wollens)

o  Verbindlichkeit des kindlichen Willens/Bewertung des kindlichen Willens:

Sind fur das Kind schadliche Folgen absehbar, wenn man seinem Willen folgt?
Konkurriert der Wille des Kindes mit dem seines Vaters oder seiner Mutter?

b) Erteilt das Familiengericht dem Verfahrensbeistand entsprechend der Empfehlung der Warendorfer Praxis den
erweiterten Aufgabenkreis des § 158 Abs. 4 S. 3 u. 4 FamFG, hat dieser erganzend die Aufgabe, Gesprache mit
den Eltern und weiteren Bezugspersonen des Kindes zu fihren sowie am Zustandekommen einer
einvernehmlichen Regelung Uber den Verfahrensgegenstand mitzuwirken. Das Familiengericht hat Art und Umfang
der Beauftragung konkret festzulegen und die Beauftragung zu begriinden.

e Im Falle des erweiterten Aufgabenkreises besteht die Anforderung an den Verfahrensbeistand auch in der
Kommunikation mit den Eltern des Kindes. Dabei sollte er im Falle entsprechender Anhaltspunkte abklaren,

ob finanzielle Motive oder psycho-pathologische Hintergriinde auf Seiten der Eltern zu beachten sind und
wie aktuell und virulent sie sind,

ob ein Elternteil (oder beide) das gemeinsame Kind fir eigene Bedurfnisse instrumentalisiert,

ob sexuelle, korperliche oder seelische Misshandlungen vorgekommen sind oder - womdéglich grundlos -
behauptet werden.

e Seine diesbezlglichen Erkenntnisse hat der Verfahrensbeistand dem Gericht vorzutragen und zu
beriicksichtigen in seiner zusammenfassenden Bewertung dessen, was nun ,im besten Interesse des Kindes*
geschehen sollte. Explorations- und Abwégungsprozesse des Verfahrensbeistands erfordern insofern gerade
im Verfahren hochstrittiger Eltern ein hohes MaB an fachlichen Grundkenntnissen zu juristischen,
sozialpadagogischen, medizinischen und kinderpsychologischen Fragestellungen und Inhalten.
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V.2. Bediirfnisse des Kindes im Fokus des Verfahrensbeistandes:

Insbesondere in hochstrittigen Verfahren darf der Verfahrensbeistand sich vom mdglicherweise sehr heftigen Streit
der Eltern nicht beeinflussen lassen. Er muss die Bedirfnisse des Kindes in seinem Fokus behalten, dafir jedoch
auch die elterlichen Verhaltensweisen erkennen und bewerten, die sich auf das Verhalten des Kindes auswirken.

a) Wichtige Fragestellungen sind insoweit:

o Was ist nach der Trennung in Bezug auf die Kinder bereits geklart worden?
*+ Betreuung und Versorgung der Kinder;
* Beziehung zum weiteren sozialen Umfeld;
+ Auflésung der Paarebene, Definition einer veranderten Elternebene.
¢ Wie kdnnen die Trennungsfolgen darliberhinausgehend fiir die Kinder geregelt werden?
+  Gespréche der Eltern miteinander, ggf. unter Einbeziehung von Beratern;
« Zusammenarbeit des Verfahrensbeistandes mit der Hilfe eines Beratungstragers oder einer Mediatorin,
eines Mediators (vermittelt durch das Familiengericht gem.§ 156 Abs. 1 S. 3-5 FamFG).

e Sind die Eltern fiir rationale Einsichten erreichbar, z. B. dass elterlicher Streit, in den das Kind
hineingezogen oder gar bewusst instrumentalisiert wird, i.d.R. eine bedrohliche Belastung fiir das Kind
darstellt?

e Sind die Eltern Giber die Folgen eines Loyalitatskonflikts und einer Eltern- Kind-Entfremdung fiir die weitere
Entwicklung ihres Kindes aufgeklart?

b) Bei hochkonflikthaften Trennungen bedlirfen das Kind und die Eltern i. d. R. der abgestimmten fachlichen Hilfe
insbesondere durch eine Kombination von fachlicher Beratung (mit dem Fokus auf der Elternarbeit, s. 0.) und der
auf das Kind konzentrierten Arbeit des Verfahrensbeistandes. Hier kann im Einzelfall ein gemeinsames Gespréach
der Beraterin oder dem Berater und des Verfahrensbeistandes mit den Eltern sinnvoll sein. Im Hinblick auf die
Bedeutung, die grundsatzlich jedem der beiden Elternteile fiir eine gesunde Entwicklung ihres Kindes zukommt
und eingefordert werden sollte, kénnen hierbei folgende Fragen relevant sein:

¢ Welche angemessene Betreuungsform kommt in dem jeweiligen Fall in Frage?

o Welche elterlichen Kompetenzen kdnnen seitens der Mutter, welche seitens des Vaters abgerufen bzw.
eingebracht werden?

o Welche potentiellen Beitrdge des Vaters, welche der Mutter zu ,Pflege und Erziehung“ dirfen nicht aufs
Spiel gesetzt werden?

« Gilt Ahnliches fiir Ressourcen im erweiterten Familienkreis?
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V.3. Zusammengefasst sind Losungsanséatze mit Hilfe der ,Warendorfer Praxis*:

Friihe Intervention bei sich anbahnender Hochstrittigkeit;

Vernetzung des Verfahrensbeistandes mit den weiteren beteiligten Professionen;

Professionelles Beratungs- und Unterstiitzungsangebot fir Eltern und Kinder;

Unterstlitzung der Eltern, zugunsten ihres Kindes eigenverantwortlich Lésungen anzustreben, zu erarbeiten
und umzusetzen.

VI. Sachverstiandigenqutachten:

VI.1. Alilgemeine Empfehlungen:

Die ,Warendorfer Praxis* empfiehlt, dass sich das Familiengericht, die 6ffentlichen und freien Jugendhilfetrager
sowie die Sachverstdndigen an die von der mit Praktikerinnen und Praktiker aus Justiz und
Sachverstandigenwesen besetzten ,Arbeitsgruppe  Familienrechtliche Gutachten 2015“  entwickelten
,Mindestanforderungen an die Qualitat von Sachverstandigengutachten im Kindschaftsrecht® halten sollten. In eine
ahnliche Richtung gehen auch die Empfehlungen einer Arbeitsgruppe von Richterinnen und Richter der
Familiensenate des OLG Celle zum Thema ,Inhaltliche Anforderungen an Sachverstandigengutachten in
Kindschaftssachen®, Stand 01.08.2015 (FamRZ 2015, 1675 ff.). Die Empfehlungen bieten jeder an Fortbildung und
fachlich guter Arbeit im Einzelfall interessierten Praktikerinnen und Praktiker — Familienrichterinnen und -richter,
Sachverstandigen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe, Verfahrensbeistanden,
Rechtsanwaltinnen und -anwalte, Vormlndern, gesetzlichen Pflegerinnen, Pfleger und Pflegestellen — einen gut
handhabbaren Leitfaden, um im jeweiligen Einzelfall mit weniger Fehleranfalligkeit als bisher oft zu beobachten an
der Beauftragung, Erstellung und Auswertung von Sachverstandigengutachten in Kindschaftsverfahren
mitzuwirken.

VI.2. Im Einzelnen erscheinen folgende Gesichtspunkte als bedeutsam:

a) Das Sachverstandigengutachten sollte nicht — wie aktuell nicht selten zu beobachten - in einer zunehmend
groBen Zahl der Kindschaftsverfahren als ,Allheilmittel* angesehen werden, das dem Jugendamt und dem
Familiengericht praktisch die Entscheidung abnimmt. In ,normalen Sorgerechtsstreitigkeiten nach § 1671
BGB und in Umgangsregelungsverfahren zwischen leiblichen Eltern ohne den Verdacht einer
Kindeswohlgefahrdung bedarf es in aller Regel nicht der Einholung eines Sachverstandigengutachtens.
Vielmehr ist das gerichtlich eingeholte Sachverstéandigengutachten die ,ultimaratio®, wenn qualifizierte
schriftliche und mindliche, mitunter ihrerseits bereits gutachterliche Qualitat erreichende Stellungnahmen der
beteiligten Fachleute fir den zur Entscheidungsreife notwendigen Erkenntnisgewinn nicht ausreichen. Ist trotz
dieses Grundsatzes gleichwohl im Einzelfall ein Sachverstandigengutachten erforderlich — etwa, weil es um
schwerwiegende Eingriffe wie die Entziehung der elterlichen Sorge nach den §§ 1666, 1666a BGB oder die
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Anordnung eines Umgangsausschlusses nach § 1684 Abs. 4 BGB geht -, bleibt es ureigene Aufgabe der
Familienrichterin oder des -richters, dessen Inhalt und Ergebnis umfassend auf formelle und inhaltliche
Uberzeugungskraft zu Gberprifen und sich in einer abschlieBenden miindlichen Anhdrung unter kritischer
Wirdigung eine eigene Meinung zu bilden.

Bei der Beauftragung der familienpsychologischen Sachverstandigen sind klare, an den Tatbestanden und
unterschiedlichen MaRstaben der §§ 1626a, 1632 Abs. 4, 1666, 1666a, 1671 und 1684 BGB orientierte
Beweisfragen zu stellen. Steht eine Sorgerechtsentziehung verbunden mit einer Trennung des Kindes von
seinen Eltern im Raum, verbietet sich z. B. die pauschale Fragestellung, welche Sorgerechtsregelung dem
Kindeswohl am besten entspreche; beantwortet die Sachverstandige oder der Sachverstandiger nur diese
Frage, wird die Antwort nicht dem strengen Eingriffsmafistab der §§ 1666, 1666a BGB gerecht. Es muss
ebenso eindeutig aus dem Beweisbeschluss hervorgehen, wenn die Sachverstédndige oder der
Sachverstandiger ausnahmsweise mit der Erstellung eines Iésungsorientierten Sachverstandigengutachtens
nach § 163 Abs. 2 FamFG beauftragt wird. Ist dies — im Regelfall — nicht der Fall, ist die Gutachterin oder der
Gutachter umgekehrt nicht berechtigt, die Begutachtung mit dem Ziel des Findens eines Einvernehmens und
Vermeidens einer klaren Empfehlung zu verzégern, sondern er hat zligig und ergebnisorientiert die zur
Beantwortung der Beweisfrage(n) notwendigen Erhebungen in die Wege zu leiten.

Das Familiengericht darf nur fiir die jeweilige Fragestellung formell qualifizierte Sachverstandige beauftragen
(§ 163 Abs. 1 FamFG), und zwar nicht ein Institut, sondern die Sachverstandige in Person. Fir ein
familienpsychologisches Sachverstandigengutachten ist eine — idealerweise in einem mit forensischen
Fragen erfahrenen, Fortbildungen anbietenden Berufsverband organisierter — Diplom- Psychologin und
Psychologe oder Master der Psychologie zu beauftragen. Steht bzgl. des Kindes und/oder der Eltern (auch
Pflegeeltern) aufgrund konkreter Tatsachen indes auch die Frage im Raum, ob diese an einer psychischen
Erkrankung oder Stérung leiden, ist die Psychologin oder der Psychologe fiir die Beantwortung explizit
klinischer Fragestellungen nur im Falle einer abgeschlossenen psychotherapeutischen Zusatzausbildung
hinreichend qualifiziert. Ansonsten bedarf es — ggf. neben dem familienpsychologischen Gutachten zu dem
Gesamtgeflige der Bezugspersonen und des Kindes — bzgl. der betroffenen Personen der Beauftragung einer
Fachérztin oder eines Facharztes fir (Kinder- und Jugend-)Psychiatrie mit der Erstellung eines
fachpsychiatrischen Sachverstandigengutachtens einschlieflich psychiatrischer Diagnostik.

Das Familiengericht und die am Kindschaftsverfahren beteiligten Fachleute haben gleichermalien darauf zu
achten, dass Sachverstandigen sofort mit der Beauftragung eine angemessene Frist fiir die Erstellung ihres
schriftlichen Gutachtens gesetzt wird. Eine angemessen kurze — und gleichzeitig ausreichend lange — Frist
sowie deren zuverldssige Einhaltung durch die Gutachterin oder dem Gutachter kdnnen insbesondere
dadurch gewahrleistet werden, dass sich die Familienrichterin oder der Familienrichter bereits im Vorfeld der
ersten  Verhandlung einer nach dem Ergebnis der Vorbereitung voraussichtlich ein
Sachverstandigengutachten erfordernden Kindschaftssache bei mdglichen Sachverstandigen nach deren
zeitlichen Mdglichkeiten erkundigt und die Frage der Person der Sachverstandigen sowie der Fristsetzung
mit den Beteiligten am Ende des ersten Verhandlungstermins erértert.

Ein familienpsychologisches wie auch ein fachpsychiatrisches Sachverstandigengutachten setzen in der
Regel voraus, dass die Gutachterin oder der Gutachter nach der Wiedergabe der familiengerichtlichen
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Fragestellung eine Ubertragung in die aus der eigenen fachlichen Perspektive hierfiir maRgeblichen Fragen
vornimmt. Dies gilt insbesondere fur die unbestimmten, gesetzlich nirgendwo ausdricklich definierten Begriffe
des ,Kindeswohls* und der ,Kindeswohlgefahrdung®, die der dezentralen Interpretation nach der jeweiligen
eigenen fachlichen Perspektive unterliegen (fir die Jugendhilfe in § 1 SGB VIII angelegt, fur die
Familiengerichte als Grundprinzip in § 1697a BGB verankert, aber nicht definiert, flr
Psychologinnen/Psychologen und Psychiaterinnen/Psychiater mit jeweils eigenen MaRstaben besetzt). Nur
die ausdrtckliche Offenlegung der jeweiligen fachlichen Deutung des Kindeswohlbegriffs und des MafRstabes
fur dessen Gefahrdung vermeidet zuverlassig mitunter ergebnisrelevante Missverstandnisse im Einzelfall.

f)  Valide familienpsychologische Sachverstandigengutachten diirften jedenfalls bzgl. der Kindeseltern und der
(nicht mehr ganz kleinen) Kinder regelmafig jeweils mehrere ausfiihrliche Explorationsgesprache
voraussetzen, bei Eltern insbesondere sowohl vor als auch nach einem begleiteten Interaktionskontakt mit
dem Kind. Die inhaltliche Darstellung und Wiedergabe der psychologischen oder fachpsychiatrischen
Erhebungen sollte idealerweise von der anschliefenden fachlichen Interpretation getrennt erfolgen, bevor
das Gutachten mit einer klaren und ausdricklichen Beantwortung der gerichtlichen Fragestellungen endet.

g) Die Familienrichterin oder der —richter hat nach dem Eingang des Sachverstandigengutachtens nicht nur die
Aufgabe des Hinwirkens auf eine nunmehr zeitnahe verfahrensabschliefende Vereinbarung oder
instanzbeendende Entscheidung sowie der eigenen kritischen Uberpriifung der formellen und inhaltlichen
Uberzeugungskraft des Gutachtens. Zudem hat sie den Beteiligten in angemessenem Umfang rechtliches
Gehor zu dem Inhalt und dem Ergebnis des Gutachtens zu gewéhren (§ 30 Abs. 4 FamFG). In der Regel
erscheint nicht nur im Falle von Einwendungen der Beteiligten, sondern von Amts wegen gemaR § 26 FamFG
die Ladung der Sachverstandigen zur erganzenden Anhérung in der abschliefenden mindlichen
Verhandlung als angezeigt.

h)  Auch valide Stellungnahmen der verfahrensbeteiligten Fachleute (Jugendamt, Verfahrensbeistand, freie
Tréager,  Vormund,  Pflegerin/Pfleger) und  qualifizierte, ~ fachlich  einwandfrei  erstellte
Sachverstandigengutachten entbinden das Familiengericht schlieflich in aller Regel nicht von dem
Erfordernis, Kinder ab einem Alter von etwa drei Jahren in kindgerechter Art und Weise — die idealerweise im
Rahmen einer Fortbildung mit psychologischem oder padagogischem Schwerpunkt geschult worden ist —
richterlich anzuhdren.

Zusammenfassung:

Beachten die in Verfahren hochstrittiger Eltern involvierten Fachkréfte die in diesem Leitfaden unter Ziffer II. bis VI.
fir ihre jeweilige Profession entwickelten Empfehlungen und wissen zudem in der Kooperation um die Ubrigen
Leitfaden der ,Warendorfer Praxis“ (Umsetzung bei Hauslicher Gewalt, Begleiteter Umgang, Kind im Blick),
erscheint vorgerichtlich und im Gerichtsverfahren gelingender Kinderschutz als auf hohem Niveau umsetzbar.
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Leitfaden
Handhabung der Paritatischen
Doppelresidenz ,,Wechselmodell*
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A. Gesetzliche Ausgangssituation zur Betreuung von Kindern

In der Realitat haben sich mittlerweile viele verschiedene Modelle zur Betreuung von Kindern entwickelt. Neben
dem Residenzmodell gibt es das Nestmodell (die Eltern losen sich in festen Rhythmen in der Betreuung des in
einer Wohnung verbleibenden Kindes ab), den erweiterten Umgang und das Modell der paritatischen Doppelresi-
denz (sog. Wechselmodell).

Sind die Eltern sich einig, sind sie in der Wahl und Gestaltung der Verteilung der Betreuung ihrer Kinder vollkom-
men frei.

Gelingt es ihnen dagegen nicht, eine einvernehmliche Lésung zu finden oder wiinschen sie eine rechtlich abgesi-
cherte Einigung ihrer Betreuungsform, fiihrt der Blick in das Gesetz zu einer Erniichterung.

Fur die vielseitigen Gestaltungsmdglichkeiten der Regelung von Betreuung und Versorgung von Kindern sieht das
Gesetz keine Regelungen, die Orientierung bieten, vor. Suchen Eltern fiir die wesentlichen Fragen nach einer
Trennung im Gesetz Orientierung zu den Fragen, welche Bedingungen fiir welche Art der Betreuung erflillt sein
sollten, werden sie nicht fiindig. Selbst dann, wenn Eltern in der Lage sind, sich (iber andere Betreuungsformen
als das Residenzmodell in eigener Verantwortung einig zu werden, werden sie mit wichtigen Fragestellungen, die
sich daran anschlielen, allein gelassen. So ist im Gesetz ungeregelt, welche finanziellen Folgen bestimmte Be-
treuungsmodelle nach sich ziehen.

Aber nicht nur die Eltern, sondern auch die Jugendamter, freien Trager, Verfahrensbeistande, Sachverstandigen,
Rechtsanwaltinnen/-anwalte und Richterinnen/Richter suchen vergeblich nach gesetzlicher Orientierung, wenn El-
tern von dem Gesetz zu Grunde liegenden Familienbild abweichen.

Diese ungeregelte gesetzliche Situation bietet flir Familien, die dringend Orientierung benétigen und deren Le-
benssituation ohnehin fragil ist, zusatzlichen Konfliktstoff.

Der gesetzlichen Regelung liegt das Residenzmodell zu Grunde, d. h., der Gesetzgeber geht davon aus, dass ein
Elternteil die Kinderbetreuung tibernimmt und der andere die finanziellen Mittel zur Verflgung stellt. Dies gilt sowohl
fur die intakte Familie (§ 1360 S. 2 BGB), als auch fur die in Trennung befindliche Familie (§ 1606 Abs. 3 S. 2
BGB).

Entspricht die Familie dem vom Gesetz vorgesehenen Residenzmodell, kann das Gericht nach § 1684 Abs. 3 S. 1
BGB eine Umgangsregelung treffen. Die Verteilung der elterlichen Sorge ist tiber §§ 1671, 1626 a Abs. 2 BGB
vorzunehmen. Dem entspricht in unterhaltsrechtlicher Hinsicht § 1606 Abs. 3 S. 2 BGB: Ein Elternteil betreut, der
andere zahlt.

Uber § 1684 Abs. 3 S. 1 BGB sieht das Gesetz auch die Mdglichkeit eines erweiterten Umgangs vor. Problematisch
istim Falle eines erweiterten Umgangs die unterhaltsrechtliche Situation. Auch hier gilt grundséatzlich

§ 1606 Abs. 3 S. 2 BGB, also: Der Uiberwiegend betreuende Elternteil erhalt das Kindergeld und Bar-Kindesunter-
halt vom anderen Elternteil. Im Einzelfall konnen Ungerechtigkeiten auftreten und diese Konsequenz bietet Kon-
fliktpotenzial.

Ganz schwierig wird die Situation dann, wenn von beiden Elternteilen oder von einem Elternteil (unter Umstanden
gegen den Willen des anderen Elternteils) ein Wechselmodell gewiinscht wird. Diese Lebenswirklichkeit ist im
Gesetz weder in kindschaftsrechtlicher noch in unterhaltsrechtlicher Hinsicht abgebildet.
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B. Definition der paritatischen Doppelresidenz (,,Wechselmodell*)

Das Wechselmodell (oder: ,paritatische Doppelresidenz” bzw. ,paritatische Betreuung®) ist in Abgrenzung zum
Residenzmodell zu sehen. Es gibt nicht einen ,Betreuungselternteil* und einen ,Umgangselternteil“, sondern
beide Eltern wechseln sich in der Betreuung periodisch (tage-, wochen- oder monatsweise) ab. Indiziell kann ab
einem Verhéltnis von drei zu vier Ubernachtungen in der Woche bzw. bei langeren Wechselperioden ab einem
Zeitanteil eines Elternteils von 40-45 % von einem Wechselmodell gesprochen werden (anders im Unterhaltsrecht,
wo der BGH nur bei zumindest annahernd paritatischem Verhaltnis von mindestens 45 % vom Wechselmodell
spricht). Im Kern geht es um die tatsachliche Verantwortungsiibernahme beider Elternteile.

Verbleibt es hingegen bei der Aufteilung zwischen einem ,Betreuungselternteil“ und einem ,Umgangselternteil®,
wird in der Fachwelt und der Rechtsprechung von erweitertem Umgang gesprochen, wenn statt des am haufigsten
praktizierten Wochenendumgangs alle zwei Wochen fiir zwei bis zweieinhalb Tage (von Freitagnachmittag oder
Samstagmorgen bis Sonntagabend) nebst ungefahr hélftig geteilten Ferien (je nach Fall rund 15 - 25 % der Ge-
samtbetreuungszeit) ein Umgang geregelt wird, der einem Anteil von rund 30 — 40 % entspricht.

C. Grundhaltung der Warendorfer Praxis

Der Arbeitskreis ,Warendorfer Praxis” fordert, dass das sog. Wechselmodell als gleichwertiges Betreuungsmodell
neben dem Residenzmodell gesetzlich abgebildet werden soll. Es sollen also vor allem die Regelungen des BGB
dahingehend reformiert und zukiinftig praktisch angewandt werden, dass das bisherige Residenzmodell und die
paritatische Doppelresidenz als gleichwertige gesetzliche Alternativen mit unterschiedlichen Voraussetzungen aus-
gestaltet werden und das Familiengericht im Einzelfall priifen kann, ob die Voraussetzungen des einen oder ande-
ren Modells dem Kindeswohl besser gerecht werden. Dabei soll fiir getrennt lebende Eltern die Méglichkeit ge-
schaffen werden, dass sie einen gerichtlich gebilligten Vergleich nicht nur wie bisher zur Regelung des Umgangs-
rechts des nicht betreuenden Elternteils mit dem Kind, sondern auch zur Regelung der gemeinschaftlichen, voll-
sténdig oder in etwa paritatisch aufgeteilten Betreuung des Kindes abschlieBen kdnnen. § 156 Abs. 2 FamFG, der
bislang nur den Umgang mit dem Kind und dessen Herausgabe erfasst, soll dementsprechend erweitert werden.
Das gleichwertige Nebeneinander von Residenzmodell und Wechselmodell soll aber auf die in der Warendorfer
Praxis als ,,Regelverfahren® bezeichneten Kindschaftssachen beschrankt werden, d. h. auf Verfahren, in denen
aufergerichtlich das Jugendamt und die freien Trager sowie im Gerichtsverfahren das Familiengericht — dort gem.
§ 156 FamFG - auf ein Einvernehmen der Beteiligten hinwirken sollen. Hat es zwischen den Eltern ein Gewalt-
schutzverfahren nach den §§ 1 ff. GewSchG gegeben oder besteht aus anderen Griinden der Verdacht einer Ge-
fahrdung des Kindeswohls — inshesondere in Fallen hduslicher Gewalt (vgl. Leitfaden der Warendorfer Praxis
zum Sorge- und Umgangsrecht bei hauslicher Gewalt nebst Empfehlungen zum begleiteten Umgang) — stellt das
Wechselmodell jedenfalls auf absehbare Zeit nach der Trennung keine gleichwertige Alternative zu dem Resi-
denzmodell dar.
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D. Voraussetzungen/Rahmenbedingungen fiir das Wechselmodell

Zwischen den an der Warendorfer Praxis beteiligten Professionen besteht Einigkeit, dass aus rechtlicher, padago-
gischer und psychologischer Sicht die im Folgenden aufgelisteten fachlichen Voraussetzungen bzw. Rahmenbe-
dingungen erfillt sein missen bzw. durch fachliche Beratung erreicht werden kdnnen mussen. Dabei geht es im
Kern um eine am Kindeswohl orientierte gemeinsame Elternverantwortung nach einer Trennung, so dass im
jeweiligen Einzelfall die beiderseitigen Grundrechtspositionen der Eltern sowie das Wohl des Kindes und dessen
Individualitat als Grundrechtstrager umfassend miteinander abgewogen werden mssen. Einen wichtigen Anhalts-
punkt fir die Ausgestaltung hierfiir bietet das von den Eltern vor ihrer Trennung mit dem/den Kind/ern im Alltag
gelebte Betreuungsmodell. Ausschlaggebend ist jeweils das Wohl des Kindes.

Das Wechselmodell soll von den Eltern vereinbart bzw. von dem Familiengericht angeordnet werden, wenn die
geteilte Betreuung durch beide Eltern im Vergleich mit anderen Betreuungsmodellen dem Kindeswohl im konkreten
Fall am besten entspricht. Dabei stellt das Wechselmodell gegenlber herkdmmlichen Umgangsmodellen héhere
Anforderungen an die Eltern und das Kind, das bei doppelter Residenz zwischen zwei Haushalten pendelt und
sich auf zwei hauptsachliche Lebensumgebungen ein- bzw. umzustellen hat. Es miissen also Voraussetzungen
sowohl in der Person des Kindes als auch auf Seiten beider Eltern erfilllt sein.

l. Voraussetzungen in der Person des Kindes:

1. Ein klassisches* Wechselmodell mit der abwechselnden Betreuung (ber l&ngere Zeitrdume von einer Woche
oder mehr kommt flir Sduglinge und Kleinkinder bis zu einem Alter von etwa drei Jahren nicht in Betracht. Dies
folgt aus padagogischer und psychologischer Sicht — in Ubereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts - daraus, dass diese Kinder sich in der hochsensiblen intensivsten frihkindlichen Bindungsphase
befinden und beim Aufbau der sicheren Bindungen an beide Elternteile in der Regel besonderer Stabilitat und
Kontinuitat inres Umfeldes bedurfen.

2. Voraussetzung fiir jede Vereinbarung oder gerichtliche Anordnung eines Wechselmodells ist unabhéngig vom
Alter des jeweiligen Kindes, dass dieses uber gleichermaRen tragfahige Bindungen zu beiden Elternteilen
verflgt. In der Regel entspricht es nach der Trennung der Eltern den kindlichen Bedrfnissen, feste und regelma-
Rige Beziehungen zu beiden Eltern zu pflegen, d. h. umfassenden Alltagskontakt mit ihnen zu haben (im Einzelnen
hierzu siehe Leitfaden Kind im Blick).

3. Ab einem Alter des Kindes von rund drei Jahren gewinnt der gedulRerte Kindeswille bei der Frage der Einrich-
tung oder Beibehaltung eines Wechselmodells zunehmend an erheblicher Bedeutung. Der Kindeswille stellt zwar
nur einen von mehreren Gesichtspunkten bei der Ermittlung des Kindeswohls dar. Es muss aber stets die Vertrag-
lichkeit der vom Kind gewtinschten Losung mit seinem Wohl geprtft werden. Dabei hat ein nachdrtcklicher und
bestandig gedulRerter Kindeswille in der Regel ein hdheres Gewicht als ein schwankender, unentschlossener Wille.
Mit zunehmendem Alter und Einsichtsfahigkeit des Kindes gewinnt der geduferte Kindeswille maRgeblich an Be-
deutung. Mindestanforderung an den Kindeswillen ist allerdings die von den Fachleuten zu prifende Autonomie
des Willens.
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4. Ein Wechselmodell muss einerseits fiir die Stabilitat eines Kindes im Kleinkindalter einen sicher und verlass-
lich geregelten prazisen Betreuungsrahmen vorgeben, andererseits aber auch flexibel auf die sich mit zu-
nehmendem Alter dndernden Bediirfnisse des jeweiligen Kindes reagieren kénnen. Daflir kommen altersab-
hangig verschiedene Modelle in Betracht. Bei Sduglingen und Kleinkindern bis etwa zu einem Alter von drei Jahren
kommt — wenn Uberhaupt - ein zeitlich eng getakteter Betreuungswechsel unterhalb der Woche zwischen den
Elternteilen oder ein ,Nestmodell* (das Kind lebt in einer Wohnung und wird dort von den Eltern abwechselnd
betreut) in Betracht. Mit zunehmendem Alter des Kindes und je nach Einzelfall kann das Wechselmodell zwischen
dem jeweiligen Betreuungswechsel langere Zeitrdume von einer Woche bis zu mehreren Monaten vorsehen.

Il. Voraussetzungen auf Seiten der betreuenden Eltern:

1. Die Fachkrafte miissen sich davon Uberzeugen, dass beide Eltern uneingeschrénkt erziehungsgeeignet sind
bzw. im Falle von Einschrénkungen der Erziehungseignung des einen und/oder anderen Elternteils die erforderli-
chen Fahigkeiten mit 6ffentlichen Jugendhilfemalnahmen verlasslich wiederhergestellt werden kénnen. Zu der von
den Fachkraften der Beratung zu empfehlenden Sorgerechtsrechtslage fiir das Wechselmodell siehe unten E. 1. 3.
b).

2. Zwischen den das Wechselmodell praktizierenden Eltern muss eine hinreichend tragfahige soziale Bezie-
hung und ein MindestmaR an Ubereinstimmung in Bezug auf die Betreuung, Versorgung und Erziehung
des Kindes vorhanden sein. Voraussetzung hierflr ist eine aus fachlicher Sicht bestehende, prognostisch nach-
haltige und belastbare Kommunikations- und Kooperationsbereitschaft und -fahigkeit der Kindeseltern be-
treffend die Belange ihres gemeinsam betreuten Kindes. Dem Kindeswohl entspricht es daher nicht, ein Wechsel-
modell zu dem Zweck anzuordnen, eine Kommunikations- und Kooperationsfahigkeit erst herbeizufiihren. Aller-
dings hindert die — vor allem anfangliche — Ablehnung des Wechselmodells durch einen Elternteil eine solche
Regelung fiir sich genommen nicht. Ist das Verhaltnis der Eltern indes erheblich konfliktbelastet, liegt eine auf ein
paritatisches Wechselmodell gerichtete Vereinbarung oder gerichtliche Anordnung in der Regel nicht im wohlver-
standenen Interesse des Kindes.

Ill. Erforderliche duBere Rahmenbedingungen:

1. Das Wechselmodell setzt eine gewisse raumliche Nahe der Lebensmittelpunkte beider Eltern voraus. Die Wohn-
orte der Eltern mussen es in aller Regel ermdglichen, dass das Kind von beiden Lebensmittelpunkten aus densel-
ben Kindergarten bzw. dieselbe Schule oder sonstige Betreuungsmdglichkeiten besuchen kann. Von beiden El-
ternhausern aus sollten zudem in das Kind jeweils nicht unzumutbar belastender Weise Arztbesuche bei denselben
vertrauten Arzten, die Wahrnehmung der sozialen Kontakte (GroReltern, Verwandte, Freunde etc.) sowie die Aus-
Ubung von Freizeitbeschaftigungen (Sport, Musik etc.) mdglich sein.

2. Beide elterlichen Haushalte missen die raumlichen und hygienischen Voraussetzungen fir die Alltagsbetreuung
des Kindes sicherstellen. Ein eigenes Zimmer des/der Kinder ist in der Regel vorzugswiirdig.

3. Beide Kindeseltern miissen im Falle der jeweiligen Berufstatigkeit die eigene Betreuung und zwischenzeitliche
Fremdbetreuung des Kindes (Kita, OGS etc.) verlasslich sicherstellen kdnnen.
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4. Die Kindeseltern missen in der Lage sein, selbst oder mit fachlicher Hilfe die finanziellen Rahmenbedingungen
des Wechselmodells, insbesondere dessen Auswirkungen auf den Kindergeldbezug sowie die Ausgestaltung des
Kindes- und etwaigen Ehegatten-/Betreuungsunterhalts verlasslich zu regeln.

IV. Im Einzelfall gegen das Wechselmodell sprechende Umstande:

Aus dem Vorstehenden folgt im Umkehrschluss, dass das Wechselmodell in der Regel nicht mit dem Kindes-
wohl vereinbar ist bei

- jungem Alter des Kindes (bis etwa drei Jahre) und

- hohem Konfliktpotential der Eltern unter aktiver Einbeziehung des Kindes.

Anzeichen hierfur sind:

- Eltern kénnen sich nicht auf professionell begleitete Elterngesprache verstandigen,

- Wechselseitige Schriftsatze mit erheblichen Differenzen,

- Streitigkeiten, die den Umgang betreffen (Polizeieinsatz, Gewaltschutzverfahren, hausliche Gewalt),
- Eltern sind sich tiber Betreuungszeiten in der Kita nicht einig,

- ein Elternteil begehrt nachhaltig die Ubertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts.

E. Verfahrensabldaufe bei Beratung, Vereinbarunqg oder Anordnung des Wechselmodells
einschlieBlich der erforderlichen Folgeregelungen

Bei der aulRergerichtlichen oder familiengerichtlichen Beratung, Erdrterung und Implementierung eines Wechsel-
modells sollen die Fachkrafte der Warendorfer Praxis die folgenden Verfahrensablaufe beachten und zudem ge-
meinsam mit den Eltern und bei zunehmendem Alter auch mit dem Kind die erforderlichen Regelungen in den Blick
nehmen.

I. AuBergerichtliches Verfahren der Fachkréfte beim Wechselmodell

1. Anlass/Beginn der Beratung der Eltern:

Das Jugendamt und/oder freie Tréger, insbesondere Beratungsstellen, kdnnen aus zwei unterschiedlichen Per-
spektiven mit der Beratung von Eltern in Bezug auf das Wechselmodell konfrontiert werden.

a) Gemeinsames Aufsuchen der Trennungs- und Scheidungsberatung:

Zum einen suchen sich trennende oder getrennt lebende Eltern das Jugendamt und/oder die Beratungsstelle ge-
meinsam im Rahmen der angebotenen Trennungs- und Scheidungsberatung auf und bitten um Beratung in
Bezug auf die Voraussetzungen fir und die Ausgestaltung eines Wechselmodells fiir sie und ihr/e Kind/er.

b) Bitte eines Elternteils um Betreuungs-/Umgangsberatung:
Zunehmend kommt es jedoch zu der Situation, dass ein einzelner Elternteil sich an das Jugendamt und/oder einen
freien Trager wendet und um Beratung zur Implementierung eines Wechselmodells bittet, dem der andere Elternteil
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bisher ablehnend oder skeptisch gegenibersteht. In diesem Kontext geht es nicht um die klassische Trennungs-
und Scheidungsberatung, sondern um Betreuungs- bzw. Umgangsberatung.

2. Gang und Inhalt der Beratung zum Wechselmodell:

In beiden Fallen informiert der Mitarbeiter des Jugendamtes bzw. des freien Tragers die Eltern bzw. den Elternteil
zunachst umfassend (iber die oben dargelegten rechtlichen, padagogischen und psychologischen Voraussetzun-
gen, die das Wechselmodell in Bezug auf das konkrete Kind, die Eltern und die duBeren Rahmenbedingungen
erfordert. Diese Kriterien sollen offen thematisiert und es soll auch deutlich gemacht werden, wenn aus der Sicht
der Fachkraft Zweifel an der Mdglichkeit der Umsetzung des Wechselmodells bestehen. Erforderlichenfalls kann
in mehreren getrennten Elterngesprachen gepriift werden, ob und welche Ausgestaltung des Wechselmodells im
Einzelfall realistisch in Betracht kommt. Dabei soll die Fachkraft auf einvernehmliche Regelungen zum Sorgerecht,
zur Aufteilung der Betreuungszeiten, zur Informationsweitergabe, zum Bezug des Kindergeldes und zum Unterhalt
hinwirken. Ein zum Kindeswohl funktionierendes, auBergerichtlich implementiertes Wechselmodell setzt in aller
Regel voraus, dass in allen genannten Punkten Einvernehmen zwischen den Eltern zu erzielen ist.

3. Voraussetzungen und Inhalte einer Elternvereinbarung zum Wechselmodell:

a) Mindestens ein gemeinsames Elternberatungsgesprach

Aus Sicht der Fachkrafte der Warendorfer Praxis ist unabdingbare Voraussetzung fiir die aulergerichtliche Imple-
mentierung eines Wechselmodells, dass beide Eltern spatestens nach mehreren getrennten Beratungsgesprachen
die Fahigkeit, Bereitschaft und Offenheit aufweisen, die entscheidenden Details ihrer Betreuungsregelung auf Au-
genhohe in einem oder mehreren gemeinsamen, fachlich begleiteten Elterngesprachen zu regeln. Fehlt es einem
Elternteil trotz entsprechender Unterstiitzung und Beratung nachhaltig an dieser Bereitschaft, kann in aller Regel
nicht von der oben dargelegten erforderlichen Kooperationsbereitschaft und Kommunikationsfahigkeit ausgegan-
gen werden.

b) Regelungen zum Sorgerecht und zur Betreuung des Kindes

Die beratende Fachkraft soll darauf hinwirken, dass Eltern, die ein Wechselmodell fir ihr/e Kind/er vereinbaren
wollen, das gemeinsame Sorgerecht beibehalten oder die Voraussetzungen fiir die gerichtliche Anordnung der
gemeinsamen elterlichen Sorge schaffen. Aus fachlicher Sicht ist die gemeinsame elterliche Sorge in der Regel
Indiz und Voraussetzung fiir ein funktionierendes Wechselmodell.

Neben der eindeutigen Festlegung der Verteilung der elterlichen Sorge setzt eine funktionierende Elternvereinba-
rung zum Wechselmodell prazise Regelungen zur zeitlichen und értlichen Aufteilung der Betreuung des Kindes
bzw. der Kinder voraus. Die Zeiten des jeweiligen Aufenthaltswechsels und der jeweils fiir das Bringen verantwort-
liche Elternteil mussen genau geregelt sein, ebenso die jeweilige Verantwortung fiir den Kita-/Schulbesuch, Arzt-
besuche und Fahrten zu Hobbys und Freunden. Auerdem mussen verldssliche Ausfallregelungen vereinbart wer-
den. Zudem sollten die Eltern mit fachlicher Hilfe regeln, auf welchem Wege sie wichtige Informationen Uber Ter-
mine, Entwicklungen und Ereignisse des Kindes austauschen werden.

c) Regelungen zu den finanziellen Folgen:
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Haufig fragen Eltern bereits im Erstkontakt mit dem Jugendamt und/oder der Beratungsstelle von sich aus nach,
welche finanziellen Auswirkungen die Umsetzung des Wechselmodells hat. Ansonsten ist es Aufgabe der beraten-
den Fachkraft, von sich aus auch diesen Aspekt in den Beratungskontext einzufiinren. Die folgenden Gesichts-
punkte sollten im Zusammenhang mit der Kl&rung des Sorgerechts, der Betreuung/des Umgangs und der Infor-
mierung des anderen Elternteils mit geklart werden.

aa) Finanzierung von zwei Haushalten

Das Wechselmodell setzt voraus, dass die Eltern stabil in der Lage sind, die Warmwohnkosten fiir zwei Haushalte
zu finanzieren. Anders als bei einer reinen Umgangsregelung muss es sich um zwei Wohnungen handeln, die
jeweils so ausgestaltet sind, dass sie nicht nur fiir die Dauer von zwei oder drei Ubernachtungen, sondern fiir
langere Perioden des Alltagslebens ein kindeswohlgerechtes Zusammenleben des jeweiligen Elternteils mit
dem/den Kind/ern ermdglichen. Die Umsetzung des Wechselmodells kostet beide Eltern in der Summe mehr als
das reine Residenzmodell und darf nicht zu einer Verschuldung filhren, die sich mittelbar belastend auf das Kind/die
Kinder auswirken kann. Jedenfalls geklart werden muss, unter welcher Anschrift das Kind gemeldet wird.

bb) Bezug des Kindergeldes

Nach der derzeitigen Gesetzeslage kann jeweils nur ein Elternteil das Kindergeld fur das jeweilige Kind beanspru-
chen; der anteilige Bezug des Kindergeldes fir ein Kind durch beide Eltern kommt nicht in Betracht. Bei einem
Kind empfiehlt es sich in der Regel, dass derjenige Elternteil das Kindergeld weiterhin bezieht, der es auch zu
Zeiten des Zusammenlebens bzw. vor dem Ende der Partnerschaft bezogen hat. Bei mehreren gemeinsamen
Kindern kann auch vereinbart werden, dass die Eltern den Kindergeldbezug bzgl. der verschiedenen Kinder unter-
einander verteilen. Ohnehin wird die anteilige Kindergeldberechtigung beider Eltern auch beim Wechselmodell tiber
den Kindesunterhalt gewahrleistet.

cc) Ermittlung des Unterhalts:

Entgegen nicht selten anzutreffender Einschatzung der betroffenen Eltern beim Aufsuchen des Jugendamtes oder
der Beratungsstelle kommt auch bei der Praktizierung des Wechselmodells regelméRig die Zahlung von Kindes-
unterhalt und Ehegatten-/Partnerunterhalt in Betracht.

(1) Kindesunterhalt

Sobald Eltern nicht ein klassisches Residenzmodell praktizieren, bei dem die Gesetzeslage eindeutig ist — der eine
Elternteil zahlt Kindesunterhalt nach der Disseldorfer Tabelle, der andere erfiillt seine Kindesunterhaltspflicht
durch die Betreuung des Kindes (§ 1606 Abs. 3 S. 2 BGB) -, kommt es zu Besonderheiten beim Kindesunterhalt.

(a) Ubt der umgangsberechtigte Elternteil einen erweiterten Umgang aus, der {iber das {bliche MaR hinausgeht,
entstehen ihm zusatzliche Kosten. Nimmt der barunterhaltspflichtige Elternteil ein weit Uber das ubliche Maf hin-
ausgehendes Umgangsrecht wahr, konnen die in diesem Zusammenhang getatigten auBergewdhnlich hohen
Aufwendungen, die als reiner Mehraufwand flir die Austibung des erweiterten Umgangsrechts dem Anspruch des
Kindes auf Zahlung von Unterhalt nicht als bedarfsdeckend entgegengehalten werden kénnen (vor allem Fahrt-
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und Unterbringungskosten), zum Anlass daflir genommen werden, den Barunterhaltsbedarf des Kindes unter Her-
abstufung um eine oder mehrere Einkommensgruppen der Diisseldorfer Tabelle zu bestimmen.

Der auf diesem Weg nach den Tabellensatzen der Disseldorfer Tabelle ermittelte Unterhaltsbedarf kann (wei-
tergehend) gemindert sein, wenn der barunterhaltspflichtige Elternteil dem Kind im Zuge seines erweiterten Um-
gangsrechts Leistungen erbringt, mit denen er den Unterhaltsbedarf des Kindes auf andere Weise als durch Zah-
lung einer Geldrente teilweise deckt.

(b) Vereinbaren die Eltern hingegen ein echtes Wechselmodell, ist der Kindesunterhalt nach der aktuellen
hochstrichterlichen Rechtsprechung abweichend zu berechnen:

1. Im Fall des Wechselmodells haben grundsétzlich beide Elternteile fur den Barunterhalt des Kindes einzustehen.
Der Unterhaltsbedarf bemisst sich nach dem beiderseitigen Einkommen der Eltern und umfasst auRerdem die
infolge des Wechselmodells entstehenden Mehrkosten.

2. Der dem Kind von einem Elternteil wahrend dessen Betreuungszeiten im Wechselmodell geleistete Naturalun-
terhalt flhrt nicht dazu, dass ein Barunterhaltsanspruch nicht geltend gemacht werden kann. Der geleistete Natu-
ralunterhalt ist vielmehr nur als (teilweise) Erflillung des Unterhaltsanspruchs zu ber(cksichtigen.

3. Der Unterhaltsanspruch kann in zulassiger Weise vom Kind gegen den besser verdienenden Elternteil geltend
gemacht werden. Er richtet sich auf den Ausgleich der nach Abzug von den Eltern erbrachter Leistungen verblei-
benden Unterhaltsspitze.

4. Das Kindergeld ist auch im Fall des Wechselmodells zur Halfte auf den Barbedarf des Kindes anzurechnen. Der
auf die Betreuung entfallende Anteil ist zwischen den Eltern halftig auszugleichen. Der Ausgleich kann in Form der
Verrechnung mit dem Kindesunterhalt erfolgen.

5. Ubersteigt der aus dem zusammengerechneten bereinigten Einkommen der Eltern ermittelte quotenanteilige
Unterhaltsbedarf gegen den besser verdienenden Elternteil den Bar-Kindesunterhalt, den dieser allein nach seinem
Einkommen nach der Diisseldorfer Tabelle zu zahlen hat, schuldet dieser Elternteil nur den Kindesunterhalt aus-
gehend von seinem eigenen Einkommen.

(2) Ehegatten-/Partnerunterhalt

Daneben kommt auch beim Wechselmodell grundsatzlich noch die Pflicht zur Zahlung von Ehegattenunterhalt
(Trennungs- oder Nachscheidungsunterhalt) oder Partnerunterhalt nach § 1615 | BGB in Betracht. Die diesbezlig-
lichen Regelungen sind jedoch gerade beim Wechselmodell so komplex, dass sie die Beratungskompetenz der
Fachkraft libersteigen und die Eltern sie in aller Regel nicht ohne anwaltliche Beratung klaren konnen.

Il. Ablaufe bzgl. des Wechselmodells im familiengerichtlichen Verfahren
1. Differenzierung zwischen Regelverfahren und Gefahrdungsverfahren schon in der ersten miindlichen Verhand-

lung:
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Wird von einem Elternteil im familiengerichtlichen Umgangsverfahren die Implementierung eines Wechselmodells
verlangt, sollte das Familiengericht schon vor/in der ersten Verhandlung kléren, ob ein Regelverfahren i. S. d. §
156 Abs. 1 FamFG in Rede steht, in dem uneingeschrankt die Mdglichkeit besteht, zwischen den Eltern auf Ein-
vernehmen hinzuwirken. In einem solchen Verfahren kommt ein Wechselmodell in der Regel nur dann nicht in
Betracht, wenn ein Elternteil es nachhaltig aus autonomen, beriicksichtigungswirdigen Motiven ablehnt oder wenn
das betroffene (altere) Kind einen autonomen Willen gegen die Einfiihrung oder Beibehaltung des Wechselmodells
aulert.
Gibt es Anzeichen fur ein Gefahrdungsverfahren, in dem gem. § 157 FamFG mit den Kindeseltern und ggf. mit
dem (&lteren) Kind die mdgliche Kindeswohlgefahrdung und die Abwendungsmdglichkeiten zu erdrtern sind, soll
das Familiengericht nicht auf die Einrichtung eines Wechselmodells hinwirken, sondern den Eltern gegentiber deut-
lich klarstellen, dass das Wechselmodell derzeit und auf lange Sicht kein gangbarer Weg flir sie ist. Dies ist na-
mentlich der Fall bei
o hauslicher Gewalt (zurlickliegend mehrfache und/oder aktuelle anhaltende innerfamilidre Gewalt zwischen
Eltern und/oder gegentiber dem Kind);
¢ nachgewiesene Kindesmisshandlung/-missbrauch;
¢ mangelnde Erziehungseignung zumindest eines Elternteils, z. B. wegen erwiesener Abhé&ngigkeit von
Suchtmitteln oder anderweitigen psychischen Stérungen/Erkrankungen oder
o psychischer oder seelischer Beeintrachtigung des Kindes, die sich auf dessen Fahigkeit zum Leben im
Wechselmodell auswirken.

2. Regelverfahren: Hinwirken auf Einvernehmen, § 156 Abs. 1 FamFG:

a) Inhalt der Erérterung zum Wechselmodell

Wird das Wechselmodell im Umgangsverfahren von einem Elternteil beantragt, soll das Familiengericht durch die
Anhorung der Eltern, (getrennt) des Kindes, des Jugendamts und ggf. des Verfahrensbeistands umfassend prifen,
ob samtliche o. g. Voraussetzungen fiir die Implementierung eines Wechselmodells vorliegen oder deren Verwirk-
lichung zumindest als mdglich erscheint. Anfanglicher Widerstand des dem Umgangsantrag entgegentretenden
Elternteils steht der zielgerichteten und nachhaltigen Erorterung eines Wechselmodells nicht entgegen.

b) Erforderliche Inhalte einer Vereinbarung zum Wechselmodell

Zeichnet sich die Moglichkeit eines anschliefend vom Familiengericht in der Regel gem. § 156 Abs. 2 FamFG zu
billigenden Vergleichs ab, soll sich die Vereinbarung des Wechselmodells nicht auf die reine Aufenthaltsregelung
beschranken. Vielmehr sollten die oben bei der aulergerichtlichen Elternvereinbarung genannten Punkte auch bei
der Regelung des Wechselmodells in einem gerichtlichen Vergleich prézise und umfassend vollstreckungsfahig
geregelt werden, also Sorgerecht, Aufenthalt/ Umgang und Ubergaben, Ausfallregelungen, Informationsweiter-
gabe, Meldeanschrift, Kindergeldbezug sowie Kindesunterhalt. Hier gelten die oben genannten inhaltlichen Vorga-
ben ebenso.

3. Anordnung der Beratung/Mediation gem. § 156 Abs. 1 S. 4 FamFG

Falls im ersten Verhandlungstermin keine Einigung tber die Einrichtung eines Wechselmodells oder des erweiter-
ten Umgangs mdglich ist, kann das Familiengericht im Falle eines entscheidungsreifen Sachverhalts eine konkrete
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Umgangsregelung beschlieBen — auch das Wechselmodell - oder — in der Regel vorzugswiirdig — das Gerichtsver-
fahren flir die Dauer von etwa drei bis sechs Monaten aussetzen und beiden Eltern gem. § 156 Abs. 1 S. 4 FamFG
aufgeben, sich zum Versuch der einvernehmlichen Losung ihres Streits Uber das Wechselmodell in qualifizierte
fachliche Beratung oder Mediation einer Fachstelle zu begeben. Dies setzt allerdings eine vom Familiengericht als
hinreichend eingestufte Einsicht beider Eltern und Prognose der Erfolgsaussicht voraus. Ggf. kann einer getrennten
Beratung der Eltern eine gemeinsame Mediation folgen.

4. Verfahrensabschluss:

a) Protokollierung eines mit den Eltern erarbeiteten Vergleichs

Kommt aufgrund der wahrend der Verfahrensaussetzung stattfindenden auRergerichtlichen Beratung oder Media-
tion doch noch die Vereinbarung eines Wechselmodells mitsamt den oben genannten weiteren Regelungen zu-
stande, kann das Familiengericht die Vereinbarung im schriftlichen Verfahren oder aufgrund einer zweiten mindli-
chen Verhandlung zum Gegenstand eines gerichtlich gebilligten Vergleichs gem. § 156 Abs. 2 FamFG machen.
Auch jetzt ist eine umfassende, prazise und vollstreckungsfahige Regelung erforderlich.

b) Streitiger Beschluss:

Kommt es hingegen trotz der Aussetzung des Gerichtsverfahrens zur aufergerichtlichen Beratung oder Mediation
nicht zu einer Elternvereinbarung bzgl. des Wechselmodells oder erweiterten Umgangs, kann das Familiengericht
ein faktisches Wechselmodell im Umgangsrecht grundsatzlich auch gegen den Willen eines Elternteils unter den
oben dargelegten Voraussetzungen in zulassiger Weise anordnen.

5. Abanderungsverfahren, § 1696 Abs. 1 BGB

Gibt es bereits eine rechtskraftige familiengerichtliche Entscheidung oder einen gerichtlich gebilligten Vergleich
zum Umgangsrecht, kommt die abandernde erstmalige Einrichtung oder Abschaffung eines Wechselmodells nach
§ 1696 Abs. 1 BGB nur in Betracht, wenn nachtraglich eingetretene triftige, das Wohl des Kindes nachhaltig
beriihrende tatsichliche Umstiinde dies als angezeigt erscheinen lassen. Die Anderung muss sich als geboten
aufdréngen. Dieser strenge Malstab kann auch in Betracht kommen, wenn in der friheren Entscheidung einem
Elternteil das Aufenthaltsbestimmungsrecht Gbertragen worden ist und nunmehr der andere Elternteil eine parité-
tische Betreuung anstrebt.
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Leitfaden
Sachverstandigengutachten im

familiengerichtlichen
Kindschaftsverfahren
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. Einleitung:

Dieser Leitfaden ist neben dem Grundkonzept der ,Warendorfer Praxis* sowie dem Leitfaden zur Verfahrensweise
in Féllen hauslicher Gewalt, dem Leitfaden ,Kind im Blick* und dem Leitfaden zum Schutz des Kindes bei Hoch-
strittigkeit seiner Eltern eine Erganzung. Er soll die Aufgaben und Zustandigkeiten in der Kooperation aller betei-
ligten Institutionen beschreiben, ohne die Handlungsspielraume im Einzelfall einzuschranken.

Es ist in der Fachwelt umstritten, in welchem AusmaR in familiengerichtlichen Kindschaftsverfahren eingeholte
Sachverstandigengutachten nicht den fiir eine mit dem Kindeswohl vereinbare gerichtliche Regelung erforderlichen
fachlichen Qualitatsstandards entsprechen. Einvernehmen herrscht indes dartber, dass dies jedenfalls viel zu oft
vorkommt. Jeder Einzelfall eines nicht validen Sachverstandigengutachtens birgt die Gefahr einer potentiellen Kin-
deswohlgefahrdung in sich. Der Arbeitskreis der ,Warendorfer Praxis“ nimmt dies zum Anlass, um in Erganzung
zu den Uberregionalen BemUhungen auch auf der kommunalen Ebene fachliche Empfehlungen fiir die interprofes-
sionelle Zusammenarbeit bei der Einholung von Sachverstandigengutachten in Kindschaftsverfahren zu entwi-
ckeln. Es handelt sich um eine Arbeitshilfe, deren Umsetzung auf der freiwilligen Akzeptanz durch die im Kreis
Warendorf im Kontext von Sorgerechts- und Umgangsfragen mit Eltern und Kindern arbeitenden Fachleute beruht.

Il. Grundsatzliche Erwagungen und Leitgedanken:

1. Die ,Warendorfer Praxis* empfiehlt, dass sich das Familiengericht, die &ffentlichen und freien Jugendhilfetréager
sowie die Sachverstandigen an den von der ,Arbeitsgruppe Familienrechtliche Gutachten 2015* (FamRZ 2015, S.
2025 ff.) entwickelten ,Mindestanforderungen an die Qualitét von Sachverstandigengutachten im Kindschaftsrecht*
orientieren. In eine &hnliche Richtung gehen auch die Empfehlungen einer Arbeitsgruppe von Richterinnen und
Richter der Familiensenate des OLG Celle zum Thema ,Inhaltliche Anforderungen an Sachverstandigengutachten
in Kindschaftssachen®, Stand 01.08.2015 (FamRZ 2015, 1675 ff.). Diese Empfehlungen bieten jeder Praktikerin
oder jedem Praktiker (Familienrichterin und -richter, Sachverstandigen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 6ffent-
lichen und freien Jugendhilfe, Verfahrensbeistanden, Rechtsanwéltinnen und Rechtsanwélten, Vormindern, ge-
setzlichen Pflegerinnen und Pfleger sowie Pflegestellen) einen Leitfaden, um im Einzelfall an der Beauftragung,
Erstellung und Auswertung von Sachverstandigengutachten in Kindschaftsverfahren mitzuwirken.

2. Grundsétzlich erscheinen dabei folgende Gesichtspunkte als bedeutsam:

a) Das Sachverstandigengutachten ist eine wichtige Entscheidungshilfe in Kindschaftsverfahren. In ,normalen®
Sorgerechtsstreitigkeiten nach § 1671 BGB und in Umgangsregelungsverfahren zwischen Eltern ohne den Ver-
dacht einer Kindeswohlgefahrdung bedarf es in der Regel nicht zwingend der Einholung eines Sachverstandigen-
gutachtens. Vielmehr ist das gerichtlich eingeholte Sachverstandigengutachten die ,ultima ratio®, wenn qualifizierte
schriftliche und mindliche Stellungnahmen der beteiligten Fachleute flr den zur Entscheidungsreife notwendigen
Erkenntnisgewinn nach richterlichem Ermessen im Einzelfall nicht ausreichen. Erscheint ein Sachverstandigengut-
achten als erforderlich — vor allem wenn es um schwerwiegende Eingriffe wie die Entziehung der elterlichen Sorge
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nach den §§ 1666, 1666a BGB oder die Anordnung eines Umgangsausschlusses nach § 1684 Abs. 4 BGB
geht -, bleibt es Aufgabe der Fachkrafte, dessen Inhalt und Ergebnis umfassend auf formelle und inhaltliche Uber-
zeugungskraft zu Gberpriifen und sich hierzu eine eigene Meinung zu bilden.

b) Bei der Beauftragung der familienpsychologischen Sachverstandigen empfiehlt es sich, an den Tatbestanden
und unterschiedlichen Mafistaben der §§ 1626a, 1632 Abs. 4, 1666, 1666a, 1671 und 1684 Abs. 1 bis 4 BGB
orientierte Beweisfragen zu stellen. Steht eine Sorgerechtsentziehung verbunden mit einer Trennung des Kindes
von seinen Eltern im Raum, reicht z. B. die pauschale Fragestellung, welche Sorgerechtsregelung dem Kindeswohl
am besten entspreche, nicht aus; beantwortet die Sachverstandige nur diese Frage, wird die Antwort nicht dem
strengen Eingriffsmalstab der §§ 1666, 1666a BGB gerecht. Geeignete Fragestellungen sind vielmehr: Fir jedes
Kind getrennt nach der korperlichen, geistigen oder seelischen Gefahrdung des Kindeswohls, nach der Fahigkeit
und dem Willen des jeweiligen Elternteils, eine etwaige Gefahrdung abzuwenden, sowie nach der mdglichen Ab-
wendung der Kindeswohlgefahrdung durch die Inanspruchnahme offentlicher Hilfen. Ebenso sollte aus dem Be-
weisbeschluss hervorgehen, wenn die Gutachterin oder der Gutachter ausnahmsweise mit der Erstattung eines
auf Einvernehmen hinwirkenden Sachverstandigengutachtens nach § 163 Abs. 2 FamFG beauftragt wird. Ohne
einen solchen Auftrag zum Hinwirken auf Einvernehmen sollte die Gutachterin der der Gutachter wahrend der
Begutachtung gleichwohl Anhaltspunkte fir ein mdgliches Einvernehmen aufgreifen und das Gericht hierauf ggf.
hinweisen. Er/Sie sollte das Verfahren aber nicht mit dem Ziel des Findens eines Einvernehmens und Vermeidens
einer klaren Empfehlung verzdgern, sondern zugig und ergebnisorientiert die zur Beantwortung der Beweisfrage(n)
notwendigen Erhebungen in die Wege zu leiten.

c) Das Familiengericht soll gem. § 163 Abs. 1 FamFG nur fiir die jeweilige Fragestellung formell qualifizierte Sach-
verstandige beauftragen, und zwar am besten nicht ein Institut, sondern die Sachverstandige oder den Sachver-
standigen in Person. Fir ein familienpsychologisches Sachverstandigengutachten empfiehlt es sich, eine — ideal-
erweise in einem Berufsverband organisierte/n — Diplom-Psychologin oder einen Diplom-Psacholgen oder Master
der Psychologie zu beauftragen. Steht bzgl. des Kindes und/oder der Eltern (auch Pflegeeltern oder anderer erst-
rangiger Bezugspersonen des Kindes) zudem die Frage im Raum, ob diese an einer psychischen Erkrankung oder
Stérung leiden, ist die Psychologin oder der Psychologe zur Beantwortung dieser Fragestellungen nur einge-
schrankt befahigt. Das Psychologiestudium qualifiziert zwar zum Stellen von Diagnosen. Fiir den Fall, dass sich
eine Therapie anschlieBen soll bzw. empfohlen werden soll, bedarf es aber der medizinischen bzw. therapeuti-
schen Zusatzqualifikation. Im Falle klinischer Fragestellungen ist zudem eine besondere klinische Qualifikation
erforderlich (z. B. Fachpsychologe flir klinische Psychologie oder psychotherapeutische Qualifikation). Fehlt diese
der zu beauftragenden Gutachterin oder dem Gutachter, kann es sinnvoll sein — ggf. neben dem familienpsycho-
logischen Gutachten — bzgl. der betroffenen Personen eine Fachérztin oder einen -arzt fir (Kinder- und Jugend-)
Psychiatrie mit der Erstellung eines fachpsychiatrischen Sachverstandigengutachtens einschlieflich psychiatri-
scher Diagnose zu beauftragen.

d) Es ist gesetzlich vorgesehen, die Sachverstandigen sofort mit der Beauftragung eine angemessene Frist fiir die
Erstellung des schriftlichen Gutachtens zu setzen (§§ 30 Abs. 1 FamFG, 411 ZPO). Eine angemessen kurze — und
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gleichzeitig fiir die Qualitét und Validitat der sachverstandigen Feststellungen ausreichend lang bemessene — Frist
sowie deren zuverlassige Einhaltung durch die Gutachterin oder dem Gutachter kénnen z. B. dadurch gewahrleistet
werden, dass sich die Familienrichterin oder der -richter bereits im Vorfeld der ersten Verhandlung bei méglichen
Sachverstandigen nach deren zeitlichen Méglichkeiten erkundigt und die Frage der Person die Sachversténdigen
sowie der Fristsetzung mit den Beteiligten am Ende des ersten Verhandlungstermins erortert.

e) Ein familienpsychologisches wie auch ein fachpsychiatrisches Sachversténdigengutachten setzen in der Regel
voraus, dass die Gutachterin oder der Gutachter nach der Wiedergabe der familiengerichtlichen Fragestellung eine
Ubertragung in die aus der eigenen fachlichen Perspektive hierfiir maRgeblichen Fragen vornimmt. Dies gilt insbes.
fur die unbestimmten, gesetzlich nirgendwo ausdriicklich definierten Begriffe des ,Kindeswohls* und der ,Kindes-
wohlgefahrdung®. Diese unterliegen der dezentralen Interpretation nach der jeweiligen eigenen fachlichen Perspek-
tive (fur die Jugendhilfe in den §§ 1, 8a SGB VIlI, 1-3 KKG angelegt, fiir die Familiengerichte als Grundprinzip in §
1697a BGB verankert, aber nicht definiert, fiir Psychologinnen oder Psychologen und Psychiaterinnen oder Psy-
chiater mit jeweils eigenen Malstaben besetzt). Nur die ausdriickliche Offenlegung der jeweiligen fachlichen Deu-
tung des Kindeswohlbegriffs und des Mafistabes flir dessen Gefahrdung vermeidet zuverlassig ergebnisrelevante
Missversténdnisse im Einzelfall.

f) Valide familienpsychologische Sachverstandigengutachten dirften jedenfalls bzgl. der Kindeseltern und der
(nicht mehr ganz kleinen) Kinder regelmaRig jeweils mehrere ausfihrliche Explorationsgesprache voraussetzen,
bei Eltern insbes. sowohl vor als auch nach einem begleiteten Interaktionskontakt mit dem Kind. Die inhaltliche
Darstellung und Wiedergabe der psychologischen oder fachpsychiatrischen Erhebungen sollte von der anschlie-
Renden fachlichen Interpretation getrennt erfolgen, bevor das Gutachten mit einer klaren, ausdriicklichen Beant-
wortung der gerichtlichen Fragestellungen endet.

g) Die Familienrichterin oder der -richter soll nach dem Eingang des Sachverstandigengutachtens auf eine zeitnahe
verfahrensabschlieBende Vereinbarung oder instanzbeendende Entscheidung hinwirken. Dies setzt eine kritische
Wiirdigung der formellen und inhaltlichen Uberzeugungskraft des Gutachtens sowie die Gewahrung rechtlichen
Gehors zu dem Inhalt und dem Ergebnis des Gutachtens voraus (§ 30 Abs. 4 FamFG). Im Hinblick auf die Ent-
wicklungen seit dem Abschluss der Explorationen und auf magliche Fragen der Beteiligten kann es hilfreich sein,
die Sachverstandigenden gemal § 26 FamFG zur ergénzenden Anhdrung in der abschliefenden miindlichen Ver-
handlung zu laden.

h) Valide Stellungnahmen der verfahrensbeteiligten Fachleute (Jugendamt, Verfahrensbeistand, freie Trager, Vor-
mund, Pflegerin oder Pfleger) und qualifizierte, fachlich einwandfrei erstellte Sachverstandigengutachten sind fiir
das Familiengericht eine zentrale Entscheidungshilfe. Im Regelfall erscheint es daneben als fachgerecht, Kinder
ab einem Alter von etwa drei Jahren in kindgerechter Art und Weise richterlich anzuhoren, nach einer langer an-
dauernden Begutachtungsphase und bei wesentlichen Anderungen wahrend des Verfahrens ggf. auch ein zweites
Mal vor der verfahrensabschlieRenden Regelung. Im begriindeten Einzelfall kann hiervon zum Schutz des Kindes
abgesehen werden.
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. Ubersicht iiber Verfahrensablaufe/lnhalte bei Sachverstindigengutachten:

1. Schritt:

Friihe erste Verhandlung:

Gibt es gentigende
Erkenntnisquellen ohne Sachverstandi-

gengutachten?
(erforderlich sind gute fachliche Tatsa-
chenermittlung und qualitativ valide fachli-
che Stellungnahmen der Fachkrafte)

Umgang mit:
4. Hypothesenbildung?
5. Verdachtsmomenten?

Hypothesen/Verdachtsmomente fir eine

Sachverhaltsaufklarung durch ein fami-
lienpsychologisches und/oder fachpsychi-
atrisches Sachverstandigengutachten er-
forderlich?

§ 157 Abs. 3 FamFG: Vorlaufige Kinder-
schutzmalnahmen erdrtern und an-
ordnen (Aufenthalt, Umgang, Beglei-
tung, Informationsvermittiung) fur die
Dauer der Begutachtungsphase

Erérterung mit den Beteiligten am Ende

Kindeswohlgefahrdung bzw. Einschran-  Klarung der des Termins:
kung der Erziehungsfahigkeit sollten mit-  Anforderung
geteilt werden, ebenso solche fir eine  an die e Person die  Gutachterin/der
mogliche psychische Erkrankung oder  Qualifikation Gutachter
Stérung des Kindes und/ oder der Eltern. o Art des Gutachtens
Eigeninitativ durch das Gericht o Fragestellungen
gem. § 26 FamFG von Amts wegen o- e Frist fir die Begutachtung
der durch andere Verfahrensbetei- e durch die Gutachterin oder dem
ligte/Anzuhdrende Gutachter anzuhérende (Fach-
)Personen
Formell: abgeschlossenes Psychologiestudium

Mitglied in einem der Fachverbande fiir
Rechtspsychologie

bzw. abgeschlossene Facharztausbildung
im Bereich der Psychiatrie

2. Schritt: Beweisbeschluss — Beauftragung des Sachverstandigen:

Aufgabe des Familiengerichts ist:

Die Formulierung des Beweisbeschlusses unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben.

Priifung durch die verfahrensbeteiligten Fachpersonen, ob der Beweisbeschluss dem fachlich Er-
forderlichen entspricht. Ggf. Anregung an das Familiengericht zur Prazisierung oder Anderung/Er-
ganzung des Beweisbeschlusses.

Beauftragung einer Einzelperson mit der Begutachtung — KEIN Institut.
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3. Schritt: Fachliche Vorgehensweise wahrend der Begutachtung:

1.

Klarung der Schweigepflicht-Problematik:

Trotz der in der gerichtlichen Beauftragung liegenden Entbindung des Sachverstandigen von seiner Schweige-
pflicht wird empfohlen, dass sich die Gutachterin oder der Gutachter zu Beginn der Tatigkeit von den betroffe-
nen Eltern eine hinreichend bestimmte (gegeniber wem und fir welche Sachverhalte geltende) Schweige-
pflichtsentbindungserklarung in beiden Richtungen (Informationserhalt von wem? Informationsweitergabe an
wen?) unterschreiben lassen sollte.

Transparentes Vorgehen:

Zu diesem transparenten Vorgehen gehdrt auch die Aufklarung der Eltern und ggf. der Kinder Gber das Verfah-
ren und die Aufgabe des Sachverstandigen. Im Anschluss an diese Aufklérung sollte von den Eltern die Schwei-
gepflichtsentbindungserklarung erbeten werden.

Zudem ist Transparenz auch beim Setting und bei der Wiedergabe des Inhalts der
Explorationsgesprache geboten:

Keine unangemeldeten persdnlichen Besuche der Gutachterin oder des Gutachters, auch keine telefoni-
schen unangemeldeten Explorationsgesprache.

Informierung des Gerichts Uber wesentliche Entwicklungen wéhrend der Begutachtung (z. B. erfolgter Auf-
enthaltswechsel des Kindes, Umgangsabbruch, Anzeichen fiir eine aktuelle Kindeswohlgefahrdung).

Teilnahme der Gutachterin oder des Gutachters an Helferkonferenzen mit Fachkréaften nur nach Riickspra-
che und Klarung mit dem Familiengericht und unter Informierung bzw. Beteiligung der Kindeseltern.

Nach der Exploration kdnnen die befragten Fachkréfte jeweils VORAB den Entwurf der Wiedergabe des Ge-
sprachsinhalts erhalten, wie er sich in dem spateren Gutachten wiederfinden soll. Dadurch soll den Fachkréaften
die Méglichkeit gegeben werden, zu priifen und Stellung zu nehmen, ob ihre Aussagen in dem Gutachten aus
ihrer Sicht zutreffend wiedergegeben worden sind. Diese Vorgehensweise beugt einem Vertrauensverlust zwi-
schen der betroffenen Familie und den mit ihr zukiinftig weiter arbeitenden Fachkréften durch die Vermeidung
maglicher unrichtiger Angaben vor. Zudem werden Reibungsverluste im weiteren familiengerichtlichen Verfah-
ren minimiert, die sich durch vermeintliche oder tatsachliche Abweichungen zwischen Gesprachsinhalten und
deren Wiedergabe im Gutachten ergeben kénnen. Die Fachkrafte kdnnen die Sachversténdige oder den Sach-
verstandigen ggf. eigeninitiativ um die Mdglichkeit bitten, unterschiedliche Erinnerungen an vorausgegangene
Gesprache abzugleichen.
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d) Bei einem Dissens zwischen der Gutachterin oder dem Gutachter und einer an dem Input des Gutachtens be-
teiligten Fachkraft soll die Sachverstandige oder der Sachverstandiger dies im Gutachten kenntlich machen.
Bezogen auf die Angaben der Eltern soll die Klarung nach der Gutachtenerstellung im weiteren schriftlichen
Verfahren oder in der abschlieBenden Anhérung erfolgen.

4. Schritt: Hilfen zur Einschatzung der Qualitdt von Sachverstiandigengutachten:

1. Die folgenden Punkte sind keine Vorgaben an die Sachverstandige oder den Sachverstandigen, sondern eine
Arbeitshilfe fiir die anderen beteiligten Professionen zur Orientierung bei dem Durcharbeiten und Wiirdigen eines
Gutachtens. Die Qualitat von Sachversténdigengutachten zeigt sich auf zwei Ebenen:

a) Qualitat gutachterlichen Handelns und Schlussfolgerns;

b) Qualitat der Abfassung des schriftlichen Gutachtens.

Das Gutachten muss gekennzeichnet sein durch wissenschaftlich fundiertes Vorgehen sowie Transparenz und
Nachvollziehbarkeit fiir alle Beteiligten.

2. Die Anforderung an die Sachkunde des Gutachters sollte sein (vgl. § 163 Abs. 1 FamFG):

Grundqualifikation: universitéres Psychologiestudium/Medizinstudium, méglichst mit Zusatzqualifikation.
Forensische Kenntnisse und Erfahrung sind wiinschenswert, Indiz ist die Mitgliedschaft in einem der Fachverb@nde
fir Rechtspsychologie.

3. Die Begutachtung ist im Ablauf zu gliedern in:

o Auftragsannahme;

o Aktenanalyse;

e Ggf. Formulierungsplanung psychologischer/klinischer Fragen;

o Untersuchungsplanung nebst Kontaktaufnahme;

o Durchfilhrung der Untersuchungen;

o Fristgerechte Abfassung und Ubersendung des Sachverstandigengutachtens.

4. Im Rahmen der Exploration kénnen u. a.
a) Verhaltensbeobachtungen,
b) Hausbesuche,
c) Testverfahren sowie

)

d) Informationen und Befunde Dritter

durchgefiihrt bzw. genutzt werden.
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5. Relevante psychologische Aspekte sind u. a.:
a) Bei der Begutachtung in Umgangsfallen:

Fahigkeit zur angemessenen Umgangsgestaltung;

Griinde, die den Umgang einschranken/ausschliefen konnen, konkrete Anhaltspunkte fiir kindeswohlgefahrden-
den Umgang;

Konkrete Situation des Kindes und Kindeswille.

b) Bei der Begutachtung von Kindeswohlgefahrdungen:

Konkrete Gefahrdung/Schadigung, fiir jedes Kind getrennt zu priifen.
Fir jeden Elternteil getrennt zu prifen: Erziehungsfahigkeit — Defizite & Ressourcen.

6. Das schriftliche Sachverstandigengutachten sollte folgende Punkte enthalten:

¢ Grundlagen der Begutachtung, u. a. wértliche Wiedergabe des Beweisbeschlusses und einen kurzen,
Schwerpunkte setzende Auszug der Akten;

o Uminterpretation in die fachlichen Fragestellungen; Hypothesenbildung;

o Untersuchungsverlauf und Ergebnisse, u. a. multimodales Vorgehen;

o Fachliche Wirdigung der Ergebnisse:
insbes. Trennung der Wiedergabe von tatsachlichen Untersuchungsergebnissen (Explorationsinhalte,
Ablauf und Ergebnisse von Testverfahren usw.) und der fachlichen psychologischen Bewertung;
Mehrfachbelege stéarken die Validitat einer Annahme;

o Beantwortung der gerichtlichen Fragestellung(en):
u. a. individuelle und konkrete Bewertung; Vor- und Nachteile der Empfehlungen sowie Unsicherheiten
mlssen benannt werden.

7. Dieser Leitfaden empfiehlt, dass die Fachkrafte Inhalt und Qualitat von Sachverstandigengutachten im Einzel-
nen an den im Folgenden wértlich wiedergegebenen Details zum Aufbau und Inhalt des schriftlichen Gutachtens
aus den ,Mindestanforderungen an die Qualitdt von Sachverstandigengutachten im Kindschaftsrecht* (FamRZ
2015, S. 2025 ff.) messen sollten.
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Mindestanforderungen an das (schriftliche) Gutachten

1. Formaler Rahmen - Sinnvolle Gestaltungsvorgaben:

Hierbei ist in der Regel Folgendes zu beachten:

Seitennummerierung des Gutachtens

Nennung des Aktenzeichens

Nennung des Sachversténdigen samt seiner wesentlichen relevanten beruflichen Abschliisse

Nennung der Auftraggeberin oder des Auftraggebers

Nennung der woértlichen Fragestellung

Nennung der eingesetzten Methoden

Nennung der Untersuchungstermine mit Datum, Ort und Dauer

Die Quellen fiir den Befund, also die wesentlichen Untersuchungsergebnisse, und Unterlagen oder Aus-
kiinfte dritter Personen sind im Einzelnen darzulegen. Dabei sind Datengrundlage und Interpretation zu
frennen.

Nennung von Hilfskréften bei nicht untergeordneter Bedeutung. Fiir Dritte muss ersichtlich sein, welche
Untersucherin oder Untersucher bei welchen Teilen des Gutachtens mitgewirkt hat.

Das Gutachten muss von dem beauftragten Sachversténdigen persénlich und mit Datum versehen unter-
Schrieben sein.

Literatur sollte angefiihrt werden, soweit im Gutachten darauf explizit Bezug genommen wird.

2. Grundlagen der Begutachtung:

Hier erfolgt die Wiedergabe der Ankniipfungstatsachen auf der Basis der Aktenanalyse.

3. Fachliche Fragestellungen:

Aus der gerichtlichen Fragestellung werden bei Bedarf psychologische bzw. soweit erforderlich klinische Frage-
stellungen abgeleitet.

4. Untersuchungsverlauf und -ergebnisse:

Hierbei ist in der Regel Folgendes zu beachten:

Die Konfliktsituation der Familie (innerhalb oder mit Dritten) muss grundsétzlich unmittelbar bei den Famili-
enmitgliedern und/oder Dritten erhoben worden sein.

Wurden von den Eltern oder Dritten nachvollziehbare, fiir die Begutachtungsfrage fachlich bedeutsame kin-
deswohlrelevante Bedenken vorgebracht, muss diesen diagnostisch in sinnvollem Malle nachgegangen
worden sein und dargestellt werden (z. B. Gewalt in der Familie, sexueller Missbrauch, Vernachléssigung).
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Gyf. ist bei dem Gericht anzuregen, den Gutachtenauftrag zu erweitern. Kénnen entscheidungserhebliche
Informationen nicht verifiziert werden, nimmt das Gericht die Beweiswlirdigung vor.

Ein multimodales Vorgehen ist gefordert, d. h. Sachversténdige bediirfen unterschiedlicher Datenquellen
zur Entwicklung und Begriindung ihrer Empfehlungen (ggf. Ergebnisse verschiedener Verfahren oder An-
gaben verschiedener Personen).

Werden Kriterien wie Bindung, Beziehung, Wille des Kindes oder Einschrdnkung der Erziehungsféhigkeit
als entscheidungserheblich fiir die Beantwortung der Fragestellung herangezogen, miissen diese mit an-
gemessenen Methoden erfasst worden sein und dargestellt werden.

Untersuchungsergebnisse miissen im Berichtsteil ohne Wertung (neutral) dargestellt werden.

Versuchte Interventionen, Kompromisse und Lésungen miissen beschrieben werden.

5. Fachliche Wiirdigung der Ergebnisse:

Hierbei ist in der Regel Folgendes zu beachten:
e Streng zu trennen sind die Darstellung von Untersuchungsergebnissen und Interventionen sowie Bewer-

tungen und Beurteilungen.

Werden Kriterien als gegeben erachtet, miissen sie sich in der Regel auf mindestens zwei unterschiedliche
Informationsquellen beziehen, die sich entweder in den Ankniipfungstatsachen (vor allem Akten) und/oder
den Untersuchungsergebnissen finden lassen.

Bei offenen Fragen bedarf es bei der Ausformulierung von Regelungsvorschldgen eines Hinweises auf de-
ren eingeschrénkte Giiltigkeit, aber auch auf alternative Regelungsmaéglichkeiten.

Bei Kindeswohlgeféhrdung ist darzulegen, was die Eltern Geféhrdendes (u. a. Vernachléssigung, Misshand-
lung, Missbrauch) getan oder unterlassen haben bzw. was sie an Notwendigem unterlassen haben, wie sich
dieses Verhalten auf das Kind auswirkt, welche Schédigungen das Kind bereits erlitten hat bzw. welche
Schédigungen in unmittelbarer Zukunft mit welcher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind, mit welchen Maf-
nahmen (insb. der Jugendhilfe, z. B. Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27 ff. SGB VIlI) einer Schédigung entge-
gengewirkt werden kann und ob zu erwarten ist, dass die Eltern an diesen Malnahmen mitwirken bzw.
diese umsetzen werden. Die méglichen Auswirkungen der in Betracht kommenden Regelungsméglichkeiten
auf das Kind und sein Erziehungsumfeld missen individuell fiir die konkrete Familie bestimmt und darge-
stellt werden.

6. Beantwortung der gerichtlichen Fragestellung:

Hierbei ist in der Regel Folgendes zu beachten:
o Alle Faktoren/Kriterien miissen individuell bewertet und fiir die konkrete Familie abgewogen werden. Pau-

Schale Regelungsmodelle, sei es fiir Verantwortungsbereiche, sei es fiir Betreuungsregelungen, verbieten
sich. Sie sind fiir den individuellen Fall zu erarbeiten.

o Sind mehrere Kinder in der Familie in die Begutachtung einzubeziehen, ist fiir jedes Kind die Einschétzung

im Hinblick auf das Kindeswohl individuell durchzufiihren.
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o Sachversténdige nehmen aus ihrer fachlichen Sicht nur zu den aufgeworfenen Fragen Stellung. Die Sub-
sumtion ihrer Empfehlung unter rechtliche Kategorien und Konstrukte obliegt dem Gericht. Eine Erweiterung
der Beweisfrage steht den Sachversténdigen nicht zu. Dies gilt nicht fiir die Mitteilung einer akuten Kindes-
wohlgeféhrdung.

o Sachversténdige haben ihr Bewertungssystem offen zu legen, also die Kriterien in Bezug zu ihren Empfeh-
lungen zu setzen und mdégliche alternative Bewertungen zu erwéhnen.

o Bei Empfehlungen haben Sachversténdige die Vor- und Nachteile der vorgeschlagenen Regelungen abzu-
wégen. Alternativen sind mit zu bewerten.

e Interventionen oder Hilfsmalinahmen miissen im Hinblick auf ihre voraussichtliche Wirksamkeit und Not-
wendigkeit, ggf. unter Abwégung von Alternativen, begriindet werden.

o Letztlich muss in einer suboptimalen (Ausgangs-)Situation die bestmégliche Lésung fiir das Kind gefunden
werden, die ihm die unter den gegebenen Lebensumsténden bestmégliche Entwicklung sichert und die es
S0 weit wie méglich an dem Familienleben und den vorhandenen Beziehungen teilhaben I&sst.

5. Schritt: Fachlicher Umgang mit dem vorliegenden schriftlichen Sachverstiandigengutachten bis zur ge-
richtlichen Entscheidungsfindung:

1. Nach dem Eingang des schriftlichen Sachverstandigengutachtens empfiehlt sich fir alle Fachkrafte dessen zeit-
nahes Durcharbeiten, um den wesentlichen Inhalt des Gutachten vollstandig zu erfassen. Mafistabe fir die Validitat
des Gutachtens sind dessen inhaltliche Vollstandigkeit und Widerspruchsfreiheit sowie die Einhaltung der o. g.
fachlichen Standards.

2. Unabhangig davon, ob Zweifel an der Qualitdt des Gutachtens bestehen, erscheint es i. d. R. als ratsam, die
Gutachterin oder den Gutachter zum Verhandlungstermin zur mindlichen Erlduterung des Gutachtens zu laden.
Hierfiir sprechen im Einzelfall insbes. aktuelle Entwicklungen seit der Exploration und Erstattung des Gutachtens
sowie die Moglichkeit, Fragen direkt zu erdrtern. Zur Verfahrensbeschleunigung kann erwogen werden, die Betei-
ligten schon mit der Ubersendung des Gutachtens zum abschlieRenden Verhandlungstermin zu laden. Dabei emp-
fiehlt es sich, den Beteiligten eine Frist zur Stellungnahme zu dem Gutachten zu setzen.

3. Einwendungen gegen das Gutachten kénnen folgende Aspekte beinhalten:

a) Fehlende konkrete Beantwortung der gerichtlichen Fragestellung(en);

b) Fehlende Einhaltung der Mindestanforderungen an die Qualitat von Sachverstandigengutachten im Kindschafts-
recht (s. 0.);

c) Unvollstdndige oder inhaltlich falsche bzw. verfalschende (z. B. aus dem Zusammenhang gerissene) Wieder-
gabe von relevanten Tatsachen (u. a. auch von Inhalten der Explorationsgesprache);

d) Nicht nachvollziehbare und ergebnisrelevant fragwiirdige fachliche Schlussfolgerungen der Gutachterin oder
des Gutachters.
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4. Kommt es zu gerichtlichen Beanstandungen bzw. Einwendungen der Beteiligten, sollte die Gutachterin oder der
Gutachter Gelegenheit gegeben werden, schriftlich oder mindlich hierzu Stellung zu nehmen. Zu dieser Stellung-
nahme sollten wiederum die Verfahrensbeteiligten angehdrt werden, bevor eine abschlielende gerichtliche Rege-
lung erfolgt.

5. In seinem verfahrensabschlieRenden Beschluss sollte das Familiengericht begriinden, inwieweit es die Feststel-
lungen eines Sachverstandigengutachtens flir (iberzeugend halt und seiner Entscheidung zugrunde legt. Dabei
sollte zu erhobenen Einwendungen Stellung genommen werden. Auf der anderen Seite kann das Familiengericht
auch ein - teilweise — mangelhaftes Sachverstandigengutachten fiir seine Tatsachenfeststellungen in einer Sorge-
rechts- oder Umgangsentscheidung verwenden. In diesem Fall sollte es kenntlich machen, welche Teile des Gut-
achtens es flir verwertbar und welche fiir nicht fachlich valide halt. AuRerdem sollte sich das Gericht dann fiir seine
Tatsachenfeststellungen im Ubrigen erganzend auf Stellungnahmen der am Verfahren Beteiligten und der in ihm
angehdrten Fachkrafte stiitzen (vgl. Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 27.04.2017, 1 BvR 563/17).

6. Vor dem OLG als voller zweiter Tatsacheninstanz (vgl. § 68 Abs. 3 S. 1 FamFG), die i. d. R. selbst in der Sache
zu entscheiden hat (§ 69 Abs. 1 S. 1 FamFG), ist regelm&Rig zumindest die miindliche erganzende Anhdrung der
Gutachterin oder des Gutachters im Senatstermin, ggf. aber auch die Beauftragung der Gutachterin oder des Gut-
achters mit aktuellen Explorationen und schriftlichen Befunden oder sogar die Einholung weiterer Gutachten durch
eine andere- z. B. fachpsychiatrische/n — Gutachterin oder einen anderen Gutachters erforderlich. Derartige er-
ganzende Beweiserhebungen kdnnen nur dann unterbleiben, wenn der Senat dem Ergebnis sowie der wesentli-
chen tatséchlichen Begriindung des angefochtenen Beschlusses und des Gutachtens erster Instanz zu folgen be-
absichtigt.
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Leitfaden
Vormundschaft
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Leitfaden zur Rolle des Kindes im Vormundschaftsrechtsverfahren

Der Leitfaden zur Rolle des Kindes im Vormundschaftsrechtsverfahren beleuchtet aus Anlass
der zum 01.01.2023 in Kraft getretenen Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts
die wichtigsten Gesetzesanderungen und die sich daraus fur die zum Kinderschutz zusam-
menarbeitenden Professionen ergebenden fachlichen Anforderungen an den Schnittstellen.

A. Anderungen durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts vom 12.05.2021. Inkrafttreten zum 01.01.2023:
Der Gesetzgeber hat die folgenden zentralen Ziele fur die Vormundschaftsrechtsreform for-

muliert:

Das Kind soll mit seinen Rechten als Subjekt im Zentrum der Vormundschaft stehen (§ 1788
BGB n.F.).

Die Erziehungsverantwortung des Vormunds, das Verhaltnis von Vormund und Pflegeperson,
die in der Regel das Mindel im Alltag erzieht, werden ausdrticklich geregelt (8 1789 BGB n.F.).
Gemal § 1776 BGB n.F. kann ein zusatzlicher Pfleger neben dem Vormund fiir einzelne Sor-
geangelegenheiten bestellt werden.

Die Ubertragung von Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeperson wird ausdriicklich geregelt
(81777 BGB n.F.).

Die verschiedenen Vormundschaftstypen werden zu einem Gesamtsystem zusammengefigt,
in dem die berufsmafig gefihrten Vormundschaften (einschlielich des Jugendamts als Amts-
vormund) gleichrangig sind. Nur ehrenamtliche Vormunde sind vorrangig zu bestellen (Star-
kung des Ehrenamts als zentrales Ziel).

Das Jugendamt oder ein Vormundschaftsverein sollen zunachst vorlaufiger Vormund sein
(8 1781 BGB n.F.), damit ein geeigneter Vormund in Ruhe ausgewahlt werden kann.

B. Anforderungen an die Fachkrafte der Warendorfer Praxis bei der Umsetzung dieser

Neuerungen:

I. Das Kind als Subjekt im Mittelpunkt der Vormundschaft:

§ 1788 BGB n. F. verlangt, dass das von der mdglichen Vormundschaft/Pflegschaft betroffene
Kind als Subjekt mit seinen Bedurfnissen und Winschen in das Zentrum des Verfahrens ge-
stellt wird. Artikel 12 der UN-Kinderrechtekonvention [Berticksichtigung des Kindeswillens]
konkretisiert allgemeinverbindlich, wie dies zu gewahrleisten ist:

1. Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fahig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden,
das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind beriihrenden Angelegenheiten frei zu &ulRern,
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und bericksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter
und seiner Reife.

2. Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind
bertihrenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen
Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschrif-
ten gehort zu werden.

Kinder sind demnach entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Ent-
scheidungen der 6ffentlichen Jugendhilfe und eines Gerichtsverfahrens zu beteiligen. Sie sind
in geeigneter Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem
Familiengericht hinzuweisen. Dabei ist maf3geblich zu berlcksichtigen, aus welchem Grund
das betroffene Kind nicht bei seinen bisherigen Sorge- bzw. Erziehungsberechtigten leben
kann. Der Tod der Eltern stellt ganz andere Anforderungen an die Beteiligung des betroffenen
Kindes als die Trennung von den Eltern wegen der Entziehung des elterlichen Sorgerechts, in
dem das Kind schon in dem familiengerichtlichen Verfahren der Sorgerechtsentziehung betei-
ligt ist. Ebenso spielt es fur die Beteiligung des betroffenen Kindes eine erhebliche Rolle, ob
die Eltern vor ihrem Tod schon eine grundsatzlich bindende Auswahl eines Vormundes getrof-
fen haben oder die offentliche Jugendhilfe unter Beachtung der neuen gesetzlichen Voraus-
setzungen (insbesondere Vorrang eines ehrenamtlichen Vormunds im persdnlichen Umfeld)
einen Vormund vorschlagt und das Familiengericht Gber den zu bestellenden Vormund zu
entscheiden hat.

In all diesen sehr unterschiedlichen Fallen sind in jedem Fall die folgenden padagogischen
Kriterien bei der Beteiligung, Anhérung und/oder Inaugenscheinnahme des betroffenen Kindes
im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren zu beachten:

- Dem Kind sind in alters- bzw. entwicklungsentsprechender, d h. insbesondere in
sprachlich angemessener, zugewandter, transparenter, feinflihliger und es ernstneh-
menden Weise die Gesamtsituation sowie seine Rolle und Rechte mitzuteilen.

- Dem Kind ist von Anfang an in alters- bzw. entwicklungsentsprechender Weise der
Raum zu geben, seine Sichtweise und Wiinsche auszusprechen und in das Verfahren
friihzeitig einzubringen.

- Dazu gehdren ein raumlich und inhaltlich den kindlichen Bedurfnissen angemessenes
Setting sowie eine geschulte Methodik der Beteiligung des Kindes.

- Wegen der Einzelheiten wird insoweit auf den Leitfaden ,Kind im Blick“ der Warendor-
fer Praxis verwiesen.
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3. Daraus folgen fir die Warendorfer Praxis konkrete Anforderungen aus der Sicht des Kindes:
a) Ubersicht der konkreten Fragestellungen und Anforderungen:
- Welche Bedurfnisse/Interessen hat das Kind zum Zeitpunkt der Bestellung des Vor-
munds? (Ausgangssituation)
- Wie ist die Perspektive des Kindes? (Zukunftsvision)
- Was winscht das Kind sich? Gefordert ist eine aktive Beteiligung von Kindern je nach
Alter bei der Auswahl des Vormunds.
- Aufklarung Uber Rechte, z. B. das Recht, einen Vormund zu wechseln, Kinderrechte,
Wunsch- und Wabhlrecht.
- Welche Aufgaben kommen auf den Vormund im Einzelfall zu? Ist der Vormund hierfir

ausreichend geschult/ fortgebildet/geeignet? (z. B. Zusammenarbeit mit verschiedenen
Institutionen einschlie3lich Sozialleistungstragern)

- Wie ist der Kontakt zu den leiblichen Eltern? Bestehen Konflikte?

- Unabhangigkeit zum Jugendamt.

Um den Einzelfall genau und unabhéngig zu prufen sowie das tatsachliche Interesse des Kin-
des (geaulerter Kindeswille sowie Kindeswohlgefahrdungs- und -schutzaspekte) zu ermitteln,
muss ein Verfahrensbeistand hinzugezogen werden. Der Verfahrensbeistand muss das Kind
vor seiner schriftlichen und mindlichen Anhérung anhéren bzw. sich bei kleinen Kindern durch
spielerische Inaugenscheinnahme einen persénlichen Eindruck verschaffen.
b) Wiinsche des Kindes:
Im individuellen Einzelfall, je nach Alter, Entwicklungsstand und Ausgangssituation, muss das
Kind die Mdglichkeit bekommen, Wiinsche zu &uf3ern. Die Lebenswelt des Kindes sowie das
individuelle Erleben sollen im Fokus bei der Auswahl des Vormunds stehen, z. B.:

- Gibt es eine geeignete Person im engeren Familienkreis?

- Frau, Mann oder Divers

- Religion und kulturelle Hintergrinde

- Lebensumstande/Perspektive des Kindes z. B. Wohngruppe, Pflegeeltern usw.

- Personliche Eigenschaften des Vormunds, z. B. rechtliche Vertretung

- Wo wohnt das Kind (perspektivisch)? Wo hat der Vormund seinen Sitz?

Daruiber hinaus zu klarende Fragen:
- Was winscht sich das Kind?
- Was sagt das Kind konkret?
- Wie kann das Kind beteiligt werden?
- Wie wird das Kind informiert?
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c) Das Kind in der vorlaufigen Vormundschaft:

Vorlaufige Vormundschaften missen — nicht nur in  kritischen® Fallen — von Fachleuten (Amts-
oder Vereinsvormund) tbernommen werden, umso die rechtliche sowie sozialpadagogische
Perspektive fachlich gut versorgt zu wissen. Kinder sollen auch in dieser Phase von ihrem

Vormund besucht und aufgeklart werden. Insbesondere sollen hier auch die Rechte von Kin-
dern ausreichend kommuniziert werden. Dartiber hinaus kann es in dieser Phase auch zu
mdglichen Loyalitatskonflikten zwischen Kind, Vormund und Eltern kommen. Bei einem Wech-
sel zu einer langfristigen Vormundschaft miissen die oben beschriebenen Kriterien erneut An-
wendung finden und genau gepruft werden. Ein Verfahrensbeistand ist erneut zu bestellen.

d) Das Kind in der laufenden Vormundschaft:

Neue Vorminder (Ehrenamtler) oder Familienangehdérige, Pflegeeltern usw. missen durch
das Jugendamt geschult und beraten werden, umso die beste Interessenvertretung fir das
jeweilige Kind gewahrleisten zu kénnen. Der Vormund sollte immer parteilich fir das Kind
agieren. Kinder missen regelmafig von ihrem Vormund personlich besucht werden (aul3er-
halb von Hilfeplangesprachen). Nur so kann eine Vertrauensbeziehung zwischen Kind und
Vormund entstehen und der Vormund kann fiir die Interessen des Kindes einstehen. Die Wa-
rendorfer Praxis schlagt Besuche mindestens einmal im Monat vor, es soll ein Nachweis dar-
Uber erbracht werden, um Vormuinder in die Pflicht zu nehmen. Der Fokus ist beim Kind.
Geschwisterkinder sollten, aul3er der Einzelfall gibt etwas Anderes her, idealerweise vom sel-
ben Vormund vertreten werden, um die Beziehung von Geschwistern zu férdern, Synergien
zu nutzen, die Informationen laufen bei einer verantwortlichen Person zusammen. Der Vor-
mund soll, je nach Einzelfall, regelmafigen Kontakt zu den leiblichen Eltern halten.

Der Vormund soll sich regelmaRig mit dem System, in dem das Kind lebt, austauschen, um
auf individuelle Prozesse zeitnah reagieren zu kénnen. Nur so kann ein Vormund die Entwick-
lung eines Kindes férdern und unterstiitzen sowie seine Interessen vertreten.

Das Kind soll an allen Fragen und Entscheidungen beteiligt sowie Uber sie informiert und in
Kenntnis gesetzt werden. Der Jugendliche ab 14 Jahren soll bis zu seinem 18. Lebensjahr
vom Vormund so beteiligt, informiert und unterstitzt worden sein, sodass es diesem mdglich
ist, fortlaufend Amterangelegenheiten usw. allein und selbststéndig zu regeln. Alle Unterlagen
hierfir sollen ihm mit dem 18. Lebensjahr zur Verfiigung gestellt werden.

Daruber hinaus sollen, &hnlich wie in einem Hilfeplangesprach (niederschwellig), eingerichtete
Vormundschaften tber einen langeren Zeitraum uberprift werden. Kinder sollen in diesem
Rahmen, die Mdglichkeit erhalten Winsche, Ziele oder auch Kritik zu duf3ern. Die Ausgestal-
tung der Vormundschatft sollte sich der Entwicklung des Kindes anpassen.
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In der Regel sollte eine langfristig eingerichtete Vormundschaft durch einen Vormund mit ho-
her personlicher Kontinuitat geleistet werden. Standige Wechsel der Vormundschatft gilt es zu

vermeiden und entsprechende Vorkehrungen dagegen zu treffen.

Im Einzelnen haben die moéglichen Vormunder aus kindlicher Sicht folgende Vor-/Nachteile:

» Der ehrenamtliche Vormund aus kindlicher Sicht:

Vorteile:
- Mehr Zeit/Engagement fur den Mindel,
dadurch enges Vertrauensverhaltnis
- Neutral gegeniiber den Institutionen, par-
teiisch fur das Kind

Nachteile:

Weniger Erfahrung z. B. in der rechtli-
chen Vertretung oder im Umgang mit So-
zialhilfetragern

Uberforderung bei schwierigen Fragen
hinsichtlich weiteren Vorgehens, wenn
Unterbringung z. B. kompliziert

» Pflegeeltern als Vormund aus kindlicher Sicht:

Vorteile

- Enges Vertrauensverhaltnis

- Synergie-Effekte bei wichtigen Entschei-
dungen fur das Kind

- Rolle wird gestarkt als Pflegeeltern, kann
sich positiv auf das Erleben des Kindes
auswirken, z. B. bei Reglung von All-
tagsangelegenheiten

- Winsche des Kindes stehen im Vorder-
grund

Nachteile

Loyalitatskonflikte

Umgang mit dem Herkunftssystem (Kon-
kurrenz, Konflikte, Parteilichkeit)

Blinde Flecken im eigenen System
Fehlende Rollenklarheit

Welche Ziele verfolge ich, z. B. Perspek-
tive des Kindes, Geschwisterkontakte
usw.

Neutrale Stellung fehlt ggf.

Was passiert, wenn Pflegeverhaltnis
scheitert?

102




Gesamtausgabe Warendorfer P

» Das Jugendamt als Vormund aus kindlicher Sicht:

Vorteile: Nachteile:

Erfahrung mit der rechtlichen Vertretung
sowie Umgang mit Sozialleistungstra-
gern

Synergie-Effekte durch Erfahrung, Ju-
gendamt haufig im selben Haus, kurze
Wege

Hohe Fachlichkeit im Bereich der Kin-
deswohlgefahrdungseinschatzung und
des Kinderschutzes

I.d.R. weniger Zeit fir den einzelnen
Mundel

Wenige Einzelkontakte, bei denen das
Kind im Fokus steht, in der Regel be-
schrankt auf Hilfeplangesprache und im
Anschluss z. B. ein Eis essen

Neutralitdt zum Herkunftssystem ggf.
durch Vorgeschichte belastet
Loyalitatskonflikte = gleiche Behorde wie

ASD des Jugendamts
Haufige Wechsel des Vormunds auf-
grund von Personalmangel usw.

» Berufs-/Vereinsvormund aus kindlicher Sicht:

Nachteile:
Ggf. wenig Zeit fur den einzelnen Mundel
Ggf. raumlich, zeitlich inhaltlich weiter

Vorteile:
Neutral gegentiber dem Jugendamt
Wissen und Erfahrung in der rechtlichen
Vertretung und Umgang mit Behérden
Gdf. Spezialisierung auf bestimmte Sor-
gerechtsteilbereiche

entfernt vom Mindel als ein ehrenamtli-
cher Vormund

e) Vom Vormund unabhéngige Ansprechpartner fir das Kind:

Das Kind hat einen Anspruch darauf, dass ihm im Bedarfsfall vom Vormund unabhangig nied-
rigschwellig erreichbare Ansprechpartner fir seine Wiinsche, Beratung und ggf. Beschwerden
zur Verfugung stehen. Zum einen konnen diese Aufgabe Fachkréfte der 6ffentlichen Jugend-
hilfe nach § 8 SGB VIIl wahrnehmen, sei es im Rahmen des allgemeinen Beratungsanspruchs
des Kindes, sei es im Rahmen der Hilfeplanung nach 8§ 36 ff. SGB VIII. Dariliber hinaus be-
steht fur das Kind vom kommunalen Jugendhilfetrager unabhéngig die Mdglichkeit, sich an
aufgrund des 8 9a SGB VIl einzurichtende Ombudsstellen zu wenden. Schlief3lich muss ge-
wahrleistet werden, dass ein Kind unabhangig von seinem Vormund die Mdglichkeit hat, beim
Familiengericht um eine Anhdrung nach § 1803 BGB zu bitten, in deren Rahmen es sich auch
zu Konflikten, Unzufriedenheit und dem etwaigen Wunsch nach einem Wechsel des Vormunds

aulern kann.
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f) Qualitatsmanagement:

Die Warendorfer Praxis fordert im Interesse der durch Vormundschatft betroffenen Kinder, dass
regelmafige unabhéngige quantitative sowie qualitative Studien zu Kindern, welche unter Vor-

mundschaft stehen, erarbeitet und ausgewertet werden, um die Qualitat von Vormundschaften
nachhaltig einschatzen und weiter verbessern zu kénnen.
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Il. Rechtliche Neuerungen der Vormundschaftsrechtsreform und Motive des Gesetzge-
bers:

Die Fachkréfte der Warendorfer Praxis teilen und unterstiitzen die Motive und Ziele, die mit
den nachfolgenden wesentlichen gesetzlichen Neuregelungen im Vormundschaftsrecht er-
reicht werden sollen.

1. Vorrang der ehrenamtlichen Vormundschaft:

Eine Person, die die Vormundschaft aus birgerschaftlichem Engagement und nicht im Rah-
men einer auf Einkommenserwerb gerichteten beruflichen Tatigkeit Gbernimmt, ist am ehesten
in der Lage, Zeit und personliche Zuwendung fur den Miindel aufzubringen, und ist daher von
besonderem Wert flr ihn. Die besondere Bedeutung der aus blrgerschaftlichem Engagement
Ubernommenen Einzelvormundschaft soll hervorgehoben werden und Anlass zur institutionel-
len Unterstiitzung durch Jugendamt und Vereine geben. Es soll der Blick fur die Verantwortung
gescharft werden, die mit der Auswahl des Vormunds verbunden ist. Der Automatismus, wo-
nach das Familiengericht ungeprtft das Jugendamt — in der Regel auf lange Sicht — zum Amts-
vormund bestellt, soll durchbrochen werden. Das Familiengericht soll in die Auswahlentschei-
dung auf3er den vorhandenen naturlichen Personen auch das Jugendamt einbeziehen. Auf
die hochqualifizierten Amtsvormiinder kann und soll in der Praxis nicht verzichtet werden. Da-
mit zielt die Vormundschaftsrechtsreform darauf ab, auch die anderen Vorminder neben dem
Jugendamt zu starken und dabei die Bestellung von natirlichen Personen zu férdern, aber
auch die wichtige Rolle der Amtsvormundschaft angemessen zu berticksichtigen. Die private
Einzelvormundschaft und die Amts- und Vereinsvormundschaft sollen mit der Reform besser
in Einklang gebracht werden und zu einem praxisorientierten Gesamtgeflige ausgebaut wer-
den.

Die starkere Orientierung am Kind ist das gemeinsame Ziel: Es sollen geeignete Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden, um bei der Auswahl des Vormunds besser auf die Bediirfnisse
des Mundels eingehen zu kénnen und dadurch eine individuellere Ausgestaltung der Vertre-
tungssituation und Forderung einer personlichen Beziehung zwischen Mindel und Vormund
zu erreichen.

2. Gesetzliche Neuregelungen zur Umsetzung dieser Ziele:

a) § 1779 BGB: Qualifikation des ehrenamtlichen Vormunds:

(1) Eine naturliche Person muss nach ihren Kenntnissen und Erfahrungen, ihren persénlichen
Eigenschaften, ihren personlichen Verhaltnissen und ihrer Vermoégenslage sowie ihrer Fahig-
keit und Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den anderen an der Erziehung des Mindels
beteiligten Personen geeignet sein, die Vormundschaft so zu fihren, wie es das Wohl des
Mundels erfordert.
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(2) Eine natirliche Person, die geeignet und bereit ist, die Vormundschaft ehrenamtlich zu
fuhren, hat Vorrang gegenuber dem Berufsvormund, dem Vereinsvormund oder dem Amts-
vormund.

Der Norm liegen folgende Motive zugrunde:

Der nicht berufsmaRig tatige Vormund ist grundsatzlich vorzugswiirdig, da er mehr Zeit, En-
gagement und personliche Zuwendung fur den Mundel aufbringen kann. Aufgrund seiner Mo-
tivationslage ist am ehesten eine familiar gepréagte persénliche Beziehung zum Mindel zu er-
warten.

b) § 1781 BGB: Vorlaufige Vormundschaft:

(1) Sind die erforderlichen Ermittlungen zur Auswahl des geeigneten Vormunds insbesondere
im personlichen Umfeld des Mindels im Zeitpunkt der Anordnung der Vormundschaft noch
nicht abgeschlossen, bestellt das Familiengericht einen vorlaufigen Vormund.

Nur Jugendamt oder Vormundschaftsverein kdnnen zum vorlaufigen Vormund bestellt wer-
den. Das Gesetzt begrenzt die Dauer der vorlaufigen Vormundschaft auf drei Monate, im Falle
bis dahin noch nicht abgeschlossener Ermittlungen auf maximal sechs Monate.

Dem liegt folgendes Motiv zugrunde:

Damit fur die im Zeitpunkt der Anordnung der Vormundschaft gegebenenfalls noch erforderli-
chen Nachforschungen nach einem geeigneten Vormund, etwa aus dem Umfeld des Miindels,
gentgend Zeit zur Verfligung steht, wird die Méglichkeit eingeflhrt, einen vorlaufigen Vormund
zu bestellen. Damit soll vermieden werden, dass das Jugendamt vorschnell zum endgtiltigen
Vormund bestellt wird, obwohl auch eine besser geeignete Person als Vormund hatte gefun-
den werden kdnnen.

c) § 53 SGB VIl n.F.: Ermittlungs- und Vorschlagspflicht des Jugendamts:
(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht Personen vorzuschlagen, die sich im Einzelfall
zur Bestellung als Vormund eignen.
(2) Das Jugendamt hat seinen Vorschlag zu begrinden. Es hat darzulegen, welche Maf3nah-
men es zur Ermittlung des am besten geeigneten Vormunds unternommen hat und (wenn es
keinen ehrenamtlichen Vormund vorschlagt) dass eine Person, die geeignet und bereit gewe-
sen ware, die Vormundschaft ehrenamtlich zu fihren, nicht gefunden wurde.

- Die Pflicht des Jugendamts, einen Vormund vorzuschlagen, wird erweitert um eine Be-

grindungspflicht. Dabei ist zu begriinden, welche Ermittlungen angestellt wurden.

- Vor der Auswahl und Bestellung eines Vormunds mussen Ermittlungen zu den Mog-
lichkeiten, einen ehrenamtlichen Vormund einzusetzen, stattgefunden haben.
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- Konsequenz: Das Jugendamt sollte Fachkrafte beschaftigen, die ehrenamtliche Vor-
minder ausbilden und regelmaRigen Kontakt zu etwaigen freien Tragern/Vormund-
schaftsvereinen.

Die Begrindung lasst sich wie folgt zusammenfassen:

- FUr das Gericht soll nachvollziehbar werden, welche Ermittlungen vorgenommen wur-
den, um den am besten geeigneten Vormund zu finden. Dabei wird dem Vorrang des
ehrenamtlichen Vormunds Rechnung getragen.

- Bei der Auswahl des am besten geeigneten Vormunds soll das Familiengericht Unter-
stiitzung durch das Jugendamt erfahren, insbesondere soll ihm das fiir seine Entschei-
dungsfindung fehlende, aber notwendige Wissen durch die Expertise und Erfahrung
der Fachkrafte des Jugendamts zugéanglich und nachvollziehbar gemacht werden.

Fur die Warendorfer Praxis werden aus diesen Anforderungen folgende Konsequenzen
gezogen (siehe unten lIl.):

- Der/Die zustéandige Sachbearbeiter/in des zustdndigen Jugendamts reicht beim zu-
stéandigen Familiengericht des Kreises Warendorf eigeninitiativ spatestens zwei Mo-
nate nach Bestellung eines vorlaufigen Vormundes eine schriftliche Stellungnahme zu
den erfolgten Ermittlungen mit einer fachlichen Begriindung ein, ob und ggf. welche
Person als ehrenamtlicher Vormund in Betracht kommt oder ob aus Sicht des Jugend-
amts Kindeswohlgesichtspunkte gebieten, den vorlaufigen Amts- bzw. Vereinsvor-
mund in seinem Amt zu lassen.

- Das Familiengericht leitet aufgrund dieser Anregung gemaf § 24 FamFG ein neues
Kindschaftsverfahren ein, das angesichts der zeitlichen und inhaltlichen Nahe zu dem
in der Regel zuvor stattgefundenen Sorgerechtsentziehungsverfahren dem/der jeweils
zustandigen Familienrichter/in — d. h. nicht dem/der Rechtspfleger/in — zugewiesen
sein soll.

d) § 53a SGB VIl n.F.: Beratung und Unterstiitzung durch das Jugendamt:

(1) Vormunder haben Anspruch auf regelméafige und dem jeweiligen erzieherischen Bedarf
des Miindels entsprechende Beratung und Unterstiitzung durch das Jugendamt.

(2) Das Jugendamt hat darauf zu achten, dass die Vorminder fir die Person der Miindel,
insbesondere ihre Erziehung und Pflege, Sorge tragen. Es hat beratend darauf hinzuwirken,
dass festgestellte Mangel im Einvernehmen mit dem Vormund behoben werden.
Konsequenz fur die Warendorfer Praxis:

Die Jugendamter im Kreis Warendorf organisieren eigenstandig, wie sie selbst bzw. von ihnen
eingeschaltete freie Trager in Zukunft geeignete ehrenamtliche Vormunder akquirieren, schu-
len, beraten und unterstiitzen. Die Warendorfer Praxis hélt die aktive Planung und Umsetzung
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dieser Aufgaben durch das Jugendamt bzw. durch freie Trager in Zusammenarbeit mit diesem
fur unerlasslich, damit ein Pool geeigneter ehrenamtlicher Vorminder aufgebaut werden kann.
e) § 57 SGB VIlI n.F.: Das Jugendamt als mitwirkende Fachbehdrde:

Das Jugendamt hat jahrlich zu prifen, ob im Interesse des Kindes seine Entlassung als Vor-
mund und die Bestellung einer Person, die die Vormundschaft ehrenamtlich flhrt, angezeigt
ist. Dasselbe gilt, wenn dem Jugendamt sonst Umstande bekannt werden, aus denen sich
ergibt, dass die Vormundschaft nunmehr ehrenamtlich gefiihrt werden kann*.

Aus der Begriindung:

- Die Norm erweitert zur Durchsetzung des Vorrangs der ehrenamtlichen Vormundschaft
die Mitteilungspflicht des Jugendamts an das Familiengericht auf ihm auf3erhalb der
jahrlichen Uberprifungsfrist sonst bekanntwerdende Umsténde, aus den sich ergibt,
dass die Vormundschaft nunmehr ehrenamtlich geflihrt werden [kann]®.

- Fur die weiteren Inhalte der Berichtspflicht, Auskunfts- und Mitteilungspflichten ver-
weist die Norm ins Betreuungsrecht (88 1863, 1864 BGB n.F.).

f) 8 55 SGB VIII n.F.: Trennungsgebot innerhalb der Jugendhilfe:

Die Aufgaben der Pflegschaft und Vormundschaft sind funktionell, organisatorisch und perso-
nell von den Ubrigen Aufgaben des Jugendamts zu trennen.

Hintergrund ist Folgender:

Das Gebot der funktionellen, organisatorischen und personellen Trennung soll als allgemeiner
Standard festgeschrieben werden. Die amtsinterne Trennung ist allgemein erstrebenswert,
damit der Amtsvormund die Vormundschaft frei von Amtsinteressen allein im Interesse des
Mundels fihren kann. Damit wird klargestellt, dass insbesondere die Suche nach einem ge-
eigneten Vormund grundsétzlich nicht die Aufgabe des mit der Filhrung der vorlaufigen Vor-
mundschaft betrauten Bediensteten ist.

g) § 1776 BGB n.F: Zuséatzlicher Pfleger:

(1) Das Familiengericht kann bei Bestellung eines ehrenamtlichen Vormunds mit dessen Ein-
verstandnis einzelne Sorgeangelegenheiten auf einen Pfleger Ubertragen, wenn die Ubertra-
gung dieser Angelegenheiten dem Wohl des Muindels dient. Die Ubertragung ist auch nach-
traglich moglich, wenn der Vormund zustimmt.

Der zusétzliche Pfleger hat bei seinen Entscheidungen die Auffassung des Vormunds einzu-
beziehen (§ 1792 Abs. 3 BGB n.F.). Es besteht eine Verpflichtung zur Zusammenarbeit im
Interesse des Mindels zu dessen Wohl (§ 1792 Abs. 2 BGB n.F.).

Der zusatzliche Pfleger hat folgenden Hintergrund:

§ 1776 BGB ermdglicht, bei einer ehrenamtlich gefiihrten Vormundschaft komplexe oder kon-
flikttrachtige Sorgerechtsbereiche auf einen zusatzlichen Pfleger zu Ubertragen, ohne dass
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solche Probleme die generelle Eignung des Vormunds in Frage stellen. Ein zuséatzlicher Pfle-
ger kann die Situation fur die Beteiligten entlasten. Der ehrenamtliche Vormund, auch der fa-
milienfremde, der auf Probleme bei der Regelung bestimmter Sorgeangelegenheiten st6(3t,
soll deshalb nicht schon als ungeeignet von der Vormundschaft ferngehalten werden. Denkbar
ist die Bestellung eines professionellen zusatzlichen Pflegers, etwa eines Rechtsanwalts,
etwa, wenn komplexe aufenthaltsrechtlichen Fragen fir den minderjahrigen Miindel zu klaren
sind und der ehrenamtliche Vormund selbst damit Gberfordert ist.
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lll. Schnittstellen/Rollen/Aufgaben aus Sicht der Jugendamter im Kreis Warendorf:

Die vier Jugendamter im Kreis Warendorf verstehen ihre Rollen und Schnittstellenaufgaben
vor dem Hintergrund der rechtlichen Grundlagen ubereinstimmend nach den folgenden
Grundsatzen, wobei jedes Jugendamt diese Aufgaben unter Beriicksichtigung der vor der Vor-
mundschaftsrechtsreform bereits im eigenen Hause gemachten Erfahrungen in den einzelnen
Ablaufen teils auch unterschiedlich handhabt und auch in der Zukunft daran festhalten wird.
Grundsatzlich gibt es verschiedene Formen der Vormundschaft/Pflegschaft:

1. Amtsvormundschaft/-pflegschaft:

¢ Die zustandige Person des ortlich zustandigen Jugendamts

2. Vereinsvormundschaft/-pflegschaft:

e Fachkrafte eines Vormundschaftsvereins

3. Berufsvormundschaft/-pflegschaft:
¢i.d.R. selbststandig tatige Vormuinder, Finanzierung tiber das Amtsgericht

4. Ehrenamtlich gefiihrte Einzelvormundschaft/-pflegschaft:

¢ VVerwandte/Bekannte eines Kindes

¢ Pflegeeltern, die eine Vormundschaft fir ihr Pflegekind Gibernommen haben

e Personen, die eine ehrenamtliche Vormundschaft iUbernehmen wollen

Der Ausgangspunkt einer Vormundschaft bzw. Pflegschatft ist das Kind als Mindel. Die Be-
riicksichtigung der Bedurfnisse und die Perspektiven des Mindels bilden die Grundlage fir
die Auswahl und Geeignetheit eines Vormundes bzw. einer Pflegschatft.

In diesem Zusammenhang ergeben sich fir die Jugendamter zahlreiche (teils neue) Aufgaben
unter Berucksichtigung folgender Schnittstellen:

Sozialer Dienst des hilfegewéahrenden Jugendamtes,
Pflegepersonen

Herkunftssystem

Familiengericht

(zusatzlicher) Pfleger/Vormund

beteiligte Institutionen/Behdrden

Die Vielzahl an beteiligten Institutionen und Personen erfordert eine Strukturierung und Koor-
dinierung unter Bertcksichtigung der rechtlichen Aspekte. Diese Koordinierungsstelle tber-
nimmt die 6ffentliche Jugendhilfe. Im Rahmen der Koordinierung findet unter Berticksichtigung
der unterschiedlichen Perspektiven denen am Kind beteiligten Personensystemen sowie den
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Bedarfen des zukunftigen Mindels unter fachlichen Aspekten die Auswahl der zunéchst vor-
laufigen Vormundschaft/Pflegschaft statt.

Wird ein vorlaufiger Vormund/Pfleger vom Familiengericht bestellt, regt das Jugendamt binnen
zwei Monaten nach der Bestellung die Einleitung eines neuen familiengerichtlichen Verfahrens
mit einem schriftlichen Bericht Gber die bisherigen Erhebungen zur Ermittlung eines maglichen
ehrenamtlichen Vormunds/Pflegers ein. Diese Verfahren zieht der/die jeweils zusténdige Fa-
milienrichter/in aus der grundsatzlich rechtspflegerischen Zustéandigkeit an sich und fihrt es
als familiengerichtliches Sorgerechtsverfahren.

Wahrend der laufenden Vormundschaft findet eine regelméaRe Beratung organisiert durch die
Koordinierungsstelle der 6ffentlichen Jugendhilfe statt. Wesen der fachlichen Beratung ist die
Betrachtung des Fortflihrens der Vormundschaft/Pflegschaft in der bestehenden Form. Dabei
sind die aufgeflihrten Schnittstellen zu berticksichtigen und gegeben falls die fachliche Not-
wendigkeit einer Veranderung, wie zum Beispiel das Aufteilen von Teilen der elterlichen Sorge
auf eine bzw. das Fortfihren durch eine qualifizierte Fachperson.

In diesem Zusammenhang arbeitet das Jugendamt nach der Bestellung des endgtltigen Vor-
munds/Pflegers im Rahmen der regelmafigen, in der Regel jahrlichen Uberprifung eng mit
den zustandigen Rechtspfleger/innen des jeweiligen Familiengerichts zusammen. Da die Vor-
mundschaftsrechtsreform vorsieht, dass der Vormund seinen Erstbericht sowie seine spateren
jahrlichen Berichte mit dem Muindel in kindgerechter Weise bespricht sowie Kinder nunmehr
einen Anspruch haben, bei aus ihrer Sicht klarungsbedurftigen Fragen beim Familiengericht
angehort zu werden, arbeiten das Jugendamt als Koordinierungsstelle, der Vormund und
der/die zustandige Rechtspfleger/in eng abgestimmt zusammen, um zu kléaren, ob und wie im
Einzelfall eine gerichtliche Anhérung des Mindels durchzufiihren ist. Das Jugendamt regt ge-
genuber dem/der zustdndigen Rechtspfleger/in, dass dem Mindel in diesen Verfahren ein
fachlich qualifizierter Verfahrensbeistand zur Seite gestellt wird.
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V. Abldufe und Zusammenarbeit der Professionen im Einzelfall:

1. Bestellung des Vormunds/Pflegers durch das Familiengericht:

Wenn Eltern die Verantwortung fur ihre Kinder ganz oder teilweise nicht selbst tragen kénnen,
entzieht das Familiengericht ihnen gemaf 88 1666, 1666a BGB ganz oder teilweise die elter-
liche Sorge und bestellt einen Vormund oder Pfleger. Eine Vormundschaft umfasst die kom-
plette elterliche Sorge, eine Pflegschaft nur Teilbereiche der elterlichen Sorge wie z. B. Auf-
enthaltsbhestimmungsrecht, Gesundheitsfirsorge, Vermdgenssorge.

2. Beteiligung/Anhdrung der Pflegepersonen, des Vormunds und des Pflegekinder-
dienstes (PKD)/Rollenverteilung:

a) Das Jugendamt, in der Regel dessen Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD), ist in allen Kin-
derschutzverfahren vom Familiengericht zumindest gemanR 8 162 Abs. 1 u. 3 FamFG anzuho-
ren. In Verfahren nach 88 1666, 1666a BGB ist das Jugendamt férmlich zu beteiligen.

b) Das Jugendamt hat es selbst in der Hand, gegentiber dem Familiengericht — soweit dies
nicht ohnehin vom Gericht von Amts wegen veranlasst worden ist — in allen Kinderschutz-
verfahren (Entziehung elterliche Sorge, Rickibertragung elterliche Sorge, Verbleibensanord-
nung, Umgangsverfahren im Pflegekinderkontext, Vormundbestellung und -wechsel) anzure-
gen, dass das Familiengericht die Pflegepersonen (8 161 FamFG), den Vormund/ gesetzli-
chen Pfleger und/oder die Fachkraft des PKD zur mundlichen Verhandlung zwecks Anhdrung
ladt.

c¢) Pflegepersonen, Vormund/gesetzlicher Pfleger und Fachkraft des PKD kénnen in den Kin-
derschutzverfahren dartiber hinaus férmlich beteiligt werden:

aa) Pflegepersonen von Amts wegen/auf Antrag gemaf den 88 7 Abs. 2 Nr. 2, 161 Abs. 1
FamFG.

bb) Vormund/Pfleger von Amts wegen/auf Antrag gemaR § 7 Abs. 2 Nr. 1 FamFG; auch das
Jugendamt als Amtsvormund im Umgangsverfahren (BGH, FamRZ 2017, 50) und die Person,
die als Vormund/Pfleger ausgewéahlt werden soll (OLG Brandenburg, FamRZ 2017, 1252).
cc) Fachkraft des PKD auf Antrag gemal § 7 Abs. 3 FamFG (nur ausnahmsweise sinnvoll).

3. Rollen von Pflegeeltern und Pflegekinder im Umfeld der Vormundschaft (nach Erz-
berger/Katzenstein, Vormundschaft in der Kinderpflegehilfe, Dialogforum Pflegekinder-
hilfe 2018):

Die Reform des Vormundschaftsrechts verdeutlicht, dass Vormundschaft und PKD durch die
Einfihrung subjektiver Rechte fir die Kinder besser aufeinander abgestimmt werden mussen,
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wenn der gemeinsame Erziehungsauftrag ,gelingen® soll. Neben die Verantwortung der Vor-
mundin/des Vormunds tritt nun verstarkt die Verpflichtung zur Kooperation und Zusammenar-
beit mit den Fachkraften in der Pflegekinderhilfe, den Pflegeeltern, den Pflegekindern und auch
den leiblichen Eltern.

Sowohl die festgelegte Besuchsfrequenz als auch die Verpflichtung zum persénlichen Enga-
gement hinsichtlich der Férderung der Erziehung der Pflegekinder machen Absprachen zwi-
schen allen an der Erziehung beteiligten Personen unerlasslich, da sich sonst Irritationen und
gegenlaufige Erziehungs- und Unterstiitzungsbemiihungen einstellen kénnen.

4. Rollenabgrenzung/Schnittstellen im laufenden Vormundschaftsverhéltnis:
- Pflegeeltern durfen Alltagsangelegenheiten allein regeln (8 1688 BGB).

- Der Vormund/gesetzliche Pfleger ist allein entscheidungsbefugt fir Grundsatzfragen
der Personensorge und des Umgangsbestimmungsrechts (88 1626, 1632 BGB).

- Der PKD ist Ansprechpartner von Pflegepersonen/Vormund/Pfleger und Koordinator
der Ausgestaltung der Hilfe zur Erziehung/Umgang im Alltag und in der Hilfeplanung
(88 27, 33, 36 SGB VIII).

- Die vom Gesetzgeber vorgesehene Trennung der Rollen innerhalb des Jugendamts
(siehe oben) und die Anforderungen an die Kooperation erfordern in der Jugendamts-
praxis hausinterne Kooperationsvereinbarungen.
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V. Die Begleitung von Pflegefamilien wahrend der bestehenden Vormundschaft/Pflegs-
chaft — Die Perspektive des Pflegekinderdienstes (PKD):

Der PKD wird durch die Jugendamter des Kreises Warendorf mit der Begleitung von Pflege-
familien beauftragt. Er berat, begleitet und unterstiitzt die Pflegefamilien, Herkunftsfamilien
und Pflegekinder wahrend der gesamten Dauer des Pflegeverhaltnisses und dient als An-
sprechpartner.

Zu den Aufgaben gehdrt u. a. die Begleitung und Organisation von Umgangskontakten und
Mitwirkung bei Hilfeplanen/Kontrakten (gemaf § 36 SGB VIII). Hierzu werden sowohl die Pfle-
geeltern und das Pflegekind, die Sorgeberechtigten sowie die leiblichen Eltern des Kindes mit
einbezogen. Fallfiihrend ist das zustandige Jugendamt.

1. Ziele der Zusammenarbeit:
e Eine dem Wohl des Kindes forderliche Erziehung (vgl. 8 37 Abs. 3 SGB VIII);
o Klare Entscheidungsstrukturen, Regelungen von Ablaufen und Fallzustandigkeiten;
e Bestmoglichste Entscheidungen fiir das Kind,;
¢ Informationsfliisse und Absprachen sind gewéhrleistet.

2. Rollenverteilung:

Die die Vormundschatft fihrende Fachkraft ist der gesetzliche Vertreter des Kindes.

Die Amtsvormundschatft ist dem Elternrecht angeglichen und deckt die entsprechenden Inhalte
ab. Bei allen Fragen, Themenbereichen und Tatigkeiten, bei denen in der Regel die Eltern
gehort und hinzugezogen werden, ist anstelle der Eltern der Amtsvormund zu informieren und
zu beteiligen. Der Amtsvormund ist ausschlie3lich dem Wohl des Miindels und den gesetzli-
chen Vorschriften verpflichtet. Er halt von sich aus Kontakt zu seinem Mindel und weiteren
Beteiligten (wie z. B. Schule, Heim, Pflegeeltern, Pflegekinderdienst), um seine Aufgabe im
Interesse des Kindes/Pfleglings auszulben.

Die padagogische Fachkraft des PKD gewahrleistet die Beratung und die Begleitung der Pfle-
gefamilie und Herkunftsfamilie.

3. Aufgaben in der Kooperation:

a) Aufgaben des PKD:

Gewinnung und Uberprifung von Pflegefamilien;

Qualifizierung und Gruppenangebote fiir Pflegeeltern;

Auswahl der Pflegefamilien (Vorschlag) und Vermittlung der Kinder in die Pflegefamilie;
Beratung und Begleitung der Pflegefamilien;

Gewahrleistung der Beteiligung der Kinder;

114



Gesamtausgabe Warendorfer Pr.

Mitwirkung Hilfeplanung/Kontraktgesprache § 36 SGB VIII;

Gewabhrleistung Kinderschutz im Rahmen der Vereinbarungen § 8a SGB VIII.

b) Umgangskontakte:

Den Umgang bestimmt der Amtsvormund im Rahmen der Sorgerechtsausiibung. Dabei lasst
er sich von den padagogischen Fachkraften des PKD beraten. Besteht eine Ergénzungs-
pflegschaft, so ist zu prifen, ob die entzogenen Teilbereiche fir eine Bestimmung des Um-
gangs ausreichen, ggfs. ist der Entzug von weiteren Teilbereichen der elterlichen Sorge, ins-
besondere des Umgangsbestimmungsrechts gemaf § 1632 Abs. 2 BGB, beim Familiengericht
Zu beantragen.

Vor der Aufnahme des Kindes in die Pflegefamilie ist eine Absprache bzgl. der Besuchsrege-
lung zu treffen. Diese Absprache stellt eine au3ergerichtliche Umgangsregelung dar. Die Ab-
sprache wird im Rahmen der Hilfeplanung mit allen Beteiligten getroffen und die Ergebnisse
der Absprache in das Hilfeplanprotokoll aufgenommen. Die Kinder sind entsprechend ihres
Alters zu beteiligen.

Es missen folgende Aspekte geklart werden:

e Ort

e Haufigkeit
e Dauer

¢ Beteiligte

Soweit eine Begleitung der Besuchskontakte zum Wohle des Kindes erforderlich scheint, ist
diese zu vereinbaren. Durchgefiihrt wird diese Leistung der Jugendhilfe durch den PKD selbst.
Ziel ist es die Kontakte fir die Kinder so belastungsarm und konfliktfrei wie méglich und fir die
Pflegefamilie sowie die Herkunftsfamilie zumutbar zu gestalten. Im Rahmen der Hilfeplanung
werden die entsprechenden Absprachen kontinuierlich der Situation und den Bedarfslagen
des Kindes sowie dem Hilfeverlauf angepasst.

Sofern eine gerichtliche Umgangsregelung besteht, hat diese Bestand und ist verbindlich. Eine
Anderung kann einvernehmlich vereinbart werden, muss dem Familiengericht mitgeteilt und
von dort gebilligt werden.
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VI. Pflegepersonen als Vormiinder oder gesetzlicher Pfleger — Die unterschiedlichen
fachlichen Perspektiven:

Mit der Starkung der ehrenamtlichen Vormundschaft wird voraussichtlich in der Praxis noch
mehr als bisher die Frage in den Fokus riicken, ob und unter welchen rechtlichen, tatsachli-
chen und padagogischen Bedingungen Pflegepersonen im Einzelfall unter Beachtung des
Wohls des Mindels zum Vormund oder gesetzlichen Pfleger bestellt werden kénnen.

1. Im Ausgangspunkt empfiehlt die Warendorfer Praxis folgende Differenzierung:

a) Lauft ein Pflegeverhéltnis Uber langere Dauer aus Sicht der professionellen Beteiligten, der
Pflegefamilie und — soweit Kontakt besteht — den Herkunftseltern vollstéandig oder weitgehend
reibungslos, spricht nichts dagegen, die Pflegeeltern oder einen von ihnen trotz der dann auf
sie zukommenden Doppelrolle (naher s. u.) in einem einvernehmlich eingeleiteten familienge-
richtlichen Sorgerechtsverfahren nach Anhérung des Mindels zum Vormund zu bestellen.

b) Bestehen keine Bedenken, dass die Pflegeeltern einzelne Sorgerechtsteilbereiche (z. B.
Gesundheitssorge, Schulsorge usw.) zum Wohl des Miindels ausiiben werden, gibt es auf der
anderen Seite aber in der Kooperation der Pflegeeltern mit dem zustandigen Jugendamt, Vor-
mund und/oder den Herkunftseltern mitunter Konfliktpotential, sollte die Handlungsfahigkeit
der Pflegeeltern durch die Ubertragung nur von Teilbereichen der Sorge auf sie als gesetzliche
Pfleger angemessen gestarkt werden.

¢) In insgesamt konflikttrachtigen Pflegeverhaltnissen empfiehlt es sich, dass der Vormund die
elterliche Sorge vollstéandig allein und unabhéngig austibt und selbst entscheiden kann, ob und
in welchem Umfang er den Pflegeeltern ggf. tber die reinen Alltagsangelegenheiten hinaus-
gehend eine Sorgerechtsvollmacht erteilt.

2. Diese differenzierte Betrachtung fuf3t auf den folgenden Grundlagen und Haltungen
der verschiedenen Professionen:

a) Die rechtliche Perspektive:

Die Bestellung von Pflegepersonen zum gesetzlichen Vormund des in ihrer Obhut lebenden
Pflegekindes gemal 88 1773 ff. BGB ist rechtlich zulassig. Das ergibt sich ausdrtcklich aus
der Gesetzesbegrindung der Vormundschaftsrechtsreform. Der Vorrang der Bestellung eh-
renamtlicher Vormiinder gilt insoweit auch fir Pflegepersonen. Nehmen Pflegepersonen als
Vormund die vollstandige sorgerechtliche Stellung wie leibliche Eltern ein, haben sie eine Dop-
pelrolle. Sie bleiben namlich gleichzeitig eine JugendhilfemaRnahme im Sinne des § 33 SGB
VIII. Das ist aber grundsatzlich nicht problematisch, weil die Steuerungs- und Leitungsfunktion
des zustandigen Jugendamtes (vgl. § 36a SGB VIII) gewahrt bleibt.

Die Pflegeperson als Vormund Ubt zwar das Aufenthaltsbestimmungsrecht aus und kann im
Streitfall einen Antrag an das Jugendamt stellen, dass die Hilfe zur Erziehung durch sie selbst
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fortgesetzt wird. Uber deren Einsetzung, ordnungsgeméaRen Verlauf und etwaige Beendi-
gung/Verlangerung hat aber das Jugendamt zu entscheiden, wahrend der Pflegeperson als
Vormund die vollen elterlichen Sorgerechtsbefugnisse zustehen.

Das Familiengericht darf und kann im Einzelfall das Aufenthaltsbestimmungsrecht, die Schul-
sorge, die Gesundheitssorge und das Recht zur Beantragung von Hilfen zur Erziehung (au-
Rerhalb des § 33 SGB VIII) auf die Pflegepersonen eines Kindes als gesetzliche Pfleger Giber-
tragen, wenn dies dem Wohle des Kindes dient und es sich bei den Pflegepersonen um zur
Ubernahme der gesetzlichen Pflegschaft bereite und geeignete Personen handelt. Es spricht
rechtlich im Grundsatz nichts dagegen und begriindet auch nicht zwingend einen Interessen-
konflikt, dass einzelne Bereiche des Sorgerechts (auch bei einer Inkognito-Inpflegegabe) auf
die Pflegepersonen als gesetzliche Pfleger Ubertragen werden (vgl. Griineberg-Gétz, BGB,
81. Auflage, § 1779 Rn. 5, § 1887 Rn. 2 und 3; BayObLG, FamRZ 1989, S. 1340; AG Scho-
neberg, FamRZ 2002, S. 268). Auch als gesetzliche Pfleger bleiben die Pflegepersonen in der
Pflicht, mit dem Jugendamt im Rahmen von Hilfeplangesprachen zusammenzuarbeiten, denn
die Familienpflege, also die Stellung als Pflegepersonen, bleibt ihrerseits eine Form der — der
Leitungsbefugnis des Jugendamtes unterfallenden — offentlichen Jugendhilfe.

Als gesetzliche Pfleger kdnnen die Pflegepersonen z. B. beim Jugendamt ambulante Jugend-
hilfemaflnahmen fur sich und ihr Pflegekind beantragen.

§ 1777 BGB n.F. (Ubertragung von Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeperson als Pfleger)
konkretisiert die Voraussetzungen als Alternative zur Ubertragung der vollen Vormundschaft:
(1) Das Familiengericht tbertragt auf Antrag des Vormunds oder der Pflegeperson einzelne
Sorgeangelegenheiten oder eine bestimmte Art von Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeper-
son als Pfleger, wenn

1. der Mlndel seit langerer Zeit bei der Pflegeperson lebt oder bereits bei Begriindung des
Pflegeverhéltnisses eine personliche Bindung zwischen dem Miindel und der Pflegeperson
besteht,

2. die Pflegeperson oder der Vormund dem Antrag des jeweils anderen auf Ubertragung zu-
stimmt und

3. die Ubertragung dem Wohl des Miindels dient. Ein entgegenstehender Wille des Muindels
ist zu bertcksichtigen.

(2) Sorgeangelegenheiten, deren Regelung fur den Miindel von erheblicher Bedeutung ist,
werden der Pflegeperson nur zur gemeinsamen Wahrnehmung mit dem Vormund tbertragen.
(3) Den Antrag auf Ubertragung nach Absatz 1 Satz 1 kann auch der Miindel stellen, wenn er
das 14. Lebensjahr vollendet hat.

Aus Sicht der Warendorfer Praxis ist diese Regelung gut gemeint, aber praktisch wenig hand-
habbar: Wann ist eine Sorgeangelegenheit fiir ein Miindel von erheblicher Bedeutung im Sinne
des 8§ 1777 Abs. 2 BGB n.F? Wie soll die dann geforderte gemeinsame Wahrnehmung der
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Angelegenheit durch Pflegeperson und Vormund aussehen? Entscheidet im Streitfall das Fa-
miliengericht dartiber, wer die Entscheidung fir das Kind treffen darf? Eine dem Kindeswohl
des Muindels dienliche Handhabung dirfte sich in der Praxis auf3er in gut funktionierenden
Pflegeverhéltnissen als schwierig erweisen.

b) Die padagogische Perspektive:

aa) Ausgangslage:

Die Vormundschaftsreform proklamiert der ehrenamtlichen Vormundschaft den Vorrang vor
der Amts- oder Berufsvormundschaft einzurdumen. Dieses Ansuchen ist auch zun&achst nach-
vollziehbar, wenn geeignete Personlichkeiten diese Verantwortung tbernehmen wollen und
kénnen. Es kann davon ausgegangen werden, dass sie eine grof3ere intrinsische Motivation
mitbringen und mehr persodnliches Engagement zeigen, keine materiellen Griinde vorliegen
und die Beziehungsstruktur normativ akzeptiert ist. Kriminelle Absichten seien hier auen vor-
genommen. Defizite werden eher im fachlichen Bereich verortet sein und bedurfen daher einer
verlasslichen Schulung, Beratung und Betreuung.

Bei den Amts- und Berufsvormuinder/innen ist die fachliche Eignung i.d.R. geprift und sollte
daher gegeben sein. Die Amtsvormunder/innen sind durch ihr Gehalt finanziell unabhangig.
Die grof3te Problematik ergibt sich hier durch die Nahe zur offentlichen Verwaltung (Jugend-
amt, gleicher Dienstherr usw.) und wird meist auch von den weiteren Beteiligten so wahrge-
nommen. Die Berufsvorminder/innen haben erst einmal eine neutralere Ausgangslage und
gerade in hochstrittigen Fallen bringen ausgebildete Jurist/innen einen Mehrwert in die Fall-
verlaufe. Durch das Erwerbsprimat konnen materielle Zielkonflikte entstehen (vergleich ge-
setzliche Betreuungen). Zusammengefasst bedeutet dies bei der berufsmaRigen Ausiibung
(Amts- als auch Berufsvormund), dass sie von ihren Fallzahlen, ihrer personlichen Reife und
Engagement hinreichend Ressourcen fir ihr Miindel einbringen miissen.

Fur den Personenkreis der Pflegekinder haben sich beim Vorrang der ehrenamtlichen Vor-
mundschaft die Pflegeeltern in Stellung gebracht. Bei den vielen 6ffentlichen Stellungnahmen
der Fachverbande handelt es sich allerdings meist um Interessensverbande von Pflegeeltern.
Argumentiert wird mit der gewachsenen Beziehung zum Kind, der Praxissynergie und dass es
i.d.R. dem Kindeswillen entspricht. Des Weiteren wird die Begriindung des Gesetzgebers fiir
den Vorrang des ehrenamtlichen Vormunds synonym fir die Pflegeeltern verargumentiert.
Selbstverstandlich missen Pflegeeltern eine vertrauensvolle Beziehung zu ihrem Pflegekind
gestalten und fir ihren Praxisalltag rechtlich ausreichend ausgestattet sein. Dies kann durch
verlassliche und kooperative Eltern oder Vormiinder/innen, Vollmachten, etc. abgesichert sein
und Bedarf nicht zwangslaufig der Vormundschaft. Die Aussage, dass die Vormundschaft der
Pflegeelterni.d.R. dem Kindeswillen entspricht, muss stets fachlich prazise beleuchtet werden,
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da Pflegekinder mitunter mit dem Thema ldentitat, Loyalitéat zur Herkunftsfamilie usw. beschaf-
tigt sind, insbesondere auch im Altersverlauf. Es erfordert bei einer so wichtigen, weitreichen-
den und wirkméachtigen Entscheidung daher einer differenzierteren Betrachtung.

bb) Gegenstand, Rollen und Dynamik:

Die Jugendhilfe versucht einem (sozial) verwaisten Kind, i. d. R. jingeren Kindern, durch eine
Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII einen familienanalogen Entwicklungsrahmen zu ermdogli-
chen. Dieses Hilfesetting erweist sich in der Praxis als dialektischer als die Heimerziehung
gem. 8 34 SGB VIII. In der klassischen Heimerziehung sind der Dienstleistungscharakter und
die jeweiligen Rollen der Beteiligten klar. Bei der Vollzeitpflege sieht es anders aus.
Beispiele:

- Fur die leiblichen Eltern stellen die Pflegeeltern eine kontrastfreiere Konkurrenz dar
und die Hilfe an sich signalisiert innen eine geringere Rickfihrungschance.

- Viele Pflegeeltern sehen ihre Rolle eher im Ehrenamt als in der des Dienstleisters.

- Der Pflegekinderdienst im Jugendamt steht vor unterschiedlichen, teils gegensétzli-
chen, Rollenanforderungen wie Vertrauensperson fir die Pflegeeltern und die leibli-
chen Eltern zu sein, und dem Kind, gleichzeitig Leistungsgewéhrer, Fachaufsicht,
Wachteramt, etc.

- Eventuell sind weitere noch Familiengerichtsbeteiligte involviert.

Um einen gelingenden und forderlichen Rahmen fir das Kind zu schaffen, ist die Rollenklarheit
und das Zusammenwirken der Beteiligten von entscheidender Bedeutung. Hier gilt es eine
dynamische Balance zwischen den Einzelinteressen zu gestalten, um moglichst Widerstande
gegen das Hilfekonstrukt zu vermeiden. Systemisch betrachtet kdnnen bereits einzelne Funk-
tionstrager das Hilfesystem sprengen. Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass viele Pfle-
geverhéltnisse scheitern bzw. abgebrochen werden. Auch der ambivalente Charakter zwi-
schen Sachebene (Dienstleistung) und Moralebene (Ehrenamt) erschwert eine gemeinsame
Kommunikationsebene, wenn die Akteure aus unterschiedlichen Ebenen sprechen. Auch die
Zunahme der ,professionellen Pflegestellen” tragen u.a. dieser Herausforderung Rechnung.
Die Rolle des Vormunds ist in dieser Gemengelage am ehesten neutral, unbelastet und unbe-
fangen. Bis zu seiner Bestallung ist die erstinstanzliche familiengerichtliche Uberpriifung i.d.R.
abgeschlossen, zukiinftig je nach Fall ggf. erst nach dem weiteren Verfahren zur Uberprifung,
ob statt des vorlaufigen Vormunds ein ehrenamtlicher Vormund zur Verfligung steht. Der Auf-
trag der Vormundschaft ist allein und parteilich dem Kind gewidmet. Aus dieser Rolle heraus
kann sie im System einen gemeinsamen Nenner definieren und symbolisieren, und eventuell
moderierend wirken. Diese wichtige Rolle und Funktion den Pflegeeltern zu tbertragen, ist nur
in eher seltenen Ausnahmeféllen als mit dem Kindeswohl gut vereinbar zu begriinden.
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Fur die Ubertragung sprechen, wie auch die Beftirworter argumentieren, die enge Beziehung
zum Kind und die Alltagserleichterung. Weitere Argumente wie Bindungsstarkung und Sicher-
heit fallen aus padagogischer Sicht weniger ins Gewicht, da diese durch die Interaktionsqua-
litat generiert werden mussen und sich nicht aus einem administrativen Akt ableiten.

Gegen die Ubertragung spricht, dass man dem Hilfesystem eine wichtige neutrale Rolle ent-
Zieht und einen Interessensbeteiligten mit mehr Macht ausstatten wirde. Dies kann in nicht
wenigen Fallen destruktive Folgen fur das System und dessen Balance haben. Des Weiteren
wlrde es zu mehr Rollenkonfusion fihren, wo doch mehr Rollenklarheit notwendig ist. Bei-
spielsweise wirden die Pflegeeltern einen Jugendhilfeantrag (Kostentrager) stellen und
gleichzeitig als Leistungserbringer fungieren. Und im Jahresbericht fir die Vormundschaft wur-
den sie unter anderem ihre eigene Leistung bewerten (Wie geht es dem Kind in der Pflege-
stelle?). Auch hinsichtlich der Elternkonkurrenz waren sie dann nicht nur moralisch, sondern
auch rechtlich tberlegen und bestatigt.

cc) Resiimee und Empfehlungen aus padagogischer Sicht:

Bei der Entscheidung fur eine/n Vormiind/in muss eine ganzheitliche Betrachtung lber die
Auswirkungen fur die Situation des Kindes unternommen werden. Sicherlich bedeutet der Vor-
rang fur die Pflegeeltern mehr Sicherheit und Handlungsautonomie fir das Pflegeverhéltnis
fur die Pflegeeltern, kann jedoch gleichzeitig die aufgezeigten nachteiligen Folgen fur das Ge-
samtsystem nach sich ziehen. Fur die gedeihliche Entwicklung des Miindels ist entscheidend,
dass alle Beteiligten (Hilfesystem, Eltern usw.) ihre Rolle und Aufgaben verantwortungsbe-
wusst wahrnehmen und férderliche Beziehungen miteinander gestalten.

In Teilbereichen des Sorgerechts ist eine Pflegschaft aus padagogischer Sicht eher denkbar,
wenn hiermit ein groRer (alltags-)praktischer Nutzen einhergeht und Ubereinstimmung unter
den Beteiligten besteht. Beispielsweise, wenn schwere, chronische und/oder behandlungsin-
tensive Erkrankungen vorliegen, ist die Ubertragung der Gesundheitsfiirsorge niitzlich, da die
standige Begleitung durch den Vormund einen hohen logistischen Aufwand, aber einen gerin-
gen substanziellen Mehrwert zu Folge hat.

AbschlieRend ist auf den Prozessaspekt hinzuweisen. Eine Vollzeitpflege wird meist in jungen
Jahren eingerichtet. Nicht selten scheitern Pflegeverhéltnisse, auch vormals Idealverlaufe, in
den Pubertatsjahren. Auch hier besteht im Falle der vorherigen Etablierung der Pflegeeltern
als Vormund die Gefahr einer Rollenkonfusion.

Wenn die idealen Voraussetzungen (langjéhriges und gesichertes Dauerpflegeverhaltnis, ge-
wachsene und vertrauensvolle Arbeitsbeziehungen, Eltern verstorben oder langjahrig nicht
mehr prasent, etc.) fur eine Vormundschatft der Pflegeeltern vorliegen, waren, bis auf Ausnah-
men, dem Grunde nach auch die Voraussetzungen fir eine Adoption gegeben. Unter derart
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gunstigen Bedingungen wirde sich die Entscheidungsfindung fiir den/die richtige/n Vor-
mund/erin aufdrangen. Ansonsten muss jeder Antrag im Einzelfall in einem sorgfaltigen Be-
wertungs- und Abwagungsprozess individuell evaluiert werden.
c) Zusammenfassende Kriterien und Empfehlungen:
Die Ubertragung einer Vormundschaft/Pflegschaft auf die Pflegeeltern ist eine Entscheidung
von groRRer Tragweite. Pflegeeltern sind dabei vor besondere fachliche und persénliche Her-
ausforderungen gestellt. Daher ist eine sorgfaltige fachliche Prufung erforderlich, bevor die
eigentliche Ubertragung vorgeschlagen oder hierzu im Einzelfall Stellung genommen wird. Die
Ubertragung der Vormundschaft auf die Pflegeeltern oder deren Ablehnung ist immer eine
Einzelfallentscheidung des Familiengerichts. Das Verfahren kann sowohl vom zustandigen
Jugendamt als auch von den Pflegeeltern veranlasst werden.
aa) Von der Ubertragung der Vormundschaft auf die Pflegeeltern sollte i.d.R. abgesehen
werden, wenn einer der folgenden Aspekte vorliegt:
o Die gerichtlichen Verfahren (Sorgerechtsentziehung, Sorgerechtsriickiibertragung und
Herausgabe oder streitige Umgangsverfahren usw.) sind noch nicht abgeschlossen.
e Es besteht eine ernsthafte, nicht nur rein rechtliche Rickkehroption des Pflegekindes
zur Herkunftsfamilie.
o Das Pflegeverhéltnis ist nicht auf langere Zeit ausgerichtet.
e Es steht ein Zustandigkeitswechsel beim PKD oder ASD an.
¢ Das Miindel lebt noch nicht mindestens zwei Jahre in der Pflegefamilie.
¢ Die Pflegeeltern haben eine negative Sichtweise auf die Herkunftsfamilie und belasten
dadurch das Kind.
e Die Pflegeeltern lehnen den Umgang mit der Herkunftsfamilie ab oder es gibt Hinweise
darauf, dass die Pflegeeltern den Umgang mit der Herkunftsfamilie nicht férdern.
¢ Die Herkunftsfamilie lehnt die Pflegeeltern ab.
e Die Eignung als Vormund ist aufgrund von Eintrégen im qualifizierten Fihrungszeugnis
nicht gegeben.
e Eventuell vorhandenes Miindelvermégen scheint aufgrund konkreter Anhaltspunkte
als gefahrdet.

bb) Anhaltspunkte zur Befiirwortung einer Ubertragung der elterlichen Sorge auf die
Pflegeeltern sind hingegen:
o Esliegt der ausdrtickliche Wille des Miindels vor und das Mindel kann diesen Wunsch
altersentsprechend und authentisch sowie nachhaltig auf3ern.
o Die Pflegeeltern sind offen fur die Kooperation mit allen Fachdiensten des Jugendam-
tes und sind/bleiben in ihrem Handeln gegenidber dem Jugendamt transparent.
e Die Pflegeeltern sind in der Lage, sich und ihr Handeln kritisch zu hinterfragen.
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o Die Pflegeeltern sind dazu bereit, jederzeit die Unterstiitzung des Jugendamtes nach
§ 53 SGB VIII einzuholen.

¢ Auch schwierige Themen und Probleme, die das Pflegekind betreffen, werden von den
Pflegeeltern offengelegt und kénnen mit diesen konstruktiv bearbeitet werden.

e Eine respektvolle Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie ist gegeben.

¢ Ein langjahriges Pflegeverhaltnis (nicht unter zwei Jahren) besteht.

e Zum Entscheidungszeitpunkt besteht keine vorauszusehende bzw. wahrscheinliche
Ruckfuhrung zur Herkunftsfamilie.

e Eine Adoption des Kindes durch die Pflegeeltern kommt aus persoénlich und fachlich
anzuerkennenden Griinden nicht in Frage.

e Grundsatzlich besteht die Bereitschaft, die Vormundschaft auch bei Beendigung des
Pflegeverhaltnisses weiterzufthren.

122






www.kreis-warendorf.de



	Sitzungsdokumente
	Einladung AKJF

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Zuschüsse zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten ab dem 01.08.2023
	Sitzungsvorlage  135/2023
	Übersicht Zuschüsse Flexibilisierung der Betreuungszeiten  135/2023

	TOP Ö  4 Finanzierung von Großtagespflegestellen im Zuständigkeitsbereich des Amtes für Jugend und Bildung
	Sitzungsvorlage  136/2023

	TOP Ö  5 Einsatz als insoweit erfahrene Fachkraft nach § 4 Abs. 2 Bundeskinderschutzgesetz (KKG) sowie § 8b SGB VIII – Anpassung der Leistungsvereinbarung sowie der Leistungsbeschreibung
	Sitzungsvorlage  137/2023
	Entwurf einer Leistungsbeschreibung  137/2023
	Entwurf einer Leistungsvereinbarung  137/2023

	TOP Ö  6 Rahmenvereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrages gemäß §§ 8a und 72a SGB VIII
	Sitzungsvorlage  138/2023
	Rahmenvereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrages  138/2023

	TOP Ö  7 Personalentwicklung und Organisationsuntersuchung im Amt für Jugend und Bildung - Sachstand
	Sitzungsvorlage  163/2023

	TOP Ö  8 Sozialpädagogische Förderung im schulischen Vor- (Übergangsmanagement II) und Nachmittag (OGS-Förderung) - Sachstandsbericht
	Sitzungsvorlage  134/2023

	TOP Ö  9 15 Jahre „Warendorfer Praxis“ – Sachstandsbericht
	Sitzungsvorlage  140/2023
	Gesamtbericht Warendorfer Praxis  140/2023





